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Einleitung 
 

1. Allgemeines 
 

1.1 Bedeutung und Inhalt der Bemerkungen 
 
Nach der Landesverfassung hat der Landesrechnungshof Schleswig-
Holstein (LRH) das Ergebnis seiner Prüfungen jährlich gleichzeitig dem 
Landtag und der Landesregierung zu übermitteln. Das zusammengefasste 
Prüfungsergebnis wird in den Bemerkungen des LRH veröffentlicht. 
 
Die Bemerkungen mit dem Bericht des LRH zur Haushaltsrechnung bilden 
neben der Haushaltsrechnung des Finanzministeriums die Grundlage für 
die Entscheidung des Parlaments über die Entlastung der Landesregie-
rung. 
 
Die Bemerkungen beziehen sich nicht auf ein bestimmtes Haushaltsjahr. 
Vielmehr berichtet der LRH über aktuelle Prüfungsergebnisse, damit der 
Landtag Konsequenzen aus finanzwirksamen Vorfällen ziehen kann.  
 

1.2 Zusammensetzung des Senats 
 
Der Senat des LRH war im Zeitpunkt der Beschlüsse über die Bemerkun-
gen 2011 wie folgt besetzt: 
 
 Präsident Dr. Aloys Altmann 
 Vizepräsident Aike Dopp 
 Ministerialdirigent Dr. Ulrich Eggeling 
 Ministerialdirigentin Dr. Gaby Schäfer 
 Ministerialdirigent Claus Asmussen  
 
Über den Inhalt der Bemerkungen entscheiden die Mitglieder des LRH kol-
legial als Senat. Den Vorsitz im Senat führt der Präsident. 
 

1.3 Prüfungsverfahren 
 
Das Prüfungsverfahren gliedert sich in verschiedene Phasen. Es beginnt 
mit der Prüfungsplanung. Einen ersten Abschluss findet es mit der Mittei-
lung des Prüfungsergebnisses an die zuständige Stelle. Das Prüfungser-
gebnis wird mit ihr erörtert. Anschließend wird der geprüften Stelle Gele-
genheit gegeben, auf die Mitteilung zu erwidern. Auf dieser Grundlage 
entstehen dann die Beiträge, die in die Bemerkungen aufgenommen wer-
den. Die Entwürfe der Beiträge sind den zuständigen Ministerien zuvor zur 
Stellungnahme zugeleitet worden. Falls Ergänzungen zu den Sachverhal-
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ten oder abweichende Auffassungen vorgetragen worden sind, kommt 
dies in den Bemerkungen zum Ausdruck.  
 
Der LRH kann keine Weisungen erteilen, um seine nicht justiziablen Prü-
fungsergebnisse zu vollziehen. Er sucht deshalb den Dialog mit den ge-
prüften Stellen und Aufsichtsbehörden, um durch Argumente zu überzeu-
gen. Darüber hinaus präsentiert der LRH der Öffentlichkeit die Bemer-
kungen in Pressekonferenzen, Pressemitteilungen und Interviews.  
 
Der LRH ist ein unabhängiges, mit verfassungsrechtlichem Sonderstatus 
versehenes Organ der Finanzkontrolle. Seine Mitglieder genießen den 
Schutz richterlicher Unabhängigkeit. Einflussnahmen und Einwirkungen 
auf seine Tätigkeit durch Parlament oder Regierung sind mit der Landes-
verfassung unvereinbar. 

 
 
2. Entlastung des LRH 

 
Die Rechnung des LRH wird vom Landtag geprüft, der auch über die Ent-
lastung beschließt (§ 101 Landeshaushaltsordnung - LHO). 
 
Der Landtag hat dem LRH am 15.12.2010 einstimmig Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2008 erteilt.1 
 
 

3. Besondere Prüfungsfälle und Sonderberichte 
 

3.1 Die erste Schuldenbremse in einer Landesverfassung 
 
Schleswig-Holstein hat als erstes Land die Schuldenbremse in seine Lan-
desverfassung aufgenommen.2 Diese orientiert sich an Artikel 109 und  
115 Grundgesetz (GG); teilweise geht sie noch darüber hinaus.  
 
Der LRH hat dem Innen- und Rechtsausschuss sowie dem Finanzaus-
schuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages seine Stellungnahme zu 
diesem Gesetzesvorhaben übersandt.3 Im Finanzausschuss hat er diese 
näher erläutert. 
 

1  Landtagssammeldrucksache 17/1112 vom 14.12.2010; Plenarprotokoll 17/35, S. 3013. 
2  Art. 53 und 59 a der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein (Landesverfassung - LV) 

i. d. F. d. Bekanntmachung vom 13.05.2008, GVOBl. Schl.-H. S. 223, zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung der Verfassung  vom 18.01.2011, GVOBl.  
Schl.-H. S. 34. 

3  Umdrucke 16/4622 vom 01.09.2009 und 17/542 (neu) vom 16.03.2010. 
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Wie die Schuldenbremse die Schulden bremst 
 
Mit der Schuldenbremse beginnt für die öffentlichen Finanzen ein neues 
Zeitalter. Die ungebremste Kreditaufnahme soll der Vergangenheit ange-
hören. Die Schuldenbremse löst die alte, an den veranschlagten Investi-
tionen festgemachte Kreditobergrenze ab. Diese hatte ihre Wirkung ver-
fehlt und war in der Praxis zu weit ausgelegt worden.1  
 
Mit der Schuldenbremse wurden neue Komponenten in das Staatsschul-
denrecht eingeführt: 
• Grundsatz des strukturell ausgeglichenen Haushalts, das heißt, Haus-

haltsausgleich von Einnahmen und Ausgaben ohne Einnahmen aus 
Krediten, 

• übergangsweise strukturell bedingte Kreditaufnahme,  
• konjunkturell bedingte Kreditaufnahme (Konjunkturkomponente) sowie 
• Ausnahmeregelungen für Kreditaufnahmen bei Naturkatastrophen 

oder in außergewöhnlichen Notsituationen mit festgelegtem Tilgungs-
plan, beschlossen mit Zweidrittelmehrheit des Landtages. 

 
Das strukturelle Finanzierungsdefizit 2010 - verringert um 10 % pro Jahr - 
bildet die Obergrenze für das strukturelle Finanzierungsdefizit der nächs-
ten Jahre.2 Auf diese Weise soll das strukturelle Defizit bis Ende 2019 ab-
gebaut werden. Dann muss der Landeshaushalt strukturell ausgeglichen 
sein. Ab 2020 darf das Land keine strukturell bedingten Kredite aufneh-
men.  
 
Es darf nur noch Kredite aufnehmen, wenn sie konjunkturell bedingt sind 
oder aufgrund der Ausnahmeregel gebraucht werden. Die konjunkturell 
bedingten Kredite sollen über den Konjunkturzyklus symmetrisch ausge-
glichen werden.3 Konjunkturbedingte Steuermehreinnahmen dürfen nicht 
mehr für strukturelle Maßnahmen/Mehrausgaben verwendet werden. Sie 
stehen nur zum Ausgleich der konjunkturbedingten Kreditaufnahmen zur 
Verfügung. Für Kredite, die aufgrund der Ausnahmeregel aufgenommen 
werden, ist ein Tilgungsplan für deren zeitnahe Rückzahlung aufzustellen.  
 
Der LRH befürwortet die neue Schuldenbremse in der Landesverfassung. 
Er sieht in ihr ein geeignetes Instrument, der weiteren Verschuldung des 
Landes entgegenzutreten. Sie ist auch ein Signal und eine Verpflichtung 
für Parlament und Regierung, endlich die ungebremste Schuldenpolitik der 
Vergangenheit zu stoppen. 

                                                      
1  Vgl. LRH: „Investitionsbegriff und verfassungsmäßige Grenze für die Kreditaufnahme,  

Finanzausschusssitzung am 13.02.2003 sowie Votum zu Nr. 7 der Bemerkungen 2003“ 
vom 13.01.2004, Umdruck 15/4129. 

2  Art. 59 a Abs. 1 LV. 
3 Art. 53 Abs. 2 LV. 
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Durch die Schuldenbremse können viele Fehler der Vergangenheit ver-
mieden werden. Allerdings setzt dies voraus, dass die unbestimmten 
Rechtsbegriffe und Instrumente konkretisiert werden: 
• Wie wird die Normallage definiert? 
• Wann liegt eine von der Normallage abweichende konjunkturelle Ent-

wicklung vor?  
• Was sind Naturkatastrophen und wann wird die Finanzlage durch sie 

erheblich beeinträchtigt? 
• Wie verbindlich wird die Tilgung der Kredite geregelt und in welchem 

Zeitraum muss getilgt sein? 
 
Durch die unbestimmten Rechtsbegriffe besteht die Gefahr, dass höhere 
Verschuldungsspielräume als bisher geschaffen werden. Negative Folgen 
zunehmender Staatsverschuldung, wie sie aus der unzureichenden Defini-
tion des Investitionsbegriffs resultierten, dürfen sich nicht wiederholen. 
 
Das Land darf nicht der Versuchung erliegen, die Schuldenbremse zu um-
gehen oder die Ausnahmetatbestände zu schnell in Anspruch zu nehmen. 
Die Kreditaufnahme darf nicht auf Sondervermögen, Landesbetriebe, lan-
deseigene Gesellschaften oder landeseigene juristische Personen des  
öffentlichen Rechts verlagert werden.1 
 
Trotz vieler Fragen erwartet der LRH, dass mit der Schuldenbremse und 
dem noch zu beschließenden Ausführungsgesetz eine wirksamere Schul-
denbegrenzung als bisher möglich ist. Dies setzt voraus, dass die Normen 
der Verfassung eingehalten werden. In Schleswig-Holstein war das in der 
Vergangenheit bei der Aufstellung von Haushalten nicht immer selbstver-
ständlich.2 Der LRH hat hier bereits 2005 „eine bedenkliche Erosion des 
Rechtsbewusstseins und der Rechtstreue“ festgestellt.3 
 
Wenn der Landeshaushalt ab 2020 strukturell ausgeglichen ist und die 
Schuldenbremse ihre Wirkung als Bremse für die Neuverschuldung entfal-
tet, beginnt erst die wahre Herkulesaufgabe: Die aufgehäuften Altschulden 
von mindestens 32 Mrd. € müssen getilgt werden. 
 

3.1.2 Der Rechnungshof kontrolliert den Kurs 
 
Über den Abbau des strukturellen Finanzierungsdefizits und die Einhaltung 
des vorgeschriebenen Abbaupfades hat die Landesregierung dem Parla-

                                                      
1  Vgl. Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe des Bundes und 

der Länder zur Ausgestaltung der Schuldenregeln vom 04.05.2010, Umdruck 17/832. 
2  Vgl. z. B. Bemerkungen 2010 des LRH, Nr. 6.14.2, Bemerkungen 2009 Nr. 6.11.2 und 

Bemerkungen 2008 Nr. 6.14.4. 
3  Stellungnahme des LRH zum Entwurf des Nachtragshaushalts 2005, Umdruck 16/150 

vom 12.08.2005 sowie Bemerkungen 2006 des LRH, Nr. 8.2.3, S. 67. 
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ment jährlich zu berichten.1 Erstmals wird dies nach Vollzug des Haus-
halts 2010 und nach Vorlage der Ergebnisse der Steuerschätzung im Mai 
2011 sein.  

                                                     

Der Rechnungshof wird hierzu gem. Art. 59 a Abs. 2 LV Stellung nehmen. 
 

3.2 Haushaltsentwurf 2011/2012 - der erste Doppelhaushalt in den Zeiten 
der Schuldenbremse  
 
Am 23.08.2010 hat die Landesregierung den Entwurf des Doppelhaushalts 
2011/2012 mit Haushaltsgesetz und Haushaltsbegleitgesetz2 sowie den 
Finanzplan 2010 bis 2014 und seine Fortschreibung bis 20203 vorgelegt. 
In seiner Stellungnahme vom 27.10.20104 kommt der LRH zu folgender 
Bewertung:  
• Die Haushaltslage des Landes ist ein Desaster. Trotz Schuldenbremse 

wird das Land bis 2020 seinen Schuldenberg erhöhen. 
• Dennoch geht das Land mit der Schuldenbremse den richtigen Weg. 

Doch es steht erst am Anfang des schwierigen Abbaupfades. Der Sa-
nierungspfad darf nicht verlassen werden. Daran dürfen auch Proteste 
gegen einzelne Sparmaßnahmen nichts ändern. Gegebenenfalls muss 
innerhalb der Budgets „umgesteuert“ werden.  

• Das gesamte Parlament und die Regierung stehen gemeinsam in der 
Verantwortung für dieses Land. Sie müssen gemeinsam den Weg aus 
der Schuldenfalle gehen. Jeder, der die katastrophale Finanzlage 
Schleswig-Holsteins nicht ernst nimmt und sie nicht nachhaltig verbes-
sert, riskiert die Zukunft des Landes.  

• Die Finanzplanung bis 2014 enthält nur Zielplanungen. Es geht nicht 
daraus hervor, welche Haushaltslücken das Land 2013 und 2014 noch 
schließen muss.  

• Der LRH fordert Parlament und Landesregierung auf, Mehreinnahmen 
und Minderausgaben künftig ausschließlich einzusetzen, um die Kre-
ditaufnahme zu vermindern. Sie dürfen nicht zur Finanzierung zusätz-
licher Ausgaben im Haushalt verplant werden. Je schneller das Defizit 
abgebaut wird, umso vorteilhafter ist dies für das Land. 

 
3.3 Neues Schulgesetz verabschiedet 

 
Im Januar 2011 hat der Schleswig-Holsteinische Landtag das neue Schul-
gesetz beschlossen. Zum Gesetzentwurf hat der LRH Stellung genom-
men.5 

 
1  Art. 59 a Abs. 2 LV. 
2  Landtagsdrucksachen 17/740 und 17/741 vom 23.08.2010. 
3  Landtagsdrucksache 17/803 vom 23.08.2010. 
4  Umdruck 17/1408 vom 27.10.2010. 
5 Umdruck 17/1601 vom 02.12.2010. 
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Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gelten auch für Maß-
nahmen bei der Organisation von Schulen. Dennoch fehlen bei der Schul-
gesetzänderung die wichtigsten Grundvoraussetzungen für sinnvolles 
staatliches Handeln wie z. B.  
• eine Ist- bzw. Bedarfsanalyse, 
• eine Zieldefinition,  
• eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, 
• eine belastbare Kosten-Nutzen-Analyse und 
• eine Evaluation der bisherigen Regelungen und deren Dokumentation. 
Dies gilt insbesondere für die Ausgestaltung von Regionalschule/Gemein-
schaftsschule und die Umsetzung der G8/G9-Modelle. Es werden keine 
Wege aufgezeigt, um die Belastungen durch G8 zu verringern. Es soll  
lediglich zusätzlich G9 angeboten werden.  
 
Das Modell G9 an der Schulart Gymnasium ist im Bundesvergleich eine 
Insellösung. Für die Schülerinnen und Schüler dieses Bildungsgangs ent-
stehen große Probleme bei einem Wohnortwechsel, sogar innerhalb des 
Landes. Der Bildungsgang G8 muss entfrachtet werden. Damit wird die 
Nachfrage nach G9 geringer. Je geringer die Nachfrage nach G9 sein 
wird, umso unwirtschaftlicher wird ein Mischangebot. Das Modell G9 an 
der Schulart Gymnasium schwächt zusätzlich die Gemeinschaftsschule.  
 
Mit den geplanten Maßnahmen läuft das Land Gefahr, in der Schulstruktur 
einen Sonderweg in der Bundesrepublik einzuschlagen. 
 
Es ist bedenklich, dass in dem Prozess der Schulentwicklung die Träger 
weitgehend allein gelassen werden. Der demografische Wandel wird die 
Schulen noch auf Jahre beschäftigen. Die Herausforderungen sind nicht 
nur mit Reformen der Schulstruktur zu bewältigen, es wird dauerhaft den 
Zwang zur Anpassung geben. Mit dem Rückgang der Schülerzahlen ist  
eine Reduzierung von Schulstandorten zwingend verbunden. Eine lan-
desweite Planung ist erforderlich. Klare Vorgaben des Bildungsministeri-
ums sind notwendig. Es muss Zielgrößen benennen und deren Umsetzung 
strikt verfolgen. Die Leitvorstellungen und Instrumente der Raumordnung 
müssen berücksichtigt werden. Diese Anforderungen werden mit der be-
schlossenen Schulgesetzänderung nicht aufgegriffen. 
Die geplante Ausgestaltung der Schulart Gemeinschaftsschule lässt die 
Frage nach dem Sinn der Regionalschulen aufkommen. Denn die Ge-
meinschaftsschule verliert ihren Wesenskern mit dem Verzicht auf den 
grundsätzlich gemeinsamen Unterricht. Das Festschreiben paralleler 
Strukturen mit einem nahezu gleichen Angebot verschärft weiter den vom 
LRH in seinem Schulbericht 2009 monierten ruinösen Wettbewerb.1 Wirt-

                                                      
1 Schulbericht 2009 des LRH, Nr. 8.2, S. 146 ff. 
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schaftlicher wäre es, neben den Gymnasien nur eine Schulart für alle 
Schüler der Sekundarstufe I zu schaffen. Darüber hinaus sollten Oberstu-
fenzentren gebildet werden.  
 
Unberücksichtigt bleiben folgende Handlungsfelder, die ebenfalls in der 
17. Wahlperiode aufgegriffen werden sollten: 
 
• Lehrerarbeitszeit, 
• Lehrerbesoldung, 
• Lehrerausbildung, 
• Lehrerfortbildung, 
• Schulsozialarbeit, 
• Privatschulfinanzierung. 
 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



16 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 

Bericht zur Landeshaushaltsrechnung und 
Vermögensübersicht 
 

4. Entlastung der Landesregierung für das Haushaltsjahr 
2008 
 
Der Landtag hat die Landesregierung am 15.12.2010 gemäß Art. 55 
Abs. 2 Landesverfassung für das Haushaltsjahr 2008 entlastet.1 
 

5. Abschluss der Haushaltsrechnung 2009 
 
Die Landesregierung hat dem Landtag zu ihrer Entlastung die Haushalts-
rechnung und Vermögensübersicht am 01.12.2010 vorgelegt.2 
 
Grundlagen der Haushaltsführung waren  
• das Haushaltsstrukturgesetz zum Haushaltsplan 2009/2010 (Haushalts-

strukturgesetz 2009/2010 - HStrG) vom 12.12.20083, 
• das Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan 

für die Haushaltsjahre 2009 und 2010 vom 27.03.20094, 
• das Gesetz über die Feststellung eines 2. Nachtrags zum Haushalts-

plan für die Haushaltsjahre 2009 und 2010 vom 22.07.20095 und  
• der Haushaltsführungserlass des Finanzministeriums vom 22.12.20086. 

 
5.1 Der Haushaltsplan weist Einnahmen und Ausgaben von jeweils 

12.272.945.100 € 
sowie Verpflichtungsermächtigungen (VE) von 1.543.036.000 € aus. 
 
Das Haushalts-Soll beträgt nach Vollzug des Haushalts in Einnahmen 
und Ausgaben 
 12.274.661.200 €.  
Es ist gegenüber dem Haushaltsplan um 1,7 Mio. € gestiegen.  
 
Das Haushalts-Soll der VE beträgt 1.734.970.000 € und ist damit gegen-
über dem Haushaltsplan um 191,9 Mio. € gestiegen.  

                                                      
1  Plenarprotokoll 17/35, S. 3012/3013, Sammeldrucksache 17/1112. 
2  Landtagsdrucksache 17/1084. 
3  GVOBl. Schl.-H. 2008, S. 791. 
4  GVOBl. Schl.-H. 2009, S. 147. 
5  GVOBl. Schl.-H. 2009, S. 413. 
6  Umdruck 16/3770. 
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Entwicklung des Haushalts-Solls 

Rechtliche Grundlage Einnahmen 
€ 

Ausgaben 
€ 

VE 
€ 

(1) Haushaltsplan lt. HG 
2009/2010 vom 12.12.2008 12.125.905.800 12.125.905.800 1.266.765.000 

 Gesetz über die Feststellung 
eines Nachtrags zum Haus-
haltsplan für die Haushalts-
jahre 2009 und 2010  +    214.932.800 +    214.932.800 + 202.332.000 

  Gesetz über die Feststellung 
eines 2. Nachtrags zum Haus-
haltsplan für die Haushaltsjahre 
2009 und 2010  -      67.893.500 -      67.893.500 

 
 

+   73.939.000 

Summe veranschlagter Mittel 12.272.945.100 12.272.945.100 1.543.036.000 
 
(2)  Einwilligungen des Finanz-

ministeriums in zusätzliche 
Einnahmen und Ausgaben 
und VE, die als Änderung des 
Haushalts-Solls gelten:    
§ 6 Abs. 1 HG 2009/2010 +           288.400 +           288.400 +     1.934.000 
§ 9 Abs. 4 HG 2009/2010  +         2.532.100  
§ 9 Abs. 4 HG 2009/2010  -          2.532.100  
§ 20 Abs. 11 HG 2009/2010 +             86.400 +             86.400  
§ 21 Abs. 7 HG 2009/2010   + 190.000.000 
§ 30 Abs. 1 HG 2009/2010 +        1.499.500 +        1.499.500  
§ 30 Abs. 1 HG 2009/2010 -           158.200 -           158.200  

Summe  
Einwilligungen Finanzministerium 1.716.100 1.716.100 191.934.000 

Summe Haushalts-Soll 12.274.661.200 12.274.661.200 1.734.970.000 

 
Der kassenmäßige Abschluss nach § 82 LHO (Ist-Ergebnisse ohne Haus-
haltsreste) ist ausgeglichen. Die Ist-Einnahmen und -Ausgaben betragen 
 12.433.932.271,94 €.  
Sie überschreiten das Haushalts-Soll um 159 Mio. € (1,3 %). 
 
Die Ist-Einnahmen und -Ausgaben haben sich im Vergleich zum Vorjahr 
(11.676,3 Mio. €) um 757,6 Mio. € (+ 6,5 %) erhöht. 
 
Aus der Differenz der Nettoeinnahmen1 von  7.898.296.448,67 € 
und der Nettoausgaben2 von    8.906.513.752,63 € 
ergibt sich ein Finanzierungsdefizit von  1.008.217.303,96 €. 
 

                                                      
1  Gesamteinnahmen abzüglich Schuldenaufnahme am Kreditmarkt, Entnahmen aus Rück-

lagen, Fonds und Stöcken, Einnahmen aus Überschüssen aus Vorjahren. 
2  Gesamtausgaben abzüglich Tilgungsausgaben, Zuführungen an Rücklagen, Fonds und 

Stöcke, Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren. 
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Deckung des Finanzierungsdefizits 
 € € 
Einnahmen aus Kredit am 
Kreditmarkt  4.327.396.848,75

 

abzüglich Ausgaben zur Tilgung  
am Kreditmarkt 3.345.313.579,20

 

= Nettokreditaufnahme am Kredit-
 markt 

 
982.083.269,55 

zuzüglich Entnahme aus Rücklagen 208.238.974,52  
abzüglich Zuführung an Rücklagen 182.104.940,11  

= Rücklagenverminderung 26.134.034,41 

Finanzierungsmittel 1.008.217.303,96 

 
Der Finanzierungssaldo fiel um 290,9 Mio. € (- 22,4 %) niedriger als ge-
plant aus. 
 

5.2 Der Haushaltsabschluss gemäß § 83 Nr. 2 d LHO (Ist-Ergebnisse mit 
Haushaltsresten) schließt mit einem rechnungsmäßigen Jahresergebnis 
von + 115.267.749,23 € ab. Dies entspricht der Summe der aus dem Haus-
haltsjahr 2008 (94.716.303,64 €) und der in das Haushaltsjahr 2010 
(20.551.445,59 €) übertragenen Einnahme- und Ausgabereste. 
 

5.3 Das rechnungsmäßige Gesamtergebnis nach § 83 Nr. 2 e LHO schließt 
mit + 20.551.445,59 € ab. Den nach 2010 übertragenen Einnahmeresten 
von 145.706.802,78 € stehen Ausgabereste von 125.155.357,19 € gegen-
über. 
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6. Feststellungen zur Haushaltsrechnung und Vermögens-
übersicht 
 

Einige Dienststellen haben Haushaltsansätze ohne Einwilligung 
des Finanzministeriums um 2,1 Mio. € überschritten. Der LRH 
erwartet, dass die Haushaltsmittel in Zukunft sorgfältiger bewirt-
schaftet werden. 
 
Infolge der bereits wieder anspringenden Konjunktur hat das 
Land 2009 weniger konjunkturell bedingte Kredite benötigt als 
veranschlagt waren. Das Finanzministerium bildete einen Ein-
nahmerest von 141,9 Mio. €, den es nach 2010 übertrug. Die Bil-
dung des Einnahmerestes war nicht sachgerecht, da die veran-
schlagte Kreditaufnahme ausschließlich zum Ausgleich des kon-
junkturell bedingten Defizits 2009 bestimmt war. Der Einnahme-
rest ist in Abgang zu stellen. 
 
Die Verpflichtungsermächtigungen waren auch 2009 zu großzü-
gig veranschlagt. Die Ansätze waren 3-mal höher als im Haus-
haltsvollzug benötigt. Sie wurden nur zu 27 % in Anspruch ge-
nommen. Künftig sind Verpflichtungsermächtigungen sorgfälti-
ger zu veranschlagen. 
 
Die Kreditaufnahme 2009 lag sowohl bei Haushaltsaufstellung 
als auch nach Haushaltsvollzug über der für 2009 noch gelten-
den Kreditobergrenze. Diese orientierte sich an den veranschlag-
ten Investitionen. Die Landesregierung hat schlüssig dargelegt, 
dass die erhöhte Kreditaufnahme dafür bestimmt und geeignet 
sei, ein gesamtwirtschaftliches Ungleichgewicht abzuwehren. 
Damit war der Haushalt verfassungsgemäß. 
 
Die Landesschulden stiegen 2009 um 1,8 Mrd. € auf 25,4 Mrd. €. 
Dieser hohe Anstieg ergab sich aus einer Neuverschuldung von 
981,6 Mio. € und der Übernahme der Schulden der Gesellschaft 
zur Verwaltung und Finanzierung von Beteiligungen des Landes 
Schleswig-Holstein GmbH von 862 Mio. €. 
 

6.1 Vorlagetermin eingehalten  
 
Nach Art. 55 Abs. 1 Satz 2 LV hat die Landesregierung die Haushalts-
rechnung mit einer Übersicht über das Vermögen und die Schulden des 
Landes dem Landtag vorzulegen. Der LRH berichtet dem Landtag und 
der Landesregierung unmittelbar zur Haushaltsrechnung.  
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Das Finanzministerium hat die Bücher zeitnah, am 02.02.2010, geschlos-
sen (Haushaltsjahr 2008: 19.01.2009).  
 
Die obersten Landesbehörden hatten dem LRH die Unterlagen für die Prü-
fung der Haushaltsrechnung und der Vermögensübersicht bis zum 
14.05.2010 vorzulegen. Bis zu diesem Termin lagen fast alle Unterlagen 
vor. Es wurden 6 Ergänzungen (2008: 6) und 6 Korrekturen (2008: 9) der 
bereits abgegebenen Unterlagen nachgereicht. Dem LRH standen die für 
die Prüfung vorzulegenden Unterlagen vollständig ab dem 25.10.2010 
(Vorjahr: 14.10.2009) zur Verfügung.  
 

6.2 Haushaltsüberschreitungen: 2,1 Mio. € ohne Einwilligung des Finanz-
ministeriums 
 
Die Dienststellen können in einem Haushaltsjahr über die Ansätze des 
Haushaltsplans und die Ausgabereste des Vorjahres verfügen. Das  
Finanzministerium darf dieses Haushaltssoll - sofern notwendig - gemäß 
LHO oder Haushaltsgesetz ändern. Darüber hinaus kann das Finanzminis-
terium in über- oder außerplanmäßige Ausgaben einwilligen, wenn Ausga-
ben unvorhergesehen und unabweisbar sind (Notbewilligungsrecht gemäß 
§ 37 Abs. 1 LHO). 
 
Die Haushaltsansätze wurden bei 41 Titeln (2008: 31) um 24,5 Mio. € 
überschritten (2008: 25,1 Mio. €). Davon waren 0,2 Mio. € außerplanmäßi-
ge und 24,3 Mio. € überplanmäßige Ausgaben. 
 

Haushaltsüberschreitungen je Einzelplan und Hauptgruppen 

Epl. Personal-
ausgaben 

 
 

HGr. 4 
€ 

Sächliche
Verwal-
tungs- 

ausgaben
HGr. 5 

€ 

Zuwendun-
gen 

 
 

HGr. 6 
€ 

Investi-
tionen  

 
 

HGr.7/8 
€ 

Besonde-
re Finan-
zierungs-
ausgaben

HGr. 9 
€ 

Gesamt 
 
 
 
 

€ 
01 296.157 200 245.629 690.000 1.231.986 
03  135.000 135.000 
04 1.061.852 200.105 11.301.842 12.563.799 
05  30.821 30.821 
06 400.000 7.049.674 7.449.674 
07  283.081 1.024 284.105 
09  - 
10 102.224 9 102.233 
11  1.869.217 1.869.217 
12  79.150 79.150 
13 646.177 3.560 96.303 746.040 

Summe 2.506.410 486.955 20.698.689 109.971 690.000 24.492.025 

Die Zahlen sind gerundet. 
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6.2.1 Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums 
stiegen auf 2,1 Mio. € bei 12 Titeln (2008: 0,35 Mio. € bei 5 Titeln). Gründe 
waren: die fehlerhafte Abbildung von Haushaltsvermerken im Buchfüh-
rungsverfahren (4), nicht rechtzeitig gestellte Anträge auf überplanmäßige 
Ausgaben (2), nicht beachtete weggefallene Haushaltsvermerke (2), feh-
lerhaft eingerichtete Deckungsfähigkeit im Buchführungsverfahren (1),  
eine aus nicht verbrauchten überplanmäßigen Mitteln gebuchte Rücklage 
(1), eine Ausgabenbuchung, obwohl die korrespondierende Einnahme 
noch nicht eingegangen war (1) und ein irrtümlich gebildeter Ausgaberest. 
Diese Überschreitungen von 2,1 Mio. € wurden im Haushaltsjahr 2009 und 
2010 gedeckt.  
Der LRH fordert die Dienststellen zum wiederholten Male auf, die im 
Haushaltsgesetz und in den Haushaltsplänen vorgegebenen Ermächti-
gungen zu beachten.1 
 
Das Finanzministerium erklärt, dass es seine Haushaltsüberwachung 
noch stärker auch auf die in Rede stehenden Sachverhalte fokussieren 
werde. Es beabsichtige, durch weitere Gespräche mit den Haushaltsbe-
auftragten ungenehmigte Überschreitungen zu vermeiden. 
 

6.2.2 In über- und außerplanmäßige Ausgaben darf das Finanzministerium nur 
einwilligen, wenn diese unvorhergesehen und unabweisbar sind (§ 37 
LHO). Die Prüfung ergab, dass der Staatskanzlei 135.000 € überplanmä-
ßige Mittel für Zuwendungen (freiwillige Leistung) an eine GmbH zu Un-
recht zur Verfügung gestellt wurden. Der Mehrbedarf wurde damit begrün-
det, dass der GmbH Insolvenz drohe und ihre künftige Existenz gesichert 
werden müsse. Die GmbH hatte im laufenden Haushaltsjahr bereits 
55.400 € als Zuwendung erhalten. Die Einwilligung in eine überplanmäßi-
ge Ausgabe war abweisbar und erfüllte damit die Voraussetzungen von 
§ 37 LHO nicht. 
 
Das Bundesverfassungsgericht führt hierzu aus: „…Nur wenn eine Ausga-
be ohne Beeinträchtigung schwerwiegender politischer, wirtschaftlicher 
oder sozialer Staatsinteressen nicht mehr zeitlich aufgeschoben werden 
kann, besteht für sie ein unabweisbares Bedürfnis“.2 
Auch wenn die Insolvenz drohte, lag keine Situation vor, die eine über-
planmäßige Ausgabe gerechtfertigt hätte. Bei einer Ablehnung wäre es 
nicht zu einer Beeinträchtigung schwerwiegender politischer, wirtschaftli-
cher oder sozialer Landesinteressen gekommen. Es wurde (politisch) ent-
schieden die Deckungslücke zu schließen, um eine Insolvenz zu vermei-
den. Das ist nicht Aufgabe des Staates. Der LRH erkennt hier kein unab-

                                                      
1  Vgl. Votum des Landtages zu Nr. 6.4 der Bemerkungen 2008 des LRH, Landtagsdruck-

sache 16/2331, S. 3. 
2 BVerfG, Urteil vom 25.05.1977 - 2 BvE 1/74, BVerfGE 45, 1. 
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weisbares Bedürfnis. Es handelte sich um eine freiwillige Leistung des 
Landes an die GmbH. Die Entscheidung entspricht nicht der LHO.  
Die GmbH hat am 11.10.2010 Insolvenz angemeldet. 
 
Das Finanzministerium wird aufgefordert, künftig das Kriterium „unabweis-
bar“ im Sinne des Urteils des Bundesverfassungsgerichts anzuwenden. 
 

6.3 Haushaltsreste: Viel zu hoher Einnahmerest 
 
Abweichend vom Grundsatz der zeitlichen Bindung können am Jahres-
ende Einnahme- oder Ausgabereste gebildet werden. Sie entstehen nicht 
automatisch in Höhe der am Jahresende verbliebenen Ermächtigung. 
Einnahmereste werden gebildet, wenn Einnahmen bereits zugesagt sind, 
aber erst im nächsten Jahr eingehen. 
Ausgabereste werden einzeln in Höhe der eingegangenen Verpflichtungen 
gebildet. Nach § 45 LHO gebildete Ausgabereste bleiben bis zum über-
nächsten Haushaltsjahr verfügbar. Bei Bauten gilt dies ab Inbetriebnahme.  
 
Wie in den Vorjahren durften der Landtag, die Staatskanzlei und die Minis-
terien Reste selbst bilden. Das Finanzministerium willigte nach 
§ 45 Abs. 3 LHO und den Bestimmungen des Haushaltsführungserlasses 
in die Inanspruchnahme der Haushaltsreste ein. Die Freigabe der Reste 
erfolgte gegen Deckung. 
 

6.3.1 Es wurden Einnahmereste für noch erwartete Erstattungen des Bundes 
(3,8 Mio. €) und aus der konjunkturell bedingten Nettokreditaufnahme 
(141,9 Mio. €) gebildet: 
 

Entwicklung der Einnahmereste 

Haushaltsjahr 
von      nach 

Einnahme-
reste 
Mio. € 

Änderung gegen- 
über dem Vorjahr 
Mio. €         in % 

darunter 
Einnahmen aus Kredit 

Mio. € 

2007  2008 

2008  2009 

2009  2010 

54,6 

45,5 

145,7 

-      3,9 

-      9,1 

+ 100,2 

-      6,7 

-    16,7 

+ 220,2 

50,0 

40,0 

141,9 

 
Die Einnahmereste aus 2007 und 2008 wurden nicht in Anspruch genom-
men und in Abgang gestellt. 
Von der veranschlagten konjunkturell bedingten Nettokreditaufnahme von 
491,4 Mio. € wurden 349,5 Mio. € in Anspruch genommen. In Höhe der 
Differenz von 141,9 Mio. € wurde ein Einnahmerest gebildet. Die Übertra-
gung der Ermächtigung ist nicht sachgerecht, weil diese nur für den kon-
junkturellen Ausgleich in 2009 und nicht für 2010 vorgesehen war. Des 
Weiteren war es nicht erforderlich einen Einnahmerest zu bilden, da in 
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2010 eine neue konjunkturell bedingte Nettokreditaufnahme veranschlagt 
war (979 Mio. €).  
Der Forderung des LRH, den Einnahmerest von 141,9 Mio. € in voller Hö-
he in Abgang zu stellen, ist das Finanzministerium nachgekommen.1  
 
Nach Auffassung des Finanzministeriums war die Bildung des Einnah-
merestes notwendig und sachgerecht.  
 
Der LRH hält seine Kritik zur Bildung eines Einnahmerestes aufrecht. Ab 
2010 lässt das dann geltende Recht einen derartigen Einnahmerest aus 
der konjunkturell bedingten Nettokreditaufnahme nicht mehr zu. 
 

6.3.2 Die Summe der Ausgabereste ist im Vergleich zum Vorjahr wieder ange-
stiegen: 
 

Entwicklung der Ausgabereste 

Haushaltsjahr 
von    nach 

Ausgabereste 
 

Mio. € 

Änderung gegenüber 
dem Vorjahr 

Mio. €   in % 
2007  2008 

2008  2009 

2009  2010 

154,4 

108,7 

125,1 

- 

-    45,7 

+ 16,4 

- 

-    29,6 

+ 15,1 
 

6.4 Verpflichtungsermächtigungen im Überfluss - Inanspruchnahme nur 
27 % 
 
Verpflichtungsermächtigungen (VE) ermächtigen die Landesregierung, 
Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren zu leisten. Das Land kann so Vor-
haben beginnen, bei denen es sich im Voraus zu Ausgaben über mehrere 
Jahre oder Jahrzehnte verpflichtet. VE sind nicht übertragbar. Sie verfal-
len, wenn sie nicht in dem Haushaltsjahr in Anspruch genommen werden, 
in dem sie veranschlagt sind. Die in Anspruch genommenen VE und die 
Bestände an Verpflichtungen werden in den Büchern des abgelaufenen 
Haushaltsjahres nachgewiesen.  
 
Die Beträge der in Anspruch genommenen VE in der Gesamtrechnungs-
nachweisung, in der Haushaltsrechnung und in den Nachweisungen der 
obersten Landesbehörden stimmen überein. Dies gilt auch für die Bestän-
de an Verpflichtungen am Ende des Haushaltsjahres.  
 
Im Haushaltsplan waren 1.735 Mio. € VE veranschlagt. Nur 27 % wurden 
in Anspruch genommen. 73 % der VE (1.262,1 Mio. €) wurden nicht benö-
tigt. 

                                                      
1  Vgl. Tz. 6.10.2. 
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Inanspruchnahme von VE 

Haushaltsjahr 
der Fälligkeit 

Haushalts-Soll 
 

 Mio. € 

Inanspruch-
nahme 
Mio. € 

Minderinan-
spruchnahme 

Mio. €    (%)  

2010 677,1 189,6 487,5 
2011 496,5   93,8 402,7 
2012 214,3   45,3 169,0 
2013 ff. 347,1 144,2 202,9 
Gesamtsumme 1.735,0 472,9 1.262,1  (73) 

 
82 % der VE waren in den folgenden Einzelplänen veranschlagt. Dort wur-
den nur 19 % in Anspruch genommen. 
 

Ausgewählte Einzelpläne - Inanspruchnahme von VE 

Einzelplan Soll VE  
2. Nachtrag 

2009 

Inan-
spruch-
nahme 

Minder-
inanspruch-

nahme 
 Mio. €  Mio. €  Mio. €  
06 (Ministerium für Wissenschaft, 
      Wirtschaft  und Verkehr) 448,3 113,2 335,1 
07 (Ministerium für Bildung  
       und Kultur) 126,3 6,6 119,7 
11 (Allgemeine Finanz- 
      verwaltung) 488,2 77,7 410,5 
12 (Hochbaumaßnahmen) 364,7 70,3 294,4 
Summe 1.427,5 267,8 1.159,7 

 
Diese Zahlen belegen, dass die VE viel zu großzügig veranschlagt wer-
den.  
 
Bei der Einzelprüfung wurde festgestellt, dass eine überplanmäßige VE 
ohne Einwilligung des Finanzministeriums in Anspruch genommen wurde. 
Anstelle einer Mittelbindung wurde eine VE-Bindung gebucht. Der über-
schreitende Betrag (17.075 €) wurde durch Nichtinanspruchnahme einer 
anderen VE in demselben Einzelplan gedeckt. 
 
Ende 2009 waren die Haushalte der Jahre 2010 ff. mit Verpflichtungen von 
1.023 Mio. € vorbelastet; das sind 23 % mehr als 2008. 
 

Bestände an Verpflichtungen Ende 2009 

Haushaltsjahr Bestand 
Mio. € 

2010 305,5 
2011 160,9 
2012   93,6 
2013 ff. 463,9 
Summe (Vorjahr)           1.023,9 (829,0) 
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Der LRH empfiehlt dem Finanzministerium, die nicht in Anspruch genom-
menen VE aus 2009 zu analysieren. Soweit die Mittel zur Einlösung dieser 
VE in den Haushaltsansätzen 2011 ff. berücksichtigt sind, sollten diese bei 
Nichtbedarf gesperrt werden.  
 
Der LRH erwartet, dass mit den Haushalten 2013/2014 die VE bedarfsge-
recht veranschlagt werden. Es widerspricht der Haushaltslage des Landes, 
wenn die VE weiterhin großzügig bereitgestellt werden.  
 
Das Finanzministerium hat vorgetragen, dass eine Sperrung der Haus-
haltsansätze im Folgejahr in der Höhe der nicht genutzten VE nicht 
zweckmäßig sei. Im Rahmen des Haushaltsvollzuges werde vom  
Finanzministerium geprüft, ob VE zur Inanspruchnahme freigegeben wer-
den können. Hierbei werde äußerst restriktiv vorgegangen.  
 
Der LRH wird die VE in den Folgejahren vertieft prüfen.  
 

6.5 Abschlags- und Vorauszahlungen: Weiterhin im grünen Bereich 
 
Die am Jahresende nicht abgerechneten Abschlags- und Vorauszahlun-
gen (VV Nr. 1 zu § 56 LHO) sind nachzuweisen. Der Nachweis erfolgt in 
einer aus dem Buchführungsverfahren heraus erstellten Liste. Die Dienst-
stellen haben diese Liste zu prüfen.  
 
Die nachgewiesenen Bestände der nicht abgerechneten Abschlags- und 
Vorauszahlungen betrugen am Jahresende 8,1 Mio. €. Davon entfielen 
6,9 Mio. € auf den Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr.  
0,3 Mio. € Abschläge aus den Haushaltsjahren 2006 und 2007 sind noch 
nicht abgerechnet worden. Dies ist zulässig, weil es sich um Baumaßnah-
men handelt (VV Nr. 1.6 der Anlage 5 zu Nr. 4.6.3 VV-ZBR). 
 

6.6 Verwahrungen und Vorschüsse: Kleine Auffälligkeiten 
 
Eine Einzahlung darf nur in Verwahrung genommen werden, solange sie 
nicht nach der im Haushaltsplan vorgesehenen Ordnung gebucht werden 
kann (§ 60 Abs. 2 LHO). Zu den Verwahrungen zählen auch Geldbeträge, 
die dem Land nicht gehören und für andere verwahrt werden. Verwahrbü-
cher werden fortlaufend geführt. Die dort ausgewiesenen Bestände sind 
zum Teil im Laufe mehrerer Jahre entstanden. 
 
Als Vorschuss darf eine Ausgabe gemäß § 60 Abs. 1 LHO nur gebucht 
werden, wenn die Verpflichtung zur Leistung besteht, die Ausgabe aber 
noch nicht nach der im Haushaltsplan vorgesehenen Ordnung gebucht 
werden kann. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



26 

6.6.1 Außerhalb der Haushaltsrechnung hat das Finanzministerium am Jahres-
ende Verwahrungen von 26,0 Mio. € nachgewiesen (2008: 30,5 Mio. €). 
 

Art der Verwahrungen 
 € 
Verwahrungen mit ungeklärter oder aufgeteilter Gläubi-
gerschaft (u. a. aufzuklärende Verwahrungen, Geldhin-
terlegungen und Sicherheitsleistungen) 
 

 
 

44.275.954,21 

Sicherheiten und Kautionen von Dritten (u. a. Transpon-
der Sportzentrum, Kunsthochschule) 
 

 

31.328,50 

Beträge, die für andere Gläubiger angesammelt werden 
(u. a. Gemeindeanteile an der Gemeinschaftssteuer und 
der Zinsabschlagsteuer, Kirchensteuer) 
 

 
 

-  20.479.177,93 

Durchlaufende Gelder (CAU, Innovationsstiftung und 
Landesbetrieb Küstenschutz, Nationalpark u. Meeres-
schutz) 
 

 
 

-       415.619,63 

Kassenverstärkungskredit - 

Gelder des Landes (fehlende Annahmeanordnungen) 2.628.262,11 

Bestand der Verwahrungen am 31.12.2009 26.040.747,26 

 
Einzahlungen können einem Haushaltstitel leichter zugeordnet werden, 
wenn eine Annahmeanordnung vorliegt. Fehlt die Anordnung, werden die 
eingehenden Beträge auf Verwahrtitel gebucht. Sie können der Haus-
haltsbuchungsstelle erst nach Anordnung durch die Dienststelle zugeord-
net werden. Zum Jahreswechsel waren 2,6 Mio. € in Verwahrung gebucht, 
weil die Dienststellen noch keine Annahmeanordnungen erteilt hatten. Hier 
kommt es zu unnötiger Mehrarbeit in der Landeskasse und zu Informa-
tionsdefiziten bei den Dienststellen. Der LRH fordert die Dienststellen zum 
wiederholten Male auf, Annahmeanordnungen zeitgleich mit dem Versand 
der Zahlungsaufforderungen an den Zahlungspflichtigen zu erstellen. 
 

6.6.2 Über Vorschüsse führen die Dienststellen außerhalb des Haushalts Buch. 
Am Jahresende nicht aufgelöste Vorschüsse stellt das Finanzministerium 
deshalb nicht in der Haushaltsrechnung dar. Sie belasten die Liquidität des 
Landes, beeinflussen aber nicht den kassenmäßigen Abschluss des 
Haushalts.  
Am Jahresende wurden Vorschüsse von 113.366,55 € ausgewiesen 
(2008: 142.629,64 €). Davon sind 45.627,94 € Auszahlungen im Last-
schriftverfahren, die erst Anfang 2010 den jeweiligen Titeln des Haushalts-
jahres 2010 zugeordnet werden konnten. Die Finanzämter haben 
62.259,10 € aus den allgemeinen Vorschüssen ausgezahlt. Es handelt 
sich u. a. um Gebühren und Rücklastschriften. 
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6.7 Forderungen und Veränderungen von Ansprüchen des Landes: Wie 
im Vorjahr - unauffällig 
 
Die Einnahmen des Landes sind gemäß § 34 Abs. 1 LHO rechtzeitig und 
vollständig zu erheben. Jede Dienststelle hat eine Annahmeanordnung zu 
fertigen, sobald für eine Einzahlung der Rechtsgrund, der Zahlungspflichti-
ge, der Betrag und die Fälligkeit feststehen. Die Forderungen des Landes 
werden damit in der Buchführung dargestellt (Sollstellung).  
Ausnahmen von diesem Verfahren stellen Allgemeine Zahlungsanordnun-
gen für Einzahlungen dar, die nach Anzahl und Fälligkeit unbestimmt sind. 
Forderungen aus Allgemeinen Zahlungsanordnungen werden nicht in der 
Buchführung erfasst und nicht zum Soll gestellt. Unterlagen über Verände-
rungen dieser Ansprüche bewahren die Dienststellen auf.  
 

6.7.1 Eine Veränderung von Ansprüchen des Landes (Stundung, Nieder-
schlagung, Erlass) ist nach § 59 LHO zulässig. Die Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 59 LHO regeln, wer hierfür zuständig ist, unter welchen Voraus-
setzungen Ansprüche verändert werden dürfen und wie Kleinbeträge zu 
behandeln sind. 
2009 haben die Dienststellen 22.000 € gestundet (2008: 26.000 €) und 
8.200.000 € niedergeschlagen (2008: 7.200.000 €). Außerdem haben sie 
35.000 € erlassen (2008: 115.000 €).  
 

6.7.2 Zum 31.12. erstellt das Finanzministerium für alle Steuerarten eine Rück-
standsübersicht und fügt diese der Haushaltsrechnung bei.1 Seit 1994 
wird auf diese Weise in der Haushaltsrechnung nachgewiesen, wie sich 
die Ansprüche der Steuerverwaltung verändert haben.  

 

Ergebnisse Rückstandsübersicht 

 2009 
Mio.€ 

2008 
Mio.€ 

Gesamtrückstände    238,9 252,4  
davon sind   

gestundet   14,8  19,5  
ausgesetzt 133,2  128,1  
echte Rückstände   90,9  104,8  

außerdem wurden    
erlassen 13,3* 3,1  
niedergeschlagen 84,8  111,1  

*Darin enthaltene Insolvenzmasse: 10,2 Mio. €. 

 

                                                      
1  Haushaltsrechnung und Vermögensübersicht 2009, Landtagsdrucksache 17/1084, 

S. 177. 
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6.8 Globale Veranschlagungen: Anrechnungen fehlerhaft und Rücklage 
für Tarif- und Besoldungserhöhungen abschaffen 
 

6.8.1 Globale Minderausgaben werden veranschlagt, wenn nicht feststeht, an 
welcher Stelle im Haushalt eingespart werden kann, um den Haushalt 
auszugleichen. Im Haushalt 2009 waren im Epl. 11 (Allgemeine Finanz-
verwaltung) 34,0 Mio. € als globale Minderausgaben zentral veranschlagt. 
Mit dem 1. Nachtragshaushalt wurden sie auf die Ressorteinzelpläne ver-
teilt.  

 
Im Epl. 03 (Ministerpräsident, Staatskanzlei) sollten 670 T€ eingespart 
werden. Nicht einmal die Hälfte davon wurde geschafft. 360 T€ waren 
vermischte Mehreinnahmen. Sie sind nicht das Ergebnis von Einsparun-
gen, sondern ergeben sich ohne aktives Zutun. Es ist nicht gerechtfertigt, 
sie als globale Minderausgaben anzurechnen. 
 
Im Epl. 10 (Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit) wurde von 
der Einsparvorgabe 9.161,6 T€ nur die Hälfte durch tatsächliche Einspa-
rungen erbracht. Die andere Hälfte der Minderausgaben entfällt auf ge-
setzliche Ausgaben, z. B. Landesblindengeld, Erstattungen nach dem Un-
terhaltsvorschussgesetz etc. Sie ergeben sich zwangsläufig aus der An-
wendung der Gesetze und stellen ebenfalls keine Einsparung der jeweili-
gen Ressorts dar.  
 
In den anderen Epl. sind die vorgegebenen globalen Minderausgaben er-
wirtschaftet worden.  
 

6.8.2 Mehrausgaben, die für den Gesamthaushalt erwartet werden, aber noch 
nicht eindeutig zugeordnet werden können, werden als globale Mehraus-
gabe veranschlagt. Im Haushalt 2009 waren zentral im Epl. 11 globale 
Mehrausgaben von 30,5 Mio. € für mögliche Tarif- und Besoldungserhö-
hungen veranschlagt. Hiervon wurden im Haushaltsvollzug 30,2 Mio. € zur 
Verstärkung in andere Kapitel und Einzelpläne umgesetzt. Der Restbetrag 
wurde der Rücklage „Tarif- und Besoldungserhöhungen“ zugeführt. 
Der LRH lehnt nach wie vor die Rücklagenbildung bei diesem Titel ab. 
Nach Ablauf eines Haushaltsjahres ist der Zweck dieses Haushaltsansat-
zes erfüllt.  
 
Das Finanzministerium weist erneut darauf hin, dass durch die Rückla-
genbildung dem Land kein wirtschaftlicher Schaden entstehe, da in Höhe 
der Rücklagenbildung keine Kreditaufnahme erfolge. Es sehe darin eine 
Risikovorsorge für kommende Jahre.  
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Mit der Rücklage rettet das Finanzministerium eine Ermächtigung in das 
neue Haushaltsjahr hinüber. Dieser stehen aber keine Finanzierungsmittel 
gegenüber. Insoweit sieht der LRH hierin keine Risikovorsorge. 
 

6.9 Zahlstellen: Eigentlich alles gut, aber … 
 
Zahlungen des Landes dürfen nur von Kassen oder Zahlstellen ange-
nommen oder geleistet werden (§ 70 LHO). Oberste Landesbehörden 
können in ihrem Bereich Zahlstellen für Barzahlungen oder Kartenzahlun-
gen einrichten. Kartenzahlungen dürfen nur mit Einwilligung des Finanz-
ministeriums zugelassen werden. 
Die Zahlstellenbestimmungen regeln die Arbeit der Zahlstellen.1 
 

6.9.1 Die Landesregierung hat mit Auflösung der Landesbezirkskassen auch 
den baren Zahlungsverkehr zurückgeführt. Dabei wurde auch die Anzahl 
der Zahlstellen reduziert. Anfang der 90er Jahre waren es 227 Zahlstellen, 
2004 noch 141.2 Aktuell gibt es 105 Zahlstellen. 
Der LRH hat bei 11 Zahlstellen deren Notwendigkeit und Sicherheit ge-
prüft. 
 
Örtliche Erhebungen in Zahlstellen zeigten, dass diese ihre Bücher und 
Belege ordnungsgemäß führen. Alle Zahlstellen wurden wie vorgeschrie-
ben 2-mal im Jahr unvermutet geprüft. Die Niederschriften geben keine 
Hinweise auf Beanstandungen. 
Die innere und äußere Sicherheit war bei den geprüften Zahlstellen gege-
ben.  
 

6.9.2 Dennoch kann die Arbeit der Zahlstellen verbessert und sicherer gestal-
tet werden: 
• Die VV-ZBR wurden 2007 eingeführt. Ziel war insbesondere, das Re-

gelwerk zu entbürokratisieren und die Regeln zu vereinfachen. In der 
Bekanntmachung der VV-ZBR vom 16.05.2007 hat das Finanzministe-
rium bestimmt, dass bei offenen Punkten nach Sinn und Zweck der 
bisherigen Vorschriften zu entscheiden sei. In Zweifelsfällen sei das  
Finanzministerium einzubinden. Die Prüfung hat gezeigt, dass in eini-
gen Fällen aufgrund dieser Klausel die alten Regelungen weiterhin An-
wendung finden. Aber: Den meisten Dienststellen liegen sie nicht mehr 
vor. Das Finanzministerium sollte für einen Zahlstellenüberschuss/ 
-fehlbetrag neue Regelungen schaffen. 

• Die VV-ZBR regeln, dass die Zahlstellen registrierende Geräte für Ein-
zahlungen verwenden sollen. Bei den örtlichen Erhebungen wurden 

                                                      
1  Anlage 2 zu Nr. 5.1.2 der Verwaltungsvorschriften für Zahlungen, Buchführung und 

Rechnungslegung zu den §§ 70 bis 72 und 75 bis 80 LHO (VV-ZBR). 
2  Bemerkungen des LRH 1993, Nr. 14 und Bemerkungen 2006, Nr. 7.10. 
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keine registrierenden Geräte vorgefunden. Gleichwohl gibt es Einzah-
lungen, die in den Zahlstellen angenommen werden, z. B. mit der Post 
übersandte Gebühren für Verwaltungshandlungen. Es sollte umgehend 
eine Lösung gefunden werden, die den lückenlosen Nachweis von Ein-
zahlungen ermöglicht. 

• Der LRH hat nicht den Eindruck gewonnen, dass die Zahl der Zahlstel-
len wesentlich reduziert werden kann. Der bare Zahlungsverkehr sollte 
weiter zurückgeführt werden. Alle Zahlungen, die auch unbar geleistet 
werden können, sind zu überweisen (z. B. Reisekosten). 

• Empfänger von Barauszahlungen sollten deren Empfang durch Unter-
schrift und Datum quittieren. 

• Zur Sicherheit der Mitarbeiter sollte vor und nach Abwesenheitszeiten 
ein Übergabeprotokoll gefertigt werden. 

• Belege sind unverzüglich im Kassenbuch zu buchen. Die Bestimmun-
gen zum Kassenbuch im SAP-Verfahren sind zu beachten. Hier müs-
sen einige Dienststellen noch nachbessern.  

 
6.10 Kreditaufnahme - noch ungebremst 

 
Nach Art. 53 LV a. F. darf das Land Ausgaben auch mit Krediten finanzie-
ren. Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welchem Betrag das Finanz-
ministerium dafür Kredite aufnehmen darf. Das Land tilgt seine Kredite 
durch neue Schulden. Nimmt es in einem Jahr mehr Kredite auf, als es 
tilgt, steigt der Schuldenstand. 
 

6.10.1 Das Haushaltsgesetz ermächtigte das Finanzministerium zunächst, Kre-
dite bis zum Höchstbetrag von  
 

3.745,9 Mio. € 
 
aufzunehmen. Mit dem Gesetz über die Feststellung eines 2. Nachtrags 
vom 22.07.2009 wurde die Kreditermächtigung um 518,9 Mio. € auf  
 

4.264,9 Mio. € 
 
heraufgesetzt. Erstmalig wurde eine konjunkturell bedingte Nettokreditauf-
nahme veranschlagt.  
 

6.10.2 Das Finanzministerium hat die Kreditermächtigungen im Haushaltsvoll-
zug nicht überschritten.  
 
In der Haushaltsrechnung 20081 stellt das Finanzministerium eine verblei-
bende Restkreditermächtigung von 420,5 Mio. € dar. Um den Haus-
haltsausgleich 2008 vollziehen zu können, wurden laut Übersicht 

                                                      
1  Vgl. Landtagsdrucksache 17/91, S. 16 Nr. 3.1. 
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380,5 Mio. € der Kreditermächtigung 2009 in Anspruch genommen. 
40 Mio. € wurden in Abgang gestellt.  
 
In der Haushaltsrechnung 20091 wird eine verbleibende Restkreditermäch-
tigung von 556 Mio. € dargestellt. Diese speist sich aus der verbleibenden 
Restkreditermächtigung von 380,5 Mio. € und einer um 175,5 Mio. € ge-
ringeren Inanspruchnahme der Kreditermächtigungen.  
 
Die zum Haushaltsausgleich 2008 genutzte Kreditermächtigung 2009 ist 
missverständlich ausgewiesen. Das Finanzministerium stellt die Inan-
spruchnahme der Kreditermächtigungen nach eigenen Angaben für das 
Kalenderjahr dar, bezeichnet diese aber mit „Inanspruchnahme im Haus-
haltsjahr 2009“.2 Die sich hieraus ergebenen Konsequenzen sind Gegens-
tand weiterer Erörterungen mit dem Finanzministerium.  
 

6.10.3 Die Differenz aus Kreditermächtigungen und deren Inanspruchnahmen 
entspricht dem nach 2010 übertragenen Einnahmerest aus der konjunktu-
rell bedingten Nettokreditaufnahme  

Soll   491.394.400,00 € 
Ist   349.448.069,55 € 

     141.946.330,45 €. 
 
Dieser neu gebildete Einnahmerest betrifft ausschließlich die konjunkturell 
bedingte Nettokreditaufnahme. Auch wenn die Änderung der LV in 2010 
erfolgte, wird durch die Übertragung einer konjunkturellen Restkrediter-
mächtigung im neuen Haushaltsjahr eine strukturelle Kreditermächtigung. 
Ab 2020 sind strukturell bedingte Kreditaufnahmen unzulässig.  
 

6.10.4 2009 bestimmten noch die Investitionen die Kreditobergrenze. Nach 
Art. 53 Satz 2 LV a. F. und § 18 Abs. 1 Satz 1 LHO a. F. durften die Ein-
nahmen aus Krediten abzüglich Tilgungsausgaben die Summe der im 
Haushalt veranschlagten Investitionen nicht überschreiten. Dabei blieben 
Investitionen unberücksichtigt, die durch Zuweisungen aus dem öffentli-
chen Bereich, Beiträge und sonstige Zuschüsse finanziert wurden.  
 

                                                      
1  Vgl. Landtagsdrucksache 17/1084, S. 16 Nr. 3.1. 
2  Vgl. Landtagsdrucksache 17/1084, S. 16 Nr. 3.1. 
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Berechnung der Kreditobergrenze nach § 18 Abs. 1 Satz 1 LHO a. F. 

Einnahme-/Ausgabeart 
 

Ansatz 2009 
€ 

Ist 2009 
€ 

Investitionen HGr. 7 
Investitionen HGr. 8 
Investitionen gesamt 
 
abzüglich 
Schuldenaufnahme für 
Investitionen bei Bund und Ländern (OGr. 
31) 
 
Zuweisungen für Investitionen aus dem 
öffentlichen Bereich (OGr. 33) 
 
Beiträge und sonstige Zuschüsse für In-
vestitionen (OGr. 34) 
 
Anzurechnende Investitionen  
= Kreditobergrenze 
 
abzüglich Nettokreditaufnahme 
 
Unterschreitung (+)/Überschreitung (-) 
der Kreditobergrenze 

163.496.300 
870.693.400 

1.034.189.700 
 
 

-  
 
 
 

273.638.000 
 
 
 

86.435.600 
 
 

674.116.100 
 

1.124.029.600 
 

- 449.913.500 

143.615.926,78 
634.930.459,84 
778.546.386,62 

 
 

-  
 
 
 

144.652.271,09 
 
 
 

59.113.305,34 
 
 

574.780.810,19 
 

982.083.269,55 
 

- 407.302.459,36 

 
Der Haushaltsplan sah bei einer Kreditobergrenze von 674 Mio. € eine 
Nettokreditaufnahme von 1.124 Mio. € vor. Damit wäre schon bei der Auf-
stellung des Haushalts die Kreditobergrenze um 450 Mio. € überschritten 
gewesen. Nach Art. 53 LV a. F. war dies ausnahmsweise zur Abwehr  
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder zur Über-
windung einer schwerwiegenden Störung der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsentwicklung des Landes zulässig. Im Gesetzgebungsverfahren über 
die Feststellung eines 2. Nachtrags zum Haushaltsplan für die Haushalts-
jahre 2009 und 2010 hat die Landesregierung die Gründe für eine ernst-
hafte und nachhaltige Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
dargelegt. Ebenso hat sie ausgeführt, dass die erhöhte Kreditaufnahme 
dafür bestimmt und geeignet sei, das gesamtwirtschaftliche Ungleichge-
wicht abzuwehren. Damit wurden die Voraussetzungen der LHO (§§ 33 
i. V. m. § 18 Abs. 1 a. F.) erfüllt - der Haushalt war verfassungskonform.  
 

6.10.5 Das Finanzministerium durfte Kassenverstärkungskredite bis zu 10 % 
des im Haushaltsgesetz 2009/2010 für Einnahmen und Ausgaben festge-
stellten Betrags aufnehmen. Für 2009 betrug die Höchstgrenze solcher  
liquiditätssichernden Kredite 1.227,3 Mio. €. Die Tilgung dieser Kredite 
ermöglicht die wiederholte Inanspruchnahme der Ermächtigung (§ 18 Abs. 
2 Nr. 2 LHO a. F.).  
 
An 34 Tagen (2008: 25 Tage) hat das Finanzministerium Kassenverstär-
kungskredite aufgenommen. Der Ermächtigungsrahmen wurde nicht über-
schritten. Der Tageshöchstbetrag lag bei 79 Mio. €. Für die Inanspruch-
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nahme der Kassenverstärkungskredite wurden 15.900 € Zinsen fällig. Die 
Zinssätze lagen zwischen 0,36 und 1,35 % (2008: 3,97 und 4,46 %).  
 
Diese Kreditmittel wurden ausschließlich von der HSH Nordbank AG be-
reitgestellt.  
Zum 31.12.2009 waren alle Kassenverstärkungskredite zurückgezahlt.  
 

6.10.6 Das Land hat täglich Liquiditätsüberschüsse angelegt. Aus dieser vor-
übergehenden Anlage von Kassenbeständen hat das Finanzministerium 
11 Mio. € eingenommen. Die einzelnen Anlagebeträge schwankten zwi-
schen 1,1 Mio. € und 1.000 Mio. €. Der Höchstbetrag der Geldanlage an 
einem einzigen Tag betrug 1.750 Mio. €. Der Verlauf der Anlagebestände 
kann der folgenden Grafik entnommen werden:  
 

0
0,2
0,4
0,6
0,8

1
1,2
1,4
1,6
1,8

2
Mrd. €

Haushaltsjahr 2009

Anlage von Liquiditätsüberschüssen

 
 
Zum 31.12.2009 waren noch 191 Mio. € vorübergehend angelegt. Die An-
lage der Mittel erfolgte ausschließlich bei der HSH Nordbank AG.  
 
Verwaltungsintern wurde eine Höchstgrenze von 632 Mio. € für Geldanla-
gen bei der HSH-Nordbank AG festgelegt. Durch die Anlage von 
1.750 Mio. € wurde diese Grenze um mehr als das 2,5-fache überschrit-
ten.  
 

6.10.7 Die Bruttokreditaufnahme lag bei  
 

4.327.396.848,75 €  (2008: 3.217.371.381,38 €) 
 
und bezog sich wie im Vorjahr ausschließlich auf Kredite am Kreditmarkt. 
Im Vergleich zum Vorjahr stieg das Aufnahmevolumen um 1.110 Mio. € 
bzw. + 34,5 %.  
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Die Bruttokreditaufnahme setzt sich zusammen aus der Nettokreditauf-
nahme und den Schuldentilgungen.  
 
Die Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt und im öffentlichen Bereich be-
lief sich auf insgesamt  
 

981.574.340,72 € (2008: 494.396.255,23 €). 
 
Im Vergleich zum Vorjahr stieg sie um 487,2 Mio. € bzw. 98,5 %. Im öffent-
lichen Bereich wurden Kredite getilgt und keine neuen aufgenommen. Da-
durch ist die Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt höher als die gesamte 
Nettokreditaufnahme. 
 
Im Haushaltsjahr 2009 teilt sich die Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt 
von 982,1 Mio. € erstmalig auf in eine 
• (strukturelle) Nettokreditaufnahme     632.635.200,00 €  
und  
• konjunkturell bedingte               349.448.069,55 €. 
 
Die Schuldentilgung stieg im Vergleich zum Vorjahr um 622,8 Mio. € 
bzw. 22,9 % auf 
 

                3.345.822.508,03 €   (2008: 2.722.975.126,15 €). 
 
Davon entfielen auf  
• den Kreditmarkt        3.345.313.579,20 €  (2008: 2.722.465.599,20 €) 

und 
• den öffentlichen Bereich     508.928,83 €  (2008: 509.526,95 €).  
 

6.10.8 Die fundierten Schulden (Schulden aus Kreditmarktmitteln, kreditähnli-
chen Rechtsgeschäften und bei öffentlichen Haushalten) erhöhten sich im 
Vergleich zum Vorjahr um 1.829,9 Mio. € bzw. 8,1 %  auf  
 

25,0 Mrd. €  (2008: 23,1 Mrd. €).              
 
Damit stieg der Schuldenstand stärker als die Nettokreditaufnahme. Maß-
geblich dafür war die Übernahme der Schulden der Gesellschaft zur Ver-
waltung und Finanzierung von Beteiligungen des Landes Schleswig-
Holstein GmbH von 862 Mio. € in den Kernhaushalt zum 01.01.2009. Die-
ser haushaltsgesetzlich erlaubte Zugang wird in der Haushaltsrechnung 
nicht erwähnt. 
 
Zur Finanzierung der Liegenschaftsübertragung des Immobilienmodells 
hat die Investitionsbank Schleswig-Holstein Kredite aufgenommen. Die Er-
löse aus den Liegenschaftsübertragungen (443,4 Mio. € von 1999 bis 
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2004) hatte das Land wie Einnahmen aus Kredit zu behandeln.1 In der 
Haushaltsrechnung und Vermögensübersicht gibt das Finanzministerium 
nicht an, wie viel von diesen Krediten bereits getilgt ist. Daher bezieht der 
LRH in seine Berechnungen die in der Bilanz der Liegenschaftsverwaltung 
Schleswig-Holstein A.ö.R. ausgewiesenen Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten aus dem Immobilienmodell ein. Einschließlich dieser 
377,7 Mio. € (2008: 391,4 Mio. €) betrugen die fundierten Schulden des 
Landes Ende 2009  
 

25,4 Mrd. €  (2008: 23,5 Mrd. €). 
 

6.10.9 Bei der Darstellung der Schulden des Landes je Einwohner (Pro-Kopf-
Verschuldung) legt das Finanzministerium die Systematik der Schulden-
statistik der Länder zugrunde. Dabei bleiben die Schulden unberücksich-
tigt, die im Kalenderjahr 2010 für das Haushaltsjahr 2009 aufgenommen 
wurden. Die für den Haushaltsausgleich 2009 gebuchte Schuldenaufnah-
me von 414,1 Mio. € berücksichtigt der LRH hingegen ebenso wie die 
Verbindlichkeiten aus dem Immobilienmodell. Die auf diesem Wege ermit-
telte Pro-Kopf-Verschuldung stieg im Vergleich zum Vorjahr um 790 € 
bzw. 9,7 % auf 8.954 € (2008: 8.164 €). Davon entfallen 133 € je Einwoh-
ner auf die restlichen Verbindlichkeiten aus dem Immobilienmodell.  
 

6.11 Versorgungslasten: Zweiter Schritt in die richtige Richtung 
 
Zum zweiten Mal stellt das Finanzministerium in der Vermögensübersicht 
die implizite Verschuldung dar. Diese besteht aus der Verpflichtung des 
Landes zur Zahlung von Versorgungsbezügen gegenüber den derzeitigen 
und den zukünftigen Versorgungsempfängern.  
 
Der LRH hatte gefordert, die zukünftigen Versorgungslasten des Landes 
auf Basis belastbarer landesspezifischer Daten anhand eines üblichen Ab-
zinsungssatzes darzulegen.2 Die Übersicht für 20093 basiert auf Berech-
nungen des Finanzministeriums und nicht mehr auf Grundlage des Dritten 
Versorgungsberichts des Bundes aus 2005. Ferner wurden  
• die Darstellungszeit verkürzt,  
• ein Abzinsungssatz von 4,5 % für den Barwert angewandt4 und  
• die fiktive jährliche Tarifsteigerung von 2 % auf 1 % reduziert. 

 
Unter diesen Annahmen sind für die nächsten 20 Jahre 27,5 Mrd. € fällig. 
Das Land hätte Ende 2009 bei einem Abzinsungssatz von 4,5 % 
16,6 Mrd. € zur Tilgung dieser Verpflichtungen zahlen müssen. 
                                                      
1  BVerfG, Einstweilige Anordnung vom 17.09.1998 - 2 BvK 1/98, BVerfGE 99, 57. 
2 Bemerkungen 2010 des LRH, Nr. 6.15. 
3 Landtagsdrucksache 17/1084, S. 230. 
4 Beschluss des Gremiums zur Standardisierung des staatlichen Rechnungswesens 
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Aufgrund der mit dem LRH abgestimmten Änderungen sind die Werte 
2008 und 2009 nicht miteinander vergleichbar. Das Finanzministerium 
kann die Darstellung weiter optimieren. Es könnte beispielsweise die Ver-
sorgungsanwartschaften der aktiven Beamten berücksichtigen. Hierdurch 
würde die tatsächliche Verpflichtung des Landes gegenüber allen Landes-
beamten transparenter. Veränderungen dieser Verpflichtungen aufgrund 
präventiver Korrekturen des Beamtenrechts würden sichtbar werden. Die 
Abstimmungsgespräche zwischen Finanzministerium und LRH dauern an.  
 
Der LRH fordert weiterhin, dass die Landesregierung dem Landtag alle 
5 Jahre einen Versorgungsbericht, vergleichbar dem des Bundes1, auf 
Basis landespezifischer Daten vorlegt. Hierin sollte sie auch über die Ent-
lastungswirkungen aus der Versorgungsrücklage berichten. Dies ist ge-
setzlich zu regeln. 
 
Das Finanzministerium hält es nicht für erforderlich, einen turnusmäßi-
gen Versorgungsbericht zu erstellen. Wichtiger erscheine ihm, Versor-
gungsverpflichtungen im Rahmen der Haushaltsrechnung darzustellen und 
ihre Entwicklung laufend zu beobachten.  
 
Der LRH hält dennoch einen turnusmäßigen Versorgungsbericht des Lan-
des für erforderlich. Dieser sollte Grundlage für die eventuelle Fortentwick-
lung des Versorgungsrechts sein. Dafür reicht es nicht, nur zahlenmäßig 
darzustellen, wie sich die Anzahl der Versorgungsempfänger und die Höhe 
der Versorgungsausgaben voraussichtlich entwickeln werden.  
 

6.12 Derivate: Zinsausgaben spiegeln wachsenden Schuldenberg nicht 
wider 
Der Einsatz von Finanzderivaten war dem Finanzministerium durch 
§ 18 Abs. 7 LHO a. F. gestattet. Diese die Kreditfinanzierung ergänzenden 
Geschäfte haben die Aufgabe, die Zinsausgaben zu optimieren und die 
Zinsänderungsrisiken zu begrenzen.  
 
Nach § 2 Abs. 3 HG 2009/2010 darf das Finanzministerium Fremdwäh-
rungskredite aufnehmen, wenn das Wechselkursrisiko vollständig durch 
Sicherungsgeschäfte ausgeschlossen wird.  
 
Die Höchstgrenze für Zinsänderungsrisiken hat der Landtag auf 10 Mio. € 
(2008: 85 Mio. €) festgesetzt. Zinsänderungsrisiken sind mögliche Mehr-
ausgaben aus einem unerwarteten Anstieg der Kreditmarktzinsen. In sei-
nem Jahresbericht 2009 für den Aufgabenbereich „Kredite, Finanzderivate, 

                                                      
1 Vierter Versorgungsbericht der Bundesregierung vom 08.04.2009. 
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Schulden“ und in der Haushaltsrechnung erklärt das Finanzministerium, 
dass diese Höchstgrenze im Haushaltsvollzug stets eingehalten wurde.  
 

6.12.1 Es wurden neue Derivatverträge über 3,3 Mrd. € abgeschlossen. Im Ver-
gleich zum Vorjahr stieg das Abschlussvolumen um 600 Mio. €.  
 

Neue Derivatverträge 

Art  
 

Volumen  
Mio. € 

Zinsswaps  2.826,0  

Zinsswaps zur Währungssicherung 33,5  

Zinsoptionen 400,0  

Sonstiges 16,6  

Summe 3.276,1 

 
Mit 37 % (2008: 40 %) der abgeschlossenen Zinsswaps und Zinsoptionen 
wurden die Kreditkonditionen optimiert und mit 63 % (2008: 60 %) die 
Zinsänderungsrisiken begrenzt.  
 
Durch den Derivateeinsatz wurden die Kreditfinanzierungskonditionen  
innerhalb des Aufnahmevolumens des Jahres 2009 verändert. Es wurden 
• der Anteil der festen Verzinsung auf 83 % erhöht, 
• die Festsatzbindung auf 6 Jahre verkürzt und 
• die Festsatzverzinsung auf 3,33 % erhöht.  
 
Nach Angaben des Finanzministeriums wurde die Niedrigzinsphase ge-
nutzt, um zukünftige Risiken zu reduzieren.  
Das Finanzministerium hat 50 Mio. Schweizer Franken als Fremdwäh-
rungskredit aufgenommen. Die Währungsrisiken wurden durch einen Zins- 
und Währungsswap ausgeschlossen.  
 

6.12.2 Durch Einsatz der Derivate waren Ende 2009 die Kreditmarktschulden 
insgesamt durch folgende Strukturen gekennzeichnet: 
 

Strukturen des Gesamtschuldenstandes 

   2009 2008  
Festzinsanteil  90 % 90 % 

variabel verzinslicher Anteil 10 % 10 % 

durchschnittliche Restlaufzeit 5,6 Jahre 6,1 Jahre 

durchschnittliche Zinsbindungsdauer 4,4 Jahre 4,5 Jahre 
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6.12.3 Die Ermächtigung des Finanzministeriums zum Abschluss derivativer 
Finanzinstrumente wurde ab 2009 nahezu verdoppelt.1 Für 2008 durfte 
der nominale Vertragsbestand an derivativen Finanzinstrumenten insge-
samt 50 % des Gesamtschuldenstands am Ende des vorangegangenen 
Haushaltsjahres nicht übersteigen. Sicherungsgeschäfte zur Begrenzung 
von Zinsänderungsrisiken wurden nicht angerechnet.  
Nach der seit 2009 geltenden neuen Ermächtigung darf der Vertragsbe-
stand an derivativen Finanzgeschäften den Gesamtschuldenstand am En-
de des vorangegangenen Haushaltsjahres nicht übersteigen.  
 
Formal hat dies die Ermächtigungsgrenze verdoppelt. Nach der neuen Be-
stimmung werden Zinssicherungsgeschäfte angerechnet. Das erhöht die 
Inanspruchnahme der Ermächtigung. Auf Basis des Haushaltsjahres 2008 
kann die Wirkung der Gesetzesänderung nachvollzogen werden. 
 

Wirkung der Ermächtigung  
bei Abschluss derivativer Finanzinstrumente 

Ermächtigungsregel auf Basis 2008  alt 
Mrd. € 

neu 
Mrd. € 

Gesamtschuldenstand Ende 2007 22,6  22,6  
davon 50 % 11,3  - 
= Ermächtigungsgrenze  11,3  22,6  

nominaler Vertragsbestand  16,5 16,5  
-  Zinsänderungssicherungsgeschäfte 5,8  - 
= anrechenbarer Vertragsbestand 10,7  16,5  
Ausschöpfung der Ermächtigungsgrenze  94,7 % 72,8 % 

 
Für das Haushaltsjahr 2009 entsprach die Ermächtigungsgrenze dem 
Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 2008 von 23.132,9 Mio. €.  
 
Entgegen der Darstellung in der Haushaltsrechnung 20092 betrug der  
nominale Vertragsbestand zum 31.12.2008 nicht 16.393,9 Mio. €, sondern 
16.527,1 Mio. €. In 2009 sind Zinsswaps zur Währungssicherung nicht wie 
angegeben im Umfang von 166,7 Mio. €, sondern zu 33,5 Mio. € abge-
schlossen worden. Die Differenz von 133,2 Mio. € entspricht der Höhe der 
in 2008 abgeschlossenen Zinsswaps zur Währungssicherung, die schon 
dem Vertragsbestand 2008 zuzurechnen sind.  
 

                                                      
1  Änderung § 18 Abs. 7 LHO durch Art. 2 des Haushaltsstrukturgesetzes 2009/2010. 
2  Landtagsdrucksache 17/1084, S. 20, Nr. 1.2. 
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Inanspruchnahme der Ermächtigung 

 Mio. € 
Bestand per 31.12.2008 16.527,1  
Fälligkeiten in 2009 -  975,0  
Neugeschäfte   3.276,1  
(davon: Zinsswaps zur Währungssicherung) (33,5) 
Bestand per 31.12.2009 17.828,2  

 
Ende 2009 hat sich der Vertragsbestand gegenüber 2008 um 1,3 Mrd. € 
bzw. 7,9 % erhöht. Die neue Ermächtigungsgrenze war zu 77,1 % ausge-
schöpft.  
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Einnahmen aus dem Verkauf von Zinsoptionen sind zur Risikovorsorge 
der Zinsausgleichsrücklage zuzuführen. Dies schreibt § 3 Abs. 5 HG 
2009/2010 vor. Die Rücklage ist zweckgebunden und dient der richtigen 
Zuordnung der Prämieneinnahmen auf die Haushaltsjahre sowie der Risi-
kovorsorge.  
Die Vorsorge ist notwendig: Das Land als Verkäufer einer Option schirmt 
das Risiko des Käufers ab und erhält hierfür die Prämie. Als sogenannter 
Stillhalter kann das Land die tatsächliche Zinsentwicklung nur abwarten. 
Erst wenn ein Risiko aus diesen Geschäften nicht mehr besteht, können 
die Rücklagenmittel die Zinsausgaben verstetigen und Zinsmehrausgaben 
ausgleichen.  
 

6.12.4 Netto wurden der Rücklage 0,3 Mio. € entnommen (2008: Nettozuführung 
von 4,4 Mio. €). Der Bestand von 91,2 Mio. € verteilte sich zum Ende des 
Haushaltsjahres 2009 auf die Bereiche 
• bedingte Zinsänderungsrisiken Kredite    6,7 Mio. €, 
• bedingte Zinsänderungsrisiken Derivate  21,2 Mio. € sowie  
• Verstetigung     63,3 Mio. €.  

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



40 

6.12.5 Geringere Zinszahlungen als die fiktiven Zinsausgaben des Referenz-
Portfolios werden als wirtschaftliches Ergebnis aus dem Einsatz der  
Finanzderivate gerechnet. Das Finanzministerium beziffert für 2009 dieses 
Ergebnis mit 55,9 Mio. €. Ohne ein aktives Zins- und Kreditmanagement 
wären in dieser Höhe zusätzliche Zinsausgaben zu zahlen gewesen. Das 
wirtschaftliche Ergebnis darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Zins-
ausgaben von der Zinsentwicklung und dem Schuldenstand abhängig 
sind. 
 
Die Ausgaben für Kreditmarktzinsen betrugen 950,4 Mio. €. Gemessen an 
den bereinigten Ausgaben sind dies 10,7 %. Damit war jeder 9. Euro zur 
Deckung der Zinslast gebunden.  
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Dass die Zinsausgaben sich bislang nicht proportional zum stetig steigen-
den Schuldenstand entwickelt haben, ist dem aktiven Zinsmanagement 
und dem gesunkenen Zinsniveau zu verdanken.  
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Analyse zur Haushaltslage 
 

7. Aktuelle Haushaltslage - in Zeiten der Schuldenbremse 
 

Mit der Einführung der Schuldenbremse in die Landesverfas-
sung geht das Land den richtigen Weg. Ungebremste Kreditauf-
nahme wie in der Vergangenheit darf es nicht mehr geben. Das 
Land muss endlich seine Ausgaben seinen Einnahmen anpas-
sen. 
 
Mit seinem Finanzplan stellt das Land eine Zielplanung für den 
Schulden-Abbaupfad bis 2020 auf. Eine detaillierte Ausgaben-
planung ab 2013 liegt dem nicht zugrunde. Das Land wird auf-
grund der drohenden Haushaltsnotlage ein Sanierungspro-
gramm bis 2015 erarbeiten, das die notwendigen Sanierungs-
maßnahmen im Finanzplanungszeitraum konkretisiert. Der LRH 
schlägt vor, dieses Programm in Sanierungsplanungen für jedes 
Ressort aufzuteilen und den Planungshorizont bis 2020 auszu-
dehnen. 
 
Bis 2020 muss das Land sein strukturelles Defizit von 1,32 Mrd. € 
abbauen. Die Einsparungen im Doppelhaushalt 2011/2012 waren 
erst der Beginn des Abbaupfades und der Anfang der Sanierung 
des Landeshaushalts. Alle, die Leistungen aus dem Landes-
haushalt bekommen, müssen sich auf weitere Kürzungen ein-
stellen. Es stehen diesem Land 4 weitere, noch schwierigere 
Spar-Doppelhaushalte bevor. Auch wer 2011/2012 verschont 
wird, hat seinen Beitrag zur Sanierung des Haushalts später zu 
leisten.  
 
Trotz Schuldenbremse nimmt das Land bis 2020 etwa 6 Mrd. € 
weitere neue Schulden auf. Sein Schuldenberg steigt auf über 
32 Mrd. €. Bis dahin hat das Land effektiv noch keinen Cent ge-
tilgt. Und was geschieht, wenn die Zinsen steigen? 
 
Mit dem „3. Nachtragshaushalt 2010“ hat der Landtag das struk-
turelle Finanzierungsdefizit um 60 Mio. € erhöht und damit den 
Sinn der Schuldenbremse gleich nach ihrer Einführung unterlau-
fen.  
 

7.1 Wo steht das Land? Wo geht es hin? 
 
Schleswig-Holstein hat in den vergangenen Jahrzehnten durch fortschrei-
tende Schuldenaufnahme eine dramatisch hohe Verschuldung aufgebaut. 
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Das Land hat es bisher nicht geschafft, die aufgenommenen Kredite aus 
eigenem Antrieb und eigener Kraft zurückzuführen. Daher droht es an den 
daraus resultierenden Zinsausgaben zu ersticken.  
Die Schuldenbremse zwingt das Land dazu, sein strukturelles Finanzie-
rungsdefizit abzubauen.1 Die mit dem Bund vereinbarten Konsolidie-
rungshilfen von 720 Mio. € bis 2019 schaffen zusätzliche Anreize, den Ab-
bau des strukturellen Defizits voranzutreiben. Sie werden nur gewährt, 
wenn die Vorgaben der Schuldenbremse eingehalten werden. Außerdem 
überwacht künftig der als Bund-Länder-Gremium eingerichtete Stabilitäts-
rat die Haushalte von Bund und Ländern. Der LRH erwartet insbesondere 
hierdurch, dass das Land sich beim Schuldenmachen diszipliniert und sei-
nen Haushalt saniert. Denn: Wer die Haushaltssanierung jetzt verweigert, 
setzt die politische Handlungsfähigkeit Schleswig-Holsteins endgültig aufs 
Spiel.  

ie Kürzungen notwendig und von den Bürgern 

arungen weitere Ein-
parungen für die neuen Aufgaben realisieren kann. 

 
 höheren Schuldenberg als heute, den es anschließend abzu-

auen hat. 

aben nur durch 
s Land ist daher gezwungen, 

 seine Verwaltung besser zu organisieren. 

                                                     

 
Das Sparpaket für den Haushalt 2011/2012 war erst der Anfang. Bis 2020 
werden 4 weitere, noch schwierigere Spar-Doppelhaushalte folgen müs-
sen. Das werden weder für die Bürger, noch für die Landespolitiker leichte 
Zeiten. Die Politiker haben keine Möglichkeit, zusätzliches Geld zu vertei-
len. Sie müssen den Bürgern reinen Wein einschenken. Sie müssen erklä-
ren und vertreten, warum d
solidarisch zu tragen sind.  
Viele Empfänger von Landesleistungen werden bis 2020 mit erheblichen 
Einbußen rechnen müssen. Deutlich weniger Geld wird es für viele Ein-
richtungen des Landes geben. Das Land wird seine heutigen Standards 
nicht halten können. Neue Aufgaben darf es nur dann übernehmen, wenn 
es zusätzlich zu den notwendigen strukturellen Einsp
s
 
Und wenn das strukturelle Defizit 2020 tatsächlich abgebaut ist, muss der 
strikte Sparkurs weiter verfolgt werden. Denn das Land sitzt dann auf 
einem noch
b
 
Das Land hat keine Alternative. Es kann seine Zinsausg
Schuldentilgung senken. Da
• Aufgaben abzubauen, 
• Personal zu reduzieren und 
•
 
Die Finanzplanung enthält für die Jahre 2013 und 2014 nur die Zielpla-
nung für den Abbau des strukturellen Defizits. Ausgabenplanungen der 

 
1  Vgl. Nr. 3.1. dieser Bemerkungen. 
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Ressorts sind nicht eingeflossen. Die Finanzplanung liefert damit keine de-
taillierte Planung der notwendigen Sanierungsschritte ab 2013. Damit weiß 
die Landesregierung nicht, welche konkreten Anstrengungen sie noch leis-

n muss, um den Sanierungspfad einzuhalten.  

sol-
he Maßnahmen, die in der alleinigen Kompetenz des Landes liegen.  

 

ositionen der finanzwirtschaftlichen Realität 

Haushaltsentwicklung … in den ein-

d Anpassungsmaßnahmen, die zeitlich 
icht unterschätzt werden dürfen. 

 

                                                     

te
 
Nach derzeit vorliegenden Informationen wird der Stabilitätsrat im Mai 
2011 feststellen, dass dem Land eine Haushaltsnotlage droht. Das Land 
muss dann gem. § 5 Abs. 1 Stabilitätsratsgesetz mit dem Stabilitätsrat ein 
Sanierungsprogramm für den Zeitraum bis 2015 vereinbaren. Hierfür muss 
es geeignete Sanierungsmaßnahmen vorschlagen. Geeignet sind nur 
c
 
Das Finanzministerium betont, dass es mit der Neugestaltung der 
Finanzplanung den zur Verfügung stehenden Finanzrahmen unter schritt-
weiser Rückführung des strukturellen Defizits bis 2020 aufzeige. Damit 
würden nicht Wünsche der Ressorts fortgeschrieben, die in der Vergan-
genheit durch riesige Globalp
angepasst werden mussten.  
In der langfristigen Planung der Obergrenze für die Ausgaben sieht der 
LRH eine wichtige Grundlage für die Finanzplanung und die Sanierung 
des Landeshaushalts. Finanzministerium und LRH stimmen darin überein, 
dass die bisherige Finanzplanung mit ihren hohen globalen Minderausga-
ben zu Fehlentwicklungen geführt hat. Allerdings stellt das Finanzministe-
rium bislang mit seiner neuen Finanzplanung nur eine Seite der Medaille 
dar. Die Vorgabe der Obergrenze garantiert noch nicht, dass diese ein-
gehalten wird. Es ist daher konsequent und für den Stabilitätsrat notwen-
dig, dass das Finanzministerium ein Sanierungsprogramm aufstellen wird. 
Daraus wird deutlich werden, mit welchen Maßnahmen der Finanzrahmen 
eingehalten werden kann. Damit wird die Regierung ihrer Aufgabe nach-
kommen, geeignete Maßnahmen zu treffen, „die nach der Finanzplanung 
erforderlich sind, um eine geordnete 
zelnen Planungsjahren zu sichern.“1 
Der LRH schlägt darüber hinaus vor, dass das Land für jedes Ressort eine 
Finanzplanung aufstellt und den Planungshorizont bis 2020 ausdehnt. Die 
hierfür erforderliche politische Debatte muss noch in dieser Legislaturperi-
ode beginnen. Dabei sind insbesondere Ressorts und Fachpolitiker gefor-
dert, nachhaltige Sanierungsbeiträge zu entwickeln. Frühzeitige offene 
Debatten erleichtern in späteren Perioden höhere Einsparbeiträge. Tiefe 
Einschnitte erfordern Vorläufe un
n

 
1 § 50 Abs. 7 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG). 
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7.2 Finanzsituation katastrophal - aber nicht hoffnungslos 

 
Die Finanzsituation des Landes ist dadurch gekennzeichnet, dass das 
Land seit Jahrzehnten mehr ausgibt als es einnimmt. Die Lücke wird stets 
mit Krediten geschlossen. 
 

7.2.1 Hoher Finanzierungssaldo - wie konnte es so weit kommen? 
 
Mit Ausnahme der Jahre 1997, 2006 und 2011 steigen die bereinigten 
Ausgaben1 von Jahr zu Jahr. In Zeiten von Konjunkturschwächen bleiben 
die Ausgaben unverändert oder steigen durch Konjunkturprogramme 
noch. Die bereinigten Einnahmen2, insbesondere die Steuereinnahmen, 
brechen aber weg. Nur die sprudelnden Steuereinnahmen 2007 und 2008 
führten - ähnlich wie 1999 und 2000 - fast dazu, dass die Ausgaben durch 
die Einnahmen gedeckt werden konnten. Die sinkenden Einnahmen und 
die zusätzlichen Ausgaben zur Stützung der Konjunktur infolge der Wirt-
schafts- und Finanzkrise bewirken, dass der Finanzierungssaldo seit 2009 
wieder erheblich steigt. Das Land plant, 2011 seine Ausgaben zu senken 
und sie 2012 steigen zu lassen. Dadurch soll der Finanzierungssaldo wie-
der sinken. Dazu tragen auch die steigenden Einnahmen bei, wie z. B. 
2012 die einmaligen Einnahmen von 54 Mio. € aus der Auflösung der  
Innovationsstiftung oder die Mehreinnahmen aus der Erhöhung der 
Grunderwerbsteuer von 80 Mio. €.  
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1  Gesamtausgaben abzüglich Tilgungsausgaben, Zuführungen an Rücklagen, Fonds und 

Stöcke, Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren und haushaltstechnische 
Verrechnungen. 

2  Gesamteinnahmen abzüglich Schuldenaufnahme am Kreditmarkt, Entnahmen aus Rück-
lagen, Fonds und Stöcke, Einnahmen von Überschüssen aus Vorjahren und haushalts-
technische Verrechnungen. 
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Die Nettokreditaufnahme folgt dem Verlauf des Finanzierungssaldos. Seit 
2006 nimmt das Land meistens mehr Kredite auf als es zur Deckung des 
Finanzierungssaldos braucht. Dies ist der Bildung von Rücklagen geschul-
det. Vorsorge trifft es damit nicht, weil es nur Ausgabeermächtigungen in 
das nächste Haushaltsjahr hinüberrettet. Sollen die Rücklagen verwendet 
werden, muss das Land Kredite aufnehmen oder die Beträge an anderer 
Stelle einsparen. Denn die Rücklagen stehen nur auf dem Papier und sind 
nicht wertmäßig vorhanden.  
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In den letzten 20 Jahren nahm der Schuldenstand deutlich schneller zu als 
das Bruttoinlandsprodukt des Landes.  
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Bis 2000 stieg die Kreditaufnahme nur etwas steiler als das BIP, der 
Schuldenstand erhöhte sich nur wenig schneller als das BIP. Die Kredit-
aufnahme reagierte noch nicht stark auf Konjunkturausschläge. 2001 bis 
2005 stagnierte das BIP nahezu, die Verschuldung stieg in dieser Zeit er-
heblich. Mit dem Schwung der wirtschaftlichen Erholung 2007 und 2008 
hat die Landesregierung alle Steuermehreinnahmen zur Reduzierung der 
Neuverschuldung eingesetzt. So konnte sie die Nettokreditaufnahme deut-
lich senken. Der Schuldenstand stieg nur leicht. Doch der wirtschaftliche 
Einbruch durch die Wirtschafts- und Finanzkrise Ende 2008 und 2009 führ-
te zwangsläufig zu einer steigenden Nettokreditaufnahme in 2009 und 
2010. Daraus resultierte wieder ein steigender Schuldenstand.  
 
Das Finanzministerium beurteilt die Haushaltslage des Landes sowie de-
ren perspektivische Entwicklung ebenso wie der LRH. 
 

7.2.2 Schuldenbremse - trotzdem steigende Schulden 
 
Den Doppelhaushalt 2011/2012 und die Finanzplanung bis 2014 mit ihrer 
Fortschreibung bis 2020 hat das Land unter Berücksichtigung der Schul-
denbremse1 aufgestellt. Dabei hat es zunächst das strukturelle Finanzie-
rungsdefizit mit 1,25 Mrd. € ermittelt. Inzwischen steht nach den Verhand-
lungen mit dem Bund über die Konsolidierungshilfen das strukturelle Defi-
zit des Landes nach dem Verfahren des Bundes mit 1,32 Mrd. € fest.2  
Die Schuldenbremse gibt das Ziel vor, dieses Finanzierungsdefizit bis En-
de 2019 abzubauen. Jedes Jahr ist das Defizit um 10 % oder um 
132 Mio. € zu reduzieren.  
 
Auch wenn das Land seinen mit dem Haushalt 2011 eingeschlagenen Sa-
nierungsweg konsequent weitergeht, wird es bis Ende 2019 weiterhin 
neue Schulden aufnehmen. Allein von 2000 bis 2010 hat das Land seinen 
Schuldenberg um 10 Mrd. € erhöht. Trotz Schuldenbremse wird es bis 
2019 etwa 6 Mrd. € zusätzliche Schulden aufnehmen3. Das Land erhöht 
also seinen Schuldenstand weiter und sitzt 2020 auf einem Schuldenberg 
von über 32 Mrd. €.4  
 
Doch selbst wenn das strukturelle Defizit planmäßig bis 2020 abgebaut ist, 
entlastet dies den Landeshaushalt noch nicht entscheidend. Trotz der 

                                                      
1  Vgl. Nr. 3.1 dieser Bemerkungen. 
2  Finanzministerium; FinanzDepesche, Ausgabe 30/26, Januar 2011, S. 2. 
3  Gemessen an heutigen Zinssätzen, ohne eventuelle Zinssteigerungen. 
4  Für diese Darstellung hat der LRH, wie im Finanzplan, ab 2015 keine konjunkturell be-

dingten Kreditaufnahmen eingerechnet. Quelle: Finanzplan des Landes Schleswig-
Holstein 2010 - 2014 Finanzplan Fortschreibung 2015 - 2020, S. 43, aktualisiert um die 
Werte für das Ist 2010 und die Ansätze 2011/2012. 
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enormen Anstrengungen des Landes zur Einhaltung der Schuldenbremse 
wird dadurch lediglich der Anstieg des Schuldenstandes gebremst.  
 

7.2.3 Schulden kosten Zinsen 
 
Seit den 90er Jahren bis 2006 bewegten sich die jährlichen Zinsausgaben 
des Landes zwischen 800 und 900 Mio. € - trotz steigender Schulden. Erst 
seit 2007 stiegen die jährlichen Zinsausgaben über 900 Mio. € pro Jahr 
und werden 2012 die Milliardengrenze überschreiten. Sie haben sich den-
noch bislang nicht proportional zum stetig steigenden Schuldenstand ent-
wickelt.1 
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Bald werden die Zinsausgaben die Milliardengrenze überschreiten. Dann 
entfallen auf jeden Einwohner 10.000 € Schulden und 378 € Zinsausga-
ben. 
 
Mit der jährlich zunehmenden Verschuldung werden die Zinsausgaben des 
Landes steigen. Allein aufgrund der voraussichtlichen 6 Mrd. € neuen 
Schulden bis 2020 würden zusätzliche Zinsausgaben von rd. 180 Mio. € 
pro Jahr resultieren.2  
 
Es ist also allerhöchste Zeit, dass dieses Land seine jährliche Neuver-
schuldung bremst und seine Zinslasten und den Schuldenberg zurück-
führt. Die im Haushalt ausgewiesenen Tilgungen stellen nur die An-
schlussfinanzierung der Kredite dar. Das Land tilgt alte Kredite durch 
neue. De facto findet damit keine Tilgung der Altschulden statt. 

                                                      
1  Vgl. Nr. 6.12.5 dieser Bemerkungen. 
2  Bei einem günstigen Zinssatz von 3 %. 
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Das Finanzministerium macht zu Recht auf das Risiko aufmerksam1, dass 
auch wegen des zu erwartenden Anstiegs des Zinsniveaus in den nächs-
ten Jahren mit steigenden Zinsausgaben zu rechnen ist. Ausgehend vom 
heutigen Schuldenstand würden bei einem Anstieg des Zinssatzes für 
Kredite um 1 %-Punkt langfristig die Zinsausgaben pro Jahr um 260 Mio. € 
steigen. Mittelfristig rechnet das Finanzministerium gegenüber der Finanz-
planung mit 80 Mio. € Mehrausgaben jährlich.2  
 
Die Entwicklung am Kapitalmarkt mit ihren Konsequenzen für die Zinsaus-
gaben stellt das größte Risiko für den Landeshaushalt dar. Es ist davon 
auszugehen, dass die zusätzlichen Zinsausgaben aus steigender Schul-
denaufnahme nicht mehr wie bisher durch sinkende Zinssätze kompen-
siert werden können. Auch ein gut aufgestelltes Kredit- und Zinsmanage-
ment wird dies nicht mehr leisten können.  
Steigende Zinsen werden auch die Zinsausgaben für die Altschulden er-
höhen. Damit steigt der Sanierungsdruck zusätzlich.  
Das Land kann seine Finanzprobleme erst dann entschärfen, wenn es den 
Anstieg seiner neuen Schulden wirksam gebremst hat und beginnt, seine 
Altschulden zu tilgen. Erst wenn das Land seine Altschulden effektiv tilgt, 
wird es seine Haushaltsbelastungen durch die erdrückenden Zinsausga-
ben abbauen können. Erst damit wird es sich wieder finanzielle Freiräume 
erschließen können. Doch dieser Weg ist noch sehr, sehr lang. 
 

7.2.4 Die Ausgaben steigen weiter 
 
Trotz Schuldenbremse und des notwendigen Abbaus des strukturell be-
dingten Finanzierungsdefizits rechnet die Landesregierung bis 2020 mit 
steigenden Ausgabemöglichkeiten. Diese resultieren aus Steuer- und 
sonstigen Einnahmen und noch zulässigen strukturellen Kreditaufnahmen. 
Dabei unterstellt die Landesregierung, dass die Ausgaben von 2010 bis 
2020 von 8,2 Mrd. € auf 9,5 Mrd. € um 16 % steigen dürfen.3 Die Landes-
regierung erwartet, dass der größte Einnahmebereich, die Steuereinnah-
men, um 50 % von 5,6 Mrd. € auf 8,3 Mrd. € steigen.4 
 
Das Budget 1 für Personal und Verwaltung soll bis 2020 um fast 20 % von 
3,8 Mrd. € auf 4,5 Mrd. € steigen. Dagegen muss das Budget 2 für Zuwei-
sungen, Zuschüsse und Investitionen für die strukturellen Einsparungen 
um 22 % auf 2,7 Mrd. € zurückgeführt werden.  

                                                      
1  Vgl. Umdruck 17/1046 vom 16.08.2010, S. 2. 
2  Vgl. Landtagsdrucksache 17/1352 vom 08.03.2011, S. 35. 
3  Finanzplan des Landes Schleswig-Holstein 2010 - 2014 und Finanzplan Fortschreibung 

2015 - 2020, vom 18.08.2010, Landtagsdrucksache 17/803, S. 43. 
4  Finanzplan des Landes Schleswig-Holstein 2010 - 2014 und Finanzplan Fortschreibung 

2015 - 2020, vom 18.08.2010, Landtagsdrucksache 17/803, S. 43. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



49 

 
Die Landesregierung geht methodisch den richtigen Weg, um dieses Land 
finanzwirtschaftlich in die Zukunft zu führen. Sie ermittelt aus den maximal 
zur Verfügung stehenden Einnahmen die Ausgabenobergrenze für das 
Land. Daraus bildet sie die beiden Budgets und legt Obergrenzen für die 
Ressortbudgets fest. Die ermittelten Ausgabengrenzen sollten nicht aus-
geschöpft werden. Die Begrenzung des Ausgabenanstiegs verlangt den 
Ressorts sehr viel ab. Aber je schneller das Land seine Neuverschuldung 
reduziert, umso mehr erleichtern die dadurch entstehenden Freiräume 
durch niedrigere Zinszahlungen den Weg.  
 

7.3 Gute Schulden, schlechte Schulden - konjunkturell und strukturell 
bedingte Kreditaufnahmen 
 
Die Schuldenbremse macht es erforderlich, das Finanzierungsdefizit künf-
tig in eine konjunkturelle und strukturelle Komponente aufzuteilen. Die 
strukturelle Komponente ergibt sich aus der Differenz zwischen dem ge-
samten Finanzierungsdefizit und der konjunkturellen Komponente. 
 

7.3.1 Konjunkturell bedingte Kreditaufnahme 
 
Gemäß Art. 53 Abs. 2 LV sind bei einer von der Normallage abweichenden 
konjunkturellen Entwicklung die Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- 
und Abschwung symmetrisch zu berücksichtigen. - Was bedeutet das?  
 
„Die konjunkturell bedingten Schwankungen in den regelmäßigen Einnah-
men dürfen über die Kreditaufnahme ausgeglichen werden. Diese so ent-
standenen Schulden sind in Wachstumsphasen verpflichtend auszuglei-
chen. Dies verhindert, dass der Schuldenberg weiter wächst.“1  
Braucht das Land bei konjunkturellen Einbrüchen zusätzliche Kreditauf-
nahmen zur Finanzierung seiner Ausgaben, muss es diese in Hochkon-
junkturphasen ausgleichen. Ziel ist es, im Konjunkturzyklus die konjunktu-
rell bedingten zusätzlichen Kreditaufnahmen durch Überschüsse aus-
zugleichen. Diese entstehen durch Steuermehreinnahmen infolge wirt-
schaftlichen Aufschwungs und in Boom-Phasen. Daraus folgt, dass künftig 
konjunkturell bedingte Steuermehreinnahmen nicht zur Finanzierung struk-
tureller Ausgaben zur Verfügung stehen. - Dies erfordert ein Umdenken in 
Regierung und Politik. 
 
Wie hoch die konjunkturell bedingte Kreditaufnahme ausfallen darf, wird 
für den Bund nach dem Konjunkturbereinigungsverfahren des Europäi-

                                                      
1  Begründung des Änderungsantrages zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 

Landesverfassung, Landtagsdrucksache 17/546 vom 12.05.2010. 
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schen Stabilitäts- und Wachstumspaktes festgelegt.1 Dieses orientiert sich 
an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, also am Bruttoinlandsprodukt 
der Bundesrepublik, und seinen konjunkturbedingten Schwankungen.  
Die Länder, die Konsolidierungshilfen erhalten wollen, haben mit dem 
Bund ein Konjunkturbereinigungsverfahren vereinbart.2 Der Bund hat hier-
für das gleiche Verfahren vorgeschlagen, das er anwenden muss.  
Für die übrigen Länder ist kein bestimmtes Konjunkturbereinigungsverfah-
ren vorgeschrieben.3  
 

7.3.2 Strukturell bedingte Kreditaufnahme  
 
Nach der vom Bund vorgegebenen Methode der Konjunkturbereinigung 
liegt das strukturelle Defizit des Landes bei 1,32 Mrd. €. Dieses ist bis  
Ende 2019 mit jährlich 132 Mio. € abzubauen.4  
 
Die diskutierten verschiedenen Konjunkturbereinigungsverfahren führten 
zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen. Mit dem nun ausgewählten Ver-
fahren wird das strukturelle Defizit höher als bisher erwartet angesetzt. 
Hohe strukturelle Defizite fordern hohe strukturelle Einsparungen. Sie ha-
ben für die Zukunft den Vorteil, dass sie heute das Niveau der konjunktu-
rellen Kreditaufnahmen senken und damit für die kommenden Jahre die 
Wahrscheinlichkeit konjunktureller Überschüsse erhöhen. Es schadet dem 
Land nicht, wenn es höhere Einsparungen erzielt, hierdurch weniger neue 
Schulden aufnimmt und 2020 vor einem niedrigeren Schuldenberg steht. 
 
Um derartig gravierende Einsparungen im Landeshaushalt einzuleiten, 
haben die die Regierung tragenden Fraktionen eine Haushaltsstruktur-
kommission eingesetzt. Sie hat zahlreiche Empfehlungen für strukturelle 
Einsparungen und Mehreinnahmen unterbreitet, die das Kabinett gebilligt 
hat. Die Landesregierung hat sich den Vorschlägen angeschlossen und 
das Konsolidierungskonzept als ihr eigenes Sparpaket gebilligt.5 Mit einer 
konsequenten Aufgaben- und Ausgabenreduzierung soll die Handlungs-
freiheit gesichert werden.6  
Der LRH sieht in diesem Vorgehen eine Chance, den Landeshaushalt er-
folgreich zu sanieren.  

                                                      
1  Vgl. § 5 Gesetz zur Ausführung von Art. 115 des Grundgesetzes, BGBl. 2009, Teil I  

Nr. 53, S. 2704. 
2  Art. 143 d Grundgesetz (GG) i. V. m. dem Gesetz zur Gewährung von Konsolidierungshil-

fen (Konsolidierungshilfengesetz - KonsHilfG), Art. 3 des Begleitgesetzes zur Föderalis-
musreform, BGBl. I Nr. 53, S. 2705 f sowie Entwurf der unterzeichneten Verwaltungsver-
einbarung für Schleswig-Holstein, Umdruck 17/1979 vom 22.03.2011. 

3  Art. 143 d Abs. 1 GG. 
4  Vgl. Tz. 7.2.2. 
5  http://www.schleswig-

holstein.de/STK/DE/Schwerpunkte/Haushaltskonsolidierung/Ziele/ziele_node.html.  
6  http://www.schleswig-

holstein.de/STK/DE/Schwerpunkte/Haushaltskonsolidierung/Medien/medien_node.html.  
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7.3.3 Kreditaufnahme heute 
 
Schwierig ist nicht nur die Aufteilung des Finanzierungsdefizits in struktu-
relle und konjunkturelle Komponenten bei der Aufstellung eines Haushalts. 
Auch im Haushaltsvollzug ist die Zuordnung der Kreditaufnahme zu den 
Komponenten problematisch. Das Land kann nicht jeden aufgenommenen 
Kredit im Einzelfall der konjunkturellen oder der strukturellen Komponente 
zuordnen. Erst am Jahresende erteilt das Grundsatzreferat der Haushalts-
abteilung die Anweisung, wie das Kreditreferat die aufgenommenen Kredi-
te aufteilen soll.  
 
Bereits seit dem 2. Nachtragshaushalt 2009 unterscheidet das Land im 
Haushaltsplan und in der Buchführung strukturell und konjunkturell beding-
te Kreditaufnahmen: 
 

Strukturell und konjunkturell bedingte Kreditaufnahmen  
und Finanzierungssalden im Haushalt (in Mio. €) 

Kreditaufnahme Finanzie-
rungssaldo Haushalt 

strukturell konjunkturell insgesamt insgesamt 

2009   (Plan) 

           (Ist) 

632,6 

632,6 

491,4 

349,4 

1.124,0 

982,0 

1.299,1 

1.008,2 

2010   (Plan) 

           (Ist) 

603,8 

603,8 

979,0 

767,5 

1.582,8 

1.371,3 

1.754,7 

       1.329,3 

2011   (Plan) 993,6 293,0 1286,6 1.222,6 

2012   (Plan) 841,4 113,0 954,4 918,6 

 
Die veranschlagte strukturelle Kreditaufnahme hat das Land 2009 und 
2010 vollständig ausgeschöpft. Die restlichen aufgenommenen Kredite 
weist es als konjunkturelle Kreditaufnahme aus.  
 
Für die Ermittlung dieser Zahlen hat das Finanzministerium 3 verschiede-
ne Verfahren angewandt:  
2009 und 2010 wurden erstmals mit dem 2. Nachtragshaushalt konjunktu-
rell bedingte Kreditaufnahmen veranschlagt. Grundlage dafür waren die 
Steuerausfälle, die durch zusätzliche, allein konjunkturell bedingte Kredit-
aufnahmen ausgeglichen werden sollten.  
Für die Veranschlagung 2011 und 2012 hat das Finanzministerium ein  
eigenes Konjunkturbereinigungsverfahren zugrunde gelegt. Auch dieses 
Verfahren ist mittlerweile Vergangenheit.  
Nach der Festlegung des endgültigen Berechnungsverfahrens der Kon-
junkturkomponente mit dem Bund sind die Daten im Haushalt 2011/2012 
überholt.  
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7.3.4 Strukturelles Defizit - und sein Abbau 
 
Die Landesregierung hat die finanziellen Auswirkungen des Sparpakets 
zur Sanierung des Landeshaushalts und zum Abbau des strukturellen  
Finanzierungsdefizits nicht bewertet. Sie weiß nicht, ob das beschlossene 
Sparpaket reicht, um bis Ende 2019 das strukturelle Finanzierungsdefizit 
abzubauen. 
 
Die Landesregierung berichtete kurz vor Verabschiedung der Haushalte 
2011 und 2012 über größere Mehr- und Minderausgaben im Haushalts-
entwurf und in der Nachschiebeliste.1 Sie wies dort per Saldo 
• 166,4 Mio. € Minderausgaben in 2011 und  
• 213,7 Mio. € Mehrausgaben in 2012 aus. 
Darin sind die Änderungen aus dem „3. Nachtragshaushalt 2010“2 noch 
nicht enthalten. Wenn die zusätzlichen Ausgaben von 60 Mio. € für die 
Kinderbetreuung der unter 3-Jährigen berücksichtigt werden, ergeben sich 
2011 nur Minderausgaben von 106,4 Mio. €.  
 
Diesen strukturell bedingten Mehr- und Minderausgaben stehen per Saldo 
vorwiegend konjunkturell bedingte Mehreinnahmen gegenüber: 
• 347,6 Mio. € Mehreinnahmen in 2011,  

• davon 363,4 Mio. € vorwiegend konjunkturell bedingte Steuermehr-
einnahmen, 

• 416,4 Mio. € Mehreinnahmen in 2012,  
• davon 348 Mio. € vorwiegend konjunkturell bedingte Steuermehr-
einnahmen.3 

 
Per Saldo ergeben sich daraus für 2011 und 2012 folgende Einflüsse auf 
die Haushalte: 
 

Mehr- und Minderausgaben sowie Mehr- und Mindereinnahmen  
2011 und 2012 

 2011 
 Mio. € 

2012 
Mio. € 

Minder-/Mehrausgaben (-/+) - 106,4 + 213,7 

Minder-/Mehreinnahmen (-/+) + 347,6 + 416,4 

Haushaltsentlastung (-) - 454,0 - 202,7 
davon:  
konjunkturell bedingte Steuermehreinnahmen, 
strukturelle Haushaltsbe-/-entlastungen (+/-) 

 
 +363,4 
-  90,6 

 
+ 348,0 
+ 145,3 

 

                                                      
1  Umdruck 17/1611 vom 06.12.2010; für den verabschiedeten Doppelhaushalt 2011/2012 

gibt es entsprechende Darlegungen nicht. 
2  Art. 28 Haushaltsbegleitgesetz 2011/2012. 
3  Noch ohne 80 Mio. € strukturelle Steuermehreinnahmen aus der ab 2012 geplanten Er-

höhung der Grunderwerbsteuer. 
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Die Haushaltsentlastungen von 454,0 Mio. € in 2011 und 202,7 Mio. € in 
2012 sind in erster Linie konjunkturell bedingt. Der Haushalt 2011 wurde 
strukturell nur um 90,6 Mio. € entlastet, 2012 wurde er um 145,3 Mio. € 
zusätzlich strukturell belastet. 
 
Wie das Land angesichts dieser Entwicklungen dennoch den Abbaupfad 
für das strukturelle Finanzierungsdefizit1  
2011 von 1.186,0 Mio. €2 mit struktureller Kreditaufnahme  
         von    993,6 Mio. €3 und  
2012 von 1.054,0 Mio. € mit struktureller Kreditaufnahme  
         von    841,4 Mio. €  
deutlich unterschritten hat, sollte die Landesregierung darlegen.  
 
Das Finanzministerium hält die Betrachtungen des LRH, die auf die grö-
ßeren Veränderungen im Haushalt gerichtet sind, nicht für sachgerecht. 
Seiner Auffassung nach sei eine globale Betrachtung der Entwicklung der 
bereinigten Ausgaben, der Primärausgaben, des gesamten Defizits und 
des strukturellen Defizits für die Jahre 2010 bis 2012 zielführend. Diese 
belege, dass die Ausgaben und die Defizite zurückgeführt würden. 
Damit wird die Frage des LRH nicht beantwortet, ob der deutliche Abbau 
des strukturellen Defizits insbesondere durch konjunkturell bedingte Ein-
nahmen erreicht wurde. 
 
Künftig sollte die Landesregierung zu jedem Haushaltsentwurf eine Be-
rechnung darüber vorlegen, mit welchen strukturell wirkenden Maßnah-
men der Haushalt in welchem Umfang entlastet wird. Die Landesregierung 
sollte dann auch darstellen, wo sie auf ihrem Abbaupfad steht und ob sie 
das Abbauziel mit den geplanten Maßnahmen erreichen kann.  
Der LRH hat Verständnis dafür, dass dies bislang noch nicht erfolgen 
konnte. Die Umstellung auf das neue Verfahren der Schuldenbremse 
brachte Anpassungsschwierigkeiten und zusätzlichen Aufwand mit sich. 
Diese sollten mit den Haushalten 2013/2014 behoben sein.  
 
Der LRH prüft derzeit Umfang und Umsetzung der Vorschläge des Spar-
pakets der Landesregierung. Nach ersten Erkenntnissen  
• ist noch offen, welche Entlastung des Landeshaushalts durch den Ab-

bau von 5.300 Stellen tatsächlich eintritt. Nach den Vorstellungen der 
Landesregierung sollen durch diesen Abbau die Ausgaben des Landes 
für das aktive Personal um 265 Mio. € verringert werden.  

• reicht der Umfang der Einsparungen in den Haushalten 2011/2012 
nicht, um die strukturellen Einsparungen dauerhaft umzusetzen. Einige 

                                                      
1  2010: 1,32 Mrd. €.  
2  Strukturelles Finanzierungsdefizit 2010 von 1,32 Mrd. € abzüglich 132 Mio. € pro Jahr. 
3  Veranschlagte strukturell bedingte Nettokreditaufnahme Titel 1116 - 325 01. 
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Minderausgaben und Mehreinnahmen haben nur einen einmaligen  
Effekt (z. B. 54 Mio. € Einnahmen aus der Auflösung der Innovations-
stiftung). 

• ist der Umfang der künftig notwendigen Abbaumaßnahmen noch kon-
kret zu ermitteln. 

 
Das Finanzministerium bestätigt die Auffassung des LRH, dass in den 
kommenden Jahren weitere Sanierungsmaßnahmen folgen müssten, um 
2020 einen strukturell ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. Das Land 
werde ein Sanierungsprogramm gem. § 5 Abs. 1 Stabilitätsratsgesetz er-
arbeiten müssen.1 Der Umfang der notwendigen Sanierungsmaßnahmen 
sei damit dem Land bekannt. Er würde sich auch aus dem Abbaupfad er-
geben. 
 
Nach Auffassung des LRH sollen in dem Sanierungsprogramm gemäß 
Stabilitätsgesetz nicht nur die jährlichen Abbauschritte der Nettokreditauf-
nahme festgelegt werden. Vielmehr muss es auch Vorgaben für geeignete 
Sanierungsmaßnahmen enthalten. Dies ist auch unerlässlich, weil die bis-
herigen Sparmaßnahmen teilweise einmalige Effekte enthalten. Für die 
Einhaltung der Schuldenbremse ab 2020 muss das Land dauerhafte Ein-
sparungen erbringen. Daher ist es notwendig, die konkrete Sanierungs-
planung bis 2020 auszuweiten.  
 

7.3.5 Vertrauen ist gut - Kontrolle ist besser  
 
Die Schuldenbremse sieht bereits Kontrollen über den Abbaupfad und die 
Kreditaufnahme vor: 
• Die Landesregierung legt dem Parlament eine jährlich fortzuschrei-

bende Planung zum Abbau des strukturellen Finanzierungsdefizits vor. 
Der LRH gibt hierzu eine Stellungnahme ab.2 

• Die Abweichungen zwischen tatsächlicher und erlaubter Kreditauf-
nahme sind auf einem Kontrollkonto zu erfassen.3 

Damit wird kein Nachweis darüber geführt, inwieweit die konjunkturell be-
dingten Kredite durch konjunkturell bedingte Überschüsse im Konjunktur-
zyklus ausgeglichen werden. Deren Kontrolle ist bislang nach dem Regel-
werk nicht vorgesehen. Sie ist dennoch notwendig - und nicht etwa zu ver-
nachlässigen.  
 
Mit dem noch ausstehenden Ausführungsgesetz gem. Art. 53 Abs. 5 LV 
sollte dies geregelt werden.  

                                                      
1  Vgl. Tz. 7.1. 
2  Art. 59 a Abs. 2 LV. 
3  Änderungsantrag der Fraktion von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

SSW zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Landesverfassung vom 12.05.2010, 
Landtagsdrucksache 17/546, S. 4 f. 
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Der LRH fordert das Finanzministerium auf, künftig in der Haushaltsrech-
nung über den Verlauf der konjunkturell erlaubten und der tatsächlichen 
Kreditaufnahmen und der Überschüsse im Konjunkturzyklus zu berichten. 
Dort sollten auch die Entwicklung des Schuldenstandes - konjunkturell und 
strukturell - sowie der Abschluss des Kontrollkontos dargestellt werden.  
 
Das Finanzministerium hält eine besondere Kontrolle für nicht erforder-
lich. Es weist darauf hin, dass die Schuldengrenze und -bremse theore-
tisch eine symmetrische Berücksichtigung der konjunkturellen Entwicklung 
ermögliche. Bei einem sachgerechten Verfahren stelle sich der Ausgleich 
zwischen konjunkturbedingter Kreditaufnahme und Tilgung automatisch 
ein. Das Finanzministerium will dennoch prüfen, wie ein geeigneter Kon-
trollmechanismus ausgestaltet werden könne. Es beabsichtigt, mit den 
noch zu erarbeitenden Ausführungsbestimmungen zu Art. 53 Abs. 5 LV 
eine entsprechende übersichtliche Darstellung zu entwickeln und zu prü-
fen, ob ein Kontrollkonto notwendig sei. 
Der LRH hält die Einrichtung eines Kontrollkontos für die Erfassung tat-
sächlicher und erlaubter Kreditaufnahme für unerlässlich. Bereits die Be-
gründung zur Änderung der LV, mit der die Schuldenbremse eingeführt 
wurde, sieht ein derartiges Konto vor.1 Der LRH schlägt vor, dass das 
Land eine entsprechende Regelung in Anlehnung an die des Bundes in 
sein Ausführungsgesetz aufnimmt. Außerdem sieht der LRH als notwendi-
ge Konsequenz der Schuldenbremse, dass das Land ab 2010 seinen 
Schuldenstand in strukturell und konjunkturell bedingte Schulden unterteilt. 
Er fordert die Landesregierung auf, Kontrollkonto und Schuldendarstellung 
bereits vor Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes einzurichten und erst-
mals in der Haushaltsrechnung 2010 darüber zu berichten.  
LRH und Finanzministerium beabsichtigen, gemeinsam konkrete Aus-
gestaltungen und Lösungswege zu erörtern.  
 

7.4 Kreditaufnahme - neue „Spielregeln“ durch Schuldenbremse  
 
Mit der Schuldenbremse sind Verbesserungen in das Regelwerk der 
Schuldenaufnahme eingeführt worden, die eine wirksame Begrenzung der 
Kreditaufnahme unterstützen können:  
• Die Obergrenze für die Kreditaufnahme gilt - im Gegensatz zur alten 

Kreditobergrenze - nicht nur für die Haushaltsaufstellung, sondern auch 
für den Haushaltsvollzug.  

• Erstmals werden die Tilgung von Krediten und der Abbau der Neuver-
schuldung geregelt:  
− Konjunkturbedingte Kredite sind im Konjunkturzyklus symmetrisch 

auszugleichen. Das heißt, sie sind durch Überschüsse in Hochkon-

                                                      
1  Landtagsdrucksache 17/546 vom 12.05.2010, S. 4. 
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junkturphasen auszugleichen. Damit soll vermieden werden, dass 
der Schuldenberg weiter ansteigt.  

− Kredite, die in außergewöhnlichen Notsituationen oder bei Naturka-
tastrophen mit Zweidrittelmehrheit des Parlaments aufgenommen 
werden, sind nach einem Tilgungsplan zeitnah zu tilgen.  

− Strukturell bedingte Finanzierungsdefizite sind bis Ende 2019 voll-
ständig abzubauen. 

 
Unabhängig von den unklaren Formulierungen in der Landesverfassung1 
fehlen Regeln für den Umgang mit dem neuen Instrumentarium. Mit den 
jüngsten Änderungen von § 18 LHO wurden letztlich nur die Begriffe aus 
Art. 53 und 59 a LV neu in die Landeshaushaltsordnung übernommen.2 
Der LRH erwartet, dass mit dem geplanten Ausführungsgesetz zu Art. 53 
LV das Regelwerk inhaltlich angepasst wird. Er schlägt vor, dabei die fol-
genden Probleme mit der Schuldenbremse und der Trennung der Kredit-
aufnahmen in konjunkturelle und strukturelle Komponenten zu lösen: 
• Was wird aus der Restkreditermächtigung? 
• Wie sind die (strukturell bedingten) Rücklagen finanziert? 
• Wie wirken sich Mehr- und Mindereinnahmen, Mehr- und Minderaus-

gaben auf die Kreditaufnahme aus? 
 

7.4.1 Restkreditermächtigung - ausgebremst 
 
Nicht benötigte Kreditermächtigungen werden ins nächste Haushaltsjahr 
vorgetragen (Restkreditermächtigung, § 18 Abs. 2 LHO - neu). Für künfti-
ge Kreditaufnahmen ist dies nicht vertretbar: 
• Die konjunkturelle Kreditaufnahme wird für ein Haushaltsjahr aufgrund 

der zu erwartenden Einnahmen, Ausgaben und Konjunkturentwicklung 
veranschlagt. Nach Ablauf eines Haushaltsjahres wird der konjunkturel-
le Verschuldungsspielraum anhand der tatsächlichen Entwicklung des 
BIP neu berechnet. Der Abweichungsbetrag zwischen dieser erlaubten 
und der tatsächlichen Kreditaufnahme ist auf einem Kontrollkonto fest-
zuhalten. So ist es im geplanten Ausführungsgesetz zu Art. 53 Abs. 5 
LV vorgesehen.3 Die konjunkturellen Kreditaufnahmen sind über den 
Konjunkturzyklus auszugleichen; dies sollte ebenfalls erfasst werden.4  
Damit ist es nicht vereinbar, die Restermächtigung zu übertragen und 
im folgenden Haushaltsjahr zu verwenden. Zum Ausgleich der konjunk-
turellen Schwankungen im neuen Haushaltsjahr sind wieder neue kon-
junkturelle Kreditermächtigungen veranschlagt: 

                                                      
1  Vgl. Nr. 3.1 dieser Bemerkungen. 
2  Art. 1 Nr. 5 Haushaltsbegleitgesetz 2011/2012. 
3  Änderungsantrag der Fraktion von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

SSW zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Landesverfassung vom 12.05.2010, 
Landtagsdrucksache 17/546, S. 4 f. 

4  Vgl. Tz. 7.3.5 sowie Nrn. 6.3.1 und 6.10.3 dieser Bemerkungen. 
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• Im geplanten Ausführungsgesetz ist daher klarzustellen, dass aus der 
Ermächtigung zur Aufnahme konjunkturell bedingter Kredite keine 
Restkreditermächtigung in das nächste Jahr übertragen werden darf.  
Dies könnte allenfalls noch für die strukturelle Kreditaufnahme gelten  
- solange es sie noch gibt.  

• Aus all dem folgt, dass es ab 2020 keine Restkreditermächtigungen 
geben darf. 

 
7.4.2 Strukturelles Defizit - Rücklagenbestand nicht finanziert 

 
Der Ausgangswert für den Abbaupfad, das strukturelle Defizit 2010, be-
rücksichtigt die Rücklagenbewegungen in diesem Haushaltsjahr. Nicht 
darin enthalten ist die Finanzierung des Rücklagenbestandes. Die Rückla-
gen des Landes von rd. 700 Mio. €1 wurden nur buchmäßig gebildet. Im 
Falle ihrer Inanspruchnahme müsste das Land sie entweder durch Einspa-
rungen, durch strukturelle Mehreinnahmen oder strukturelle Kreditaufnah-
me finanzieren.  
Will das Land weiterhin an den gebildeten Rücklagen festhalten, muss es 
diese noch finanzieren. Dazu müsste es die erforderlichen Einsparungen 
bis 2020 von 1,32 Mrd. € (strukturelles Defizit) um weitere 0,7 Mrd. € auf 
2 Mrd. € erhöhen. Derartige Einsparungen werden kaum möglich sein. Die 
bislang aufgelaufenen Rücklagen müssen daher in Abgang gestellt wer-
den.  
In Zukunft können neue Rücklagen nur noch gebildet werden, wenn nicht 
nur die Rücklagen, sondern auch ihre Finanzierungsmittel in das neue 
Haushaltsjahr übertragen werden. Solange der Landeshaushalt aber noch 
kreditfinanziert ist, ist eine derartige Rücklagenbildung nicht sinnvoll. Auf 
die Rücklagenbildung sollte daher verzichtet werden. 
 
Hiervon sollten solche Rücklagen ausgenommen werden, mit denen die 
Haushaltsbelastungen im Kreditbereich zeitlich verlagert und verstetigt 
werden (Rücklage Diskontierungsdarlehen, Ausgleichsrücklage für Zins-
ausgaben). 
 
Das Finanzministerium stimmt mit dem LRH darin überein, dass die 
Rücklagen ausschließlich im Rahmen des Defizitabbaupfades in Anspruch 
genommen werden dürfen. Es hat bereits mit dem Haushaltsführungser-
lass 2011 geregelt, dass die Bildung und Freigabe von Rücklagen mit 
Pflichten verbunden und die Inanspruchnahme laufend überwacht wird.  
 

                                                      
1  Vgl. Bemerkungen des LRH 2010, Nr. 6.13. 
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7.4.3 Schuldenbremse - keine Umgehung zulassen 

 
Die Schuldenbremse kann nur so gut wirken, wie sie eingehalten wird. 
Parlament und Landesregierung sollten nicht der Versuchung erliegen, die 
Schuldenbremse zu umgehen.1 Das Land  
• löst seine Schuldenprobleme nicht, wenn es Kreditaufnahmen auf Son-

dervermögen, landeseigene Gesellschaften und juristische Personen 
des öffentlichen Rechts, wie z. B. das Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein, verlagert.  

• sollte auch nicht die eigene Kreditaufnahme durch Sonderfinanzierun-
gen ersetzen, z. B. Vermögensveräußerungen mit anschließender 
ÖPP-Maßnahme. 

• sollte die möglichen Ausnahmen von der Schuldenbremse für Kredit-
aufnahmen in Naturkatastrophen und außergewöhnlichen Notsituatio-
nen nur in wirklichen Ausnahmefällen in Anspruch nehmen.  

 
Niemand sollte glauben, dass künftig konjunkturell bedingte Mehreinnah-
men einen Ausweg aus der Schuldenbremse darstellen. Diese Mehrein-
nahmen stehen nur zum Ausgleich vorangegangener oder künftiger kon-
junktureller Kreditaufnahmen zur Verfügung.  
 

7.4.4 Minderausgaben, Mehrausgaben - der erste Sündenfall  
 
Das erste Beispiel, wie das Ziel der Schuldenbremse mit Mehr- und Min-
derausgaben umgangen wurde, liefert der „3. Nachtragshaushalt 2010“2. 
Am 15.12.2010 beschloss der Landtag auf Antrag der die Regierung tra-
genden Fraktionen, 60 Mio. € für die Finanzierung der Kinderbetreuung für 
Kinder unter 3 Jahren bereitzustellen - Inkrafttreten zum 20.12.2010. Die-
ser Betrag wurde durch nicht verbrauchte Zinsausgaben gedeckt. Am 
30.12.2010 wurde der Betrag in einer Summe an die Investitionsbank 
Schleswig-Holstein ausgezahlt.  
 
Mit dieser Maßnahme hat das Land neue strukturelle Aufgaben finanziert 
und wirkt der Zielsetzung der gerade eingeführten Schuldenbremse in der 
LV entgegen.  
Wäre der „Nachtragshaushalt“ nicht verabschiedet worden, wäre die Kre-
ditaufnahme 2010 um 60 Mio. € niedriger ausgefallen. Ohne den „Nach-
trag“ bestünde weiterhin ein strukturelles Defizit von 1,26 Mrd. €, trotz 
neuer Berechnungsmethode.  
 

                                                      
1  Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe des Bundes und der 

Länder zur Ausgestaltung der Schuldenregel in Bund und Ländern vom 04.05.2010, Um-
druck 17/832 vom 06.05.2010. 

2  Art. 28 Haushaltsbegleitgesetz 2011/2012. 
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Dieser „Nachtragshaushalt“ verstößt auch gegen das Haushaltsrecht. Das 
Initiativrecht für einen Nachtragshaushalt liegt ausschließlich bei der Lan-
desregierung. Einen Nachtragshaushalt auf Initiative des Parlaments lässt 
das Haushaltsrecht nicht zu. Der LRH hat dies in seinen Bemerkungen 
2010 aufgegriffen.1 Der Finanzausschuss hat sich der Kritik des LRH an-
geschlossen und dem Landtag ein entsprechendes Votum vorgeschla-
gen.2 Der Landtag ist diesem Vorschlag gefolgt. Er hat dies in derselben 
Landtagssitzung beschlossen, in der er auch den auf Initiative des Parla-
ments erstellten „Nachtrag“ verabschiedete. 
 
Letztlich bringt dieser „Nachtragshaushalt“ auch wirtschaftliche Nachteile 
für das Land. Mit der Zahlung von 60 Mio. € am 30.12.2010 an die Investi-
tionsbank musste sich das Land zusätzlich verschulden. Die Investitions-
bank wird dieses Geld nicht sofort an die Kommunen und sonstige Zu-
wendungsempfänger weitergeleitet haben. Somit stehen den zusätzlichen 
Zinsbelastungen des Landes für die Kredite Zinseinnahmen der Investi-
tionsbank gegenüber.  
 

7.5 Und dann? Tilgung der Altschulden 
 
Wenn das Land 2020 seinen Haushalt strukturell ausgeglichen hat, steht 
ein noch schwierigerer Weg bevor: Die Tilgung der Altschulden.  
 
Diese Tilgungen regelt die Schuldenbremse nicht. Sie konzentriert sich da-
rauf, die Neuverschuldung zu bremsen und notwendige Kreditaufnahmen 
im Konjunkturzyklus zu erlauben und zurückzuführen.  
 
Bis 2020 wird das Land daher trotz Schuldenbremse seinen Schuldenberg 
auf etwa 32 Mrd. € auftürmen. Dennoch stellt die Schuldenbremse ein 
wirksames und notwendiges Instrument dar. Mit ihr kann der weitere An-
stieg der Neuverschuldung vermindert und die Kreditaufnahme antizyk-
lisch gestaltet werden.  
Der LRH geht davon aus, dass ohne die Schuldenbremse der Schulden-
berg 2020 deutlich höher werden würde.  
 
Damit bremst die Schuldenbremse den Anstieg des Schuldenberges und 
der Zinsausgaben. Die Zinsausgaben kann das Land erst dann zurückfüh-
ren, wenn es 2020 beginnt, seinen Schuldenberg abzubauen. Hierzu muss 
es strukturelle Überschüsse erwirtschaften und sie zur Tilgung der Alt-
schulden einsetzen. - Eine Herkulesaufgabe! 

                                                      
1  Bemerkungen des LRH 2010, Nr. 2. 
2  Landtagsdrucksache 17/1075 vom 30.11.2010. 
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Ministerium für Justiz, Gleichstellung und 
Integration 

 
8. Gerichtliche Mediation weiter ausbauen 

 
Die gerichtliche Mediation trägt dazu bei, die Gerichte zu entlas-
ten und haushaltsbedingte Personaleinsparungen aufzufangen. 
Das Justizministerium sollte die einverständliche Streitschlich-
tung weiterhin fördern und die Gerichte beim Ausbau der Media-
tion unterstützen. 
 
Parallel sollte das Justizministerium in Schleswig-Holstein lang-
fristig ein Netzwerk für die außergerichtliche Mediation ent-
wickeln. 
 

8.1 Vorbemerkung 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 14.02.2007 
festgestellt, dass grundsätzlich eine einverständliche Streitschlichtung  
einer richterlichen Streitentscheidung vorzuziehen ist1. In Schleswig-Hol-
stein hat die ordentliche Gerichtsbarkeit bereits im Herbst 2005 die gericht-
liche Mediation eingeführt. Die Arbeitsgerichtsbarkeit folgte im März 2006, 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Oktober 2008 und die Sozialgerichts-
barkeit Ende 2009. 
 
Geprüft wurde die Einführung und Wirkung der gerichtlichen Mediation in 
Schleswig-Holstein. Hierbei beschränkte sich der LRH auf die ordentliche 
Gerichtsbarkeit beim Oberlandesgericht und den 4 Landgerichten in den 
Jahren 2006 bis 2009. 
 

8.2 Erfolgreiche Mediationsverfahren entlasten die Gerichte 
 
Das Justizministerium sollte die einverständliche Streitschlichtung weiter-
hin fördern und die Gerichte auch künftig dabei unterstützen, die Mediation 
auszubauen. Die Entlastungseffekte durch die Mediation können dazu bei-
tragen, haushaltsbedingte Personaleinsparungen aufzufangen. 
 
Durch erfolgreich geführte Mediationsverfahren können richterliche Ar-
beitszeiten eingespart, Verfahrensdauern verkürzt sowie Rechtsmittel- und 
Gerichtsverfahren vermieden werden. Außerdem können durch gerichtli-
che Mediation die Zahl der Langzeitverfahren abgebaut und Kosten für 
Zeugen und Sachverständige eingespart werden:  

                                                      
1  Beschluss des BVerfG vom 14.02.2007 - 1 BvR 1351/01 -, NJW-RR 2007, S. 1073-1075. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



61 

• Richterliche Arbeitszeiten: Bisher wird richterliche Arbeitszeit im Be-
reich der Mediation noch nicht erfasst. Hervorzuheben ist aber die Tat-
sache, dass ein Mediationsverfahren im Prüfungszeitraum durchschnitt-
lich nur 8 Wochen dauerte, ein streitiges Verfahren vor dem Oberlan-
desgericht bzw. vor den Landgerichten im selben Zeitraum im Durch-
schnitt hingegen 8 Monate.  

• Rechtsmittelverfahren: Die Verfahrenseingänge beim Oberlandesge-
richt in Zivilsachen der 2. Instanz sind rückläufig. Sie sind 2006 bis 
2009 von 1.491 auf 1.327 gesunken. 

• Langzeitverfahren: Beim Oberlandesgericht und den 4 Landgerichten 
ist der Bestand der Langzeitverfahren (Verfahren, die länger als 1 Jahr 
anhängig sind) von 2.928 Verfahren 2006 auf 2.404 Verfahren 2009 
verringert worden.  

• Kosten für die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen: Die 
Kosten für Zeugenentschädigung sind von 365 T€ 2006 auf 291 T€ 
2009 zurückgegangen. Eine vergleichbare Entwicklung bei den Kosten 
für Sachverständige ist zurzeit noch nicht erkennbar, aber zu erwarten, 
weil Mediationsverfahren grundsätzlich ohne Zeugen und Sachverstän-
dige durchgeführt werden. 

 
8.3 Gute Akquise - erfolgreiche Mediation 

 
Beim Landgericht Kiel führen 2 darauf spezialisierte Richtermediatoren die 
Akquise durch. Diese Vorgehensweise hat sich bewährt und könnte für 
andere Gerichte als Beispiel dienen. 
 
Das Landgericht Kiel hat 2009 bereits 5,4 % aller Verfahren durch Media-
tion erledigt. Dies ist kein Zufall, denn schon bei der Akquise erreicht das 
Landgericht Kiel zwischen 2006 und 2009 mit einer Zustimmungsquote zur 
Mediation von 68 % im Durchschnitt den höchsten Wert. Das setzt sich 
auch bei der tatsächlichen Einigungsquote in der Mediation fort. Hier liegt 
das Landgericht Kiel im selben Zeitraum mit durchschnittlich 85 % eben-
falls an der Spitze. 
 
Insgesamt ist die Zahl der durch Mediation erledigten Verfahren beim 
Oberlandesgericht und den 4 Landgerichten von 2006 bis 2009 gestiegen: 
Betrug der Anteil 2006 noch 1,6 % (256 von 15.635 erledigten Verfahren), 
lag er 2009 bereits bei 2,8 % (392 von 14.044).  
 

8.4 Gerichtliche oder außergerichtliche Mediation? 
 
Das Justizministerium sollte parallel zur Förderung der gerichtlichen Media-
tion in Schleswig-Holstein langfristig ein Netzwerk für die außergericht-
liche Mediation entwickeln. 
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Die gerichtliche Mediation ist nach Auffassung der geprüften Gerichte in-
zwischen fester Bestandteil des Justizangebots. Die bis spätestens zum 
21.05.2011 in nationales Recht umzusetzende EU-Richtlinie 2008/52/EG 
über bestimmte Aspekte der Mediation in Zivil- und Handelssachen wird 
die gerichtliche Mediation zunächst weiter verfestigen. Das Bundesjustiz-
ministerium hat am 18.07.2010 einen entsprechenden Referentenentwurf1 
für ein Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung vorgelegt. Inzwischen hat die Bun-
desregierung einen Gesetzentwurf eingebracht, über den zurzeit parla-
mentarisch beraten wird. 
 
Nach dem Beschluss der 76. Konferenz der Justizministerinnen und Jus-
tizminister aus 20052 stellt die gerichtliche Mediation lediglich eine Über-
gangslösung zur Förderung der einverständlichen Streitbeilegung im Rah-
men der Großen Justizreform dar. Mit diesem Beschluss hat die Justizmi-
nisterkonferenz gute Ansätze zur Etablierung der außergerichtlichen Streit-
beilegung entwickelt: 
• Die Bundesländer sollten über bestehende Schlichtungsangebote bes-

ser informieren und 
• die Einrichtung von landesinternen Koordinierungsstellen für außerge-

richtliche Streitbeilegung prüfen. 
 
Tatsächlich mangelt es - zumindest in Schleswig-Holstein - an einem zuver-
lässigen Netzwerk zur außergerichtlichen Mediation. Eine Verlagerung der 
gerichtlichen Mediation in den außergerichtlichen Bereich wird erst mög-
lich sein, wenn ein entsprechendes Netzwerk aufgebaut ist und sowohl der 
rechtsuchende Bürger als auch die Richterschaft auf die Rechtssicherheit 
der außergerichtlichen Mediation vertrauen. 
 

8.5 Stellungnahme des Justizministeriums 
 
Die Ergebnisse der vom LRH durchgeführten Prüfung werden vom Justiz-
ministerium begrüßt. Es teilt auch die Schlussfolgerungen über die positi-
ven Wirkungen der Mediation. Im Übrigen wolle das Ministerium die Be-
merkung des LRH zum Anlass nehmen, aktiv an dem Aufbau eines Netz-
werks zur Stärkung der außergerichtlichen Mediation mitzuwirken. In einem 
ersten Schritt würden hierzu die mit der außergerichtlichen Mediation be-
fassten Institutionen und Verbände zu einem Gespräch eingeladen, um die 
Möglichkeiten einer verstärkten Zusammenarbeit zu erörtern. 
 

                                                      
1  http://www.bmj.bund.de/files/-/4646/RefE_Mediationsgesetz_20100803.pdf. 
2  http://www.hamburg.de/justizministerkonferenz/beschluesse/2034360/beschluesse-2005-

fruehjahrskonferenz.html (Beschluss zur Großen Justizreform, TOP I.1, Ziff. 2.2). 
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Ministerium für Bildung und Kultur 
 

9. Schulen in freier Trägerschaft - Privatschulfinanzierung 
 

Die Finanzierung von Schulen in freier Trägerschaft muss neu 
gestaltet werden. Eine unterschiedliche Förderung dieser Schu-
len ist sachlich nicht begründet. 
 
Mehr Schülerinnen und Schüler an privaten Schulen ermög-
lichen Einsparungen bei öffentlichen Schulen. 

 
9.1 Welche Schulen in freier Trägerschaft wurden geprüft? 

 
Der LRH hat 2002 die Freien Waldorfschulen geprüft, 2004 die Schulen 
der dänischen und deutschen Minderheit.1 Mit der Prüfung der sonstigen 
Schulen in freier Trägerschaft (sonstige private Schulen) ist der Prüfungs-
zyklus in 2010 beendet worden. 
 

9.1.1 Wie verteilen sich die Schulen? 
 
Die Verteilung von Schulen in freier Trägerschaft zeigt ein großes Un-
gleichgewicht zwischen dem Landesteil Schleswig und dem übrigen Land: 
Schulen der dänischen Minderheit liegen ausschließlich im Landesteil 
Schleswig. Daneben gibt es dort nur 3 sonstige private Schulen und 
3 Freie Waldorfschulen. Ursache ist vor allem das fast flächendeckende 
Angebot der dänischen Schulen, die als Alternative zu den öffentlichen 
Schulen gesehen werden, rechtlich aber „Privatschulen“ sind2. Die Ein-
zugsgebiete der sonstigen privaten Schulen mit ihren meist besonderen 
pädagogischen Angeboten sind größer als bei öffentlichen Schulen. 
 

                                                      
1  Siehe Bemerkungen 2004 des LRH, Nr. 24 und Bemerkungen 2006, Nr. 14. 
2  Vgl. Landtagsdrucksache 17/1212 vom 25.01.2011. 
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Standorte Schleswig-Holstein 
 

 
 

Standorte Nordschleswig 
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Die Zahl der Schülerinnen und Schüler an sonstigen Schulen in freier Trä-
gerschaft ist von 1.484 im Schuljahr 2002/03 auf 2.712 im Schuljahr 
2009/10 gestiegen. Sie hat sich damit in den letzten 7 Jahren nahezu ver-
doppelt. Gleichwohl weist Schleswig-Holstein im Vergleich mit anderen 
Bundesländern den geringsten Schüleranteil an allgemein bildenden Schu-
len in freier Trägerschaft auf. 
 
Anteil der Schülerinnen und Schüler der sonstigen privaten Schulen 

in den Bundesländern im Schuljahr 2008/09 
(ohne Freie Waldorfschulen und Schulen der dänischen Minderheit) 
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Wäre im Schuljahr 2008/09 der Anteil an sonstigen privaten Schulen in 
Schleswig-Holstein so hoch wie in Deutschland insgesamt gewesen, hät-
ten sie statt 2.483 über 22.000 Schülerinnen und Schüler gehabt. Sonstige 
private Schulen werden vom Land mit 80 % des Schülerkostensatzes der 
entsprechenden öffentlichen Schule gefördert. 
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9.1.2 Freie Waldorfschulen 
 
2002 waren die Zuschüsse durch das Land noch ausreichend. Sinkende 
Schülerzahlen verschlechtern die finanzielle Situation der Schulen, da 
kaum Möglichkeiten zur Steigerung eigener Einnahmen bestehen.  
 
Die Waldorfschulen haben im Vergleich zu öffentlichen Schulen mehr Un-
terrichtsstunden. Erreicht wurde dies durch größere Klassenfrequenzen 
und dadurch bedingten wirtschaftlicheren Lehrereinsatz. 
 

9.1.3 Schulen der dänischen Minderheit 
 
Die Schulen der dänischen Minderheit sind rechtlich Schulen in freier Trä-
gerschaft und damit Privatschulen. Für die dänische Minderheit haben sie 
den gleichen Stellenwert wie öffentliche allgemein bildende Schulen. 
 
2004 hat der Träger der Schulen der dänischen Minderheit unabhängig 
vom Bedarf einen Zuschuss in Höhe von 100 % des Schülerkostensatzes 
des Vorjahres einer vergleichbaren öffentlichen Schule erhalten. Daneben 
gewährt das Königreich Dänemark dem dänischen Schulverein weitere 
Mittel. Dadurch sind die Schulen der dänischen Minderheit im Vergleich zu 
öffentlichen allgemein bildenden Schulen besser gestellt. 
 
Die schülerbezogenen Ausgaben waren 2004 mehr als doppelt so hoch 
wie an öffentlichen Schulen. Im Vergleich der wichtigsten Ausgabendeter-
minanten (Lehrergehälter, Klassengröße, Unterrichtsverpflichtung der 
Lehrkräfte, Unterrichtsversorgung, Ausstattung mit Lehr- und Lernmittel) 
mit denen öffentlicher Schulen bestehen Effizienzreserven. 
 

9.1.4 Schulen der deutschen Minderheit in Nordschleswig 
 
Der LRH hat 2004 die Schulen der deutschen Minderheit geprüft. Die 
Schulen der deutschen Minderheit sind Privatschulen nach dem dänischen 
Freischulgesetz. Die finanzielle Förderung des Bundes deutscher Nord-
schleswiger durch die Bundesrepublik Deutschland und das Land Schles-
wig-Holstein war zu diesem Zeitpunkt noch ausreichend. 
 

9.1.5 Sonstige allgemein bildende Schulen und Förderzentren in freier 
Trägerschaft 
 
2009 hat es 12 allgemein bildende Schulen in freier Trägerschaft gegeben: 
• Schülerschule Schenefeld, 
• Privatschule Düsternbrook in Kiel, 
• Landerziehungsheim Stiftung Louisenlund in Güby, 
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• Christliche Schule Kiel, 
• Pädagogium Bad Schwartau, 
• Freie Schule Leben und Lernen in Selent, 
• Montessori-Schule Ratzeburg, 
• Leibniz-Privatschule Elmshorn, 
• Club of Rome Lernwerft in Kiel, 
• Ostseeschule Flensburg, 
• Leibniz-Privatschule Bad Bramstedt (2009 noch ohne Zuschüsse und 

daher nicht Teil der Prüfung). 
 
Dazu kommen 4 private Förderzentren mit dem Schwerpunkt geistige 
Entwicklung: 
• Heimsonderschule „Haus Arild“ in Bliesdorf, 
• Heil- und Erziehungsheim Friedrichshulde in Schenefeld, 
• Rudolf-Steiner-Schule für seelenpflegebedürftige Kinder in Kiel, 
• Paul-Burwick-Schule in den Vorwerker Heimen Lübeck. 
 
Ersatzschulen dürfen gemäß § 115 Abs. 1 Schulgesetz nur mit vorheriger 
Genehmigung des Ministeriums für Bildung und Kultur (Bildungsministe-
rium) errichtet und betrieben werden.  
Der Schulbetrieb ist bei einem Teil der Schulen unwirtschaftlich. Das ist 
auf eine geringe Schulgröße oder auf z.. T. erst in höheren Jahrgangsstufen 
einsetzende Neuzugänge und die damit verbundenen Klassenteilungen 
zurückzuführen. Der unwirtschaftliche Schulbetrieb hat zur Folge, dass 
Schulträger Schwierigkeiten haben, die Voraussetzungen für die Geneh-
migung dauerhaft zu erfüllen. Ein Teil der Schulen hat die Lehrergehälter 
soweit gekürzt, dass es im Einzelfall zweifelhaft ist, ob sie mit der in Art. 7 
Abs. 4 Satz 4 Grundgesetz garantierten wirtschaftlichen Sicherung der 
Lehrkräfte vereinbar sind. Andere Schulen erheben Schulgelder in einer 
Höhe, bei der die freie Zugänglichkeit zur Schule für einkommensschwa-
che Familien fraglich ist.  
 
Die finanzielle Situation der geprüften Schulen unterscheidet sich erheb-
lich: Alteingesessene Schulen verfügen über erhebliches Eigenkapital. Sie 
sind dadurch mit geringeren Zins- und Tilgungszahlungen belastet und 
können in der Regel Überschüsse erzielen. Neuere Schulen, welche die 
Wartefrist innerhalb der letzten 15 Jahre durchlaufen haben, tragen noch 
immer schwer an fehlenden Landeszuschüssen der ersten Jahre. Zurzeit 
zahlt das Land erst nach Ablauf der Wartefrist von 2 Jahren. So kann eine 
Schule erst über einen langen Zeitraum ihre Finanzen ins Gleichgewicht 
bringen. Dementsprechend ist das Eigenkapital an den ab 2006 neu ge-
gründeten Schulen aufgebraucht bzw. negativ. Diese Schulen sind insol-
venzgefährdet. Nur mithilfe von Finanzierungsinstrumenten (z. B. Darlehen 
mit Nachrangigkeitserklärungen, Bürgschaften der Eltern) können sie die 
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vorgeschriebene Wartezeit bis zum Einsetzen der staatlichen Zuschüsse 
überstehen. Die Initiatoren der Schulen haben das unternehmerische Risi-
ko sowie die Haftungsrisiken für die Verbindlichkeiten weitgehend auf die  
Eltern (und nicht nur auf die Gründungseltern) übertragen. 
 

9.2 Finanzierung allgemein bildender Schulen in freier Trägerschaft 
 
Mit dem Unterrichten von Schülerinnen und Schülern übernehmen private 
Schulen eine öffentliche Aufgabe. Für die gleiche Aufgabe erhalten die 
Schulen Zuschüsse unterschiedlicher Höhe: 
• Bis 31.12.2010 hat der Träger der Schulen der dänischen Minderheit 

für jede Schülerin und jeden Schüler einen Zuschuss von 100 % der  
öffentlichen Schülerkostensätze erhalten, unabhängig vom tatsächlichen 
Bedarf. Seit 01.01.2011 wird der Träger der Schulen der dänischen 
Minderheit durch das Land mit 85 % der öffentlichen Schülerkostensät-
ze gefördert, ohne dass hierfür ein Bedarf nachgewiesen wird.1 

• Freie Waldorfschulen erhalten bedarfsbedingt ungefähr 85 % der öffent-
lichen Schülerkostensätze.  

• Sonstige private Schulen schließlich erhalten einen Zuschuss von 80 % 
des öffentlichen Schülerkostensatzes, soweit sie einen Bedarf nachwei-
sen können. 

 
Was ist zu tun? 
 
Die Finanzierung von Schulen in freier Trägerschaft muss neu gestaltet 
werden. Sie erfüllt nicht den Anspruch an eine moderne, schlanke Gesetz-
gebung und Verwaltung. 
 
Das Bildungsministerium merkt hierzu an, dass das Arbeitsprogramm 
der Landesregierung eine Neugestaltung der Privatschulförderung vorse-
he, die im Anschluss an die Verabschiedung und Implementierung der ak-
tuellen Schulgesetzänderung erarbeitet werde. Hierbei werde es künftig 
schulartbezogene Schülerkostensätze geben, eine darüber hinausgehen-
de Differenzierung nach Schulstufen sei nicht beabsichtigt. Es entspreche 
den Zielvorstellungen des Bildungsministeriums, zu einem einheitlichen 
Berechnungssystem der Schülerkostensätze sowohl für die Ersatzschulen 
des dänischen Schulvereins als auch der übrigen Ersatzschulträger zu ge-
langen. 
 
Der LRH begrüßt, dass das Bildungsministerium nunmehr zu einer Ver-
einheitlichung der Ersatzschulförderung kommen will. Bei einer Neurege-
lung sind die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Sinne 

                                                      
1  Vgl. Haushaltsgesetz 2011/2012 vom 17.12.2010, GVOBl. Schl.-H. S. 837. 
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von § 7 LHO zu beachten. Es muss eine Ist- bzw. Bedarfsanalyse, eine 
Zieldefinition, eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und eine belastbare 
Kosten-Nutzen-Analyse ebenso wie eine Evaluation und Dokumentation 
der bisherigen Regelung erfolgen. 
 
Schulen in freier Trägerschaft sollten durchgängig Zuschüsse nach pau-
schalierten Schülerkostensätzen erhalten, die sich an den Schulstufen und 
nicht an den Schularten orientieren. Das bedeutet, jeweils für Primarstufe, 
Sekundarstufe I und Sekundarstufe II sollten grundsätzlich gleiche Förder-
sätze gezahlt werden - unabhängig von der Schule, an der sie eingerichtet 
sind. Dabei gibt es keine sachlichen Gründe für eine unterschiedliche Be-
rechnung der Schülerkostensätze bei den Waldorfschulen, den Schulen 
der dänischen Minderheit und den sonstigen Schulen in freier Träger-
schaft. Die Berechnungsmethode muss einheitlich und nachvollziehbar 
sein. 
 
Die Einführung von pauschalierten Zuschussbeträgen setzt eine politische 
Grundsatzentscheidung voraus, in welchem Umfang und mit welchen Stan-
dards Schulen in freier Trägerschaft zukünftig gefördert werden sollen. 
Das jetzige Verfahren widerspricht dem Bestreben, eine finanziell solide 
und dauerhafte schulische Einrichtung zu schaffen.  
 
Der LRH hat festgestellt, dass neu gegründete Schulen weit über die War-
tefrist hinaus durch die später einsetzende Bezuschussung belastet wer-
den. Der Schulträger muss in die Lage versetzt werden, die Wartefrist aus 
eigener Kraft zu überbrücken, ohne von Anfang an insolvenzgefährdet zu 
sein. Nur so kann das Spannungsverhältnis zwischen Träger und Land ge-
löst werden. Hierfür sollte die Wartefrist auf ein Jahr verkürzt werden. 
Gleichzeitig sollte der Zuschuss nach Ablauf des 2. Jahres rückwirkend 
gezahlt werden. Dies hätte neben einer Verfahrensvereinfachung den Vor-
teil, dass der Träger bereits im 2. Jahr eine Sicherheit gegenüber Geldge-
bern hat.1 Für den „Altbestand“ an Schulen sind Lösungen erforderlich 
und möglich. 

                                                     

 
Auch nach Auffassung des Bildungsministeriums würde es zu einer be-
grüßenswerten Vereinfachung des Verfahrens führen, wenn bei gleich-
zeitiger (rechtlicher) Verkürzung der Wartefrist auf ein Jahr die Ersatz-
schulträger jeweils bezogen auf das zurückliegende Schuljahr eine Bezu-
schussung erhalten würden. Als Folge müsse jedoch der bisher in Ab-
schlägen bezahlte Betrag in einer Summe ausgekehrt werden. Dies führe 
zu Zinsverlusten des Landes. Im Übrigen sei nicht erkennbar, wie dieses 
Verfahren auf den „Altbestand“ übertragen werden könne. 

 
1  Vgl. Umdruck 17/1642 vom 01.12.2010 und Umdruck 17/1723 vom 06.01.2011. 
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Der LRH empfiehlt eine kreative Lösung, die dem Land und dem Träger 
gerecht wird. So entfallen die Probleme, wenn die Beträge weiterhin in Ab-
schlägen von 12 Monatsraten gezahlt würden. Bei einer Neugründung 
würde sich im Gegenteil ein Vorteil für das Land ergeben, da hier die För-
derung auf der geringeren Schülerzahl des Vorjahres basiert. Beim „Altbe-
stand“ muss das letzte Jahr der Förderung wegfallen. 
 
Die Finanzierung einer Schülerin oder eines Schülers an einer sonstigen 
privaten Schule ist für das Land kostengünstiger als an einer öffentlichen 
Schule, da nicht 100 % der Kosten übernommen werden. Die Steigerung 
des Anteils der Schülerinnen und Schüler an Schulen in freier Trägerschaft 
muss daher zu entsprechenden Einsparungen bei öffentlichen Schulen 
führen.  
 
Das Bildungsministerium kann die vom LRH angenommene Einsparung 
bei den öffentlichen Schulen durch steigende Schülerzahlen an Schulen in 
freier Trägerschaft nicht nachvollziehen. Auch wachsende Schülerzahlen 
an diesen Schulen würden nicht dazu führen, dass an öffentlichen Schulen 
ganze Lerngruppen oder Jahrgänge entfallen könnten. Spürbare Effekte 
dürften vielmehr auf eine Verringerung von Lerngruppengrößen be-
schränkt bleiben und damit zur Folge haben, dass an öffentlichen Schulen 
der wirtschaftliche Einsatz von Lehrkräften schwieriger werde. 
 
Der LRH stellt fest, dass die Kosten für den Schulbetrieb insgesamt, also 
öffentliche und private Schulen zusammen, nicht steigen dürfen. Natürlich 
wird bei den öffentlichen Schulen nicht jeder einzelne Schüler weniger 
unmittelbar zu einem Einspareffekt führen. Die Hebung der Potenziale be-
darf einiger Anstrengungen seitens der Landesregierung und der Träger - 
die Wege hat der LRH in seinem Schulbericht 2009 aufgezeigt. Diese lie-
gen in einer Optimierung der Schulstandorte und der Klassenbildung. Der 
demografisch bedingte Ressourcengewinn ist nur auf diese Weise reali-
sierbar. 
 

9.3 Weitere Handlungsfelder 
 

9.3.1 Das Sonderungsverbot 
 
Gemäß Art. 7 Abs. 4 Satz 2 Grundgesetz darf die Genehmigung für eine 
Schule in freier Trägerschaft nur erteilt werden, wenn eine Sonderung 
nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. In der An-
wendung ist die Abgrenzung schwierig. Ab welcher Höhe führt ein pflichti-
ger Elternbeitrag tatsächlich zur Sonderung im Sinne des Grundgesetzes? 
Gibt es Aspekte, die ein bedenklich hohes Schulgeld trotzdem rechtferti-
gen, weil Ausgleich geschaffen wird? 
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In Schleswig-Holstein werden an den sonstigen privaten Schulen monatli-
che Elternbeiträge von 100 bis 890 € erhoben. Das Bildungsministerium 
hält 150 € (Halbtagsbetrieb) und 200 € (Ganztagsbetrieb) für noch vertret-
bar. Ein gewisser Spielraum ergibt sich für die Schulen dadurch, dass die-
se Beträge auch aus dem Durchschnitt aller Einnahmen des Schulgelds 
entstehen dürfen. Die Höchstbeträge wurden aus einer Entscheidung des 
BVerfG1 bezüglich der Zulässigkeit von Schulgeldern in den 80er-Jahren 
hochgerechnet (Inflationsausgleich). Der Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg hat 2010 unter Berufung auf neuere Untersuchungen über 
die Belastungsgrenzen von Elternhäusern festgestellt, dass die durch-
schnittliche Schulgeldhöhe einen Betrag von 70 € pro Kind und Monat 
nicht übersteigen darf. Kompensationssysteme wie Stipendien, einkom-
mensorientierte Schulgeldstaffelungen o. Ä. führten dazu, dass die Ermä-
ßigungen durch einen erhöhten Elternbeitrag der verbleibenden Plätze 
finanziert werden müssten. Das fördere eine Sonderung nach den Besitz-
verhältnissen, weil die regulären Plätze nur an Schüler vergeben werden 
könnten, deren Eltern in der Lage seien, diese erhöhten Beträge aufzu-
bringen.2 
 
Dem Sonderungsverbot kommt in der Praxis eine besondere Bedeutung 
zu, da es zu einer Begrenzung der Belastung der Eltern führt und damit 
die Einnahmemöglichkeiten der Schulen einschränkt. Ohne Sponsoren 
o. Ä. hat die Schule in freier Trägerschaft damit nur geringe Entfaltungs-
möglichkeiten für ihr unternehmerisches Handeln. Zum einen deckt der 
staatliche Zuschuss nur einen Teil der Kosten, zum anderen sind durch die 
festgeschriebene wirtschaftliche Stellung der Lehrkräfte und das Sonde-
rungsverbot die Spielräume begrenzt.  
 
Bisher hat das Bildungsministerium die Einhaltung des verfassungsrechtli-
chen Sonderungsverbots nicht einheitlich gehandhabt. Es muss zu einem 
nachvollziehbaren und sachgerechten Verfahren gegenüber allen Schulen 
in freier Trägerschaft kommen. Dabei sind sowohl die Interessenlage der 
Neugründungen als auch der Besitzstand der „alteingesessenen“ Schulen 
zu beachten. Die Handhabung darf sich nicht auf das Gebiet des Landes 
Schleswig-Holstein beschränken, sondern muss berücksichtigen, dass sich 
die Ersatzschulen teilweise im nationalen und europäischen Wettbewerb 
befinden. 
 
Das Bildungsministerium ist der Ansicht, dass es das verfassungsrecht-
liche Sonderungsverbot nachvollziehbar und sachgerecht handhabe. Ledig-
lich bei den vom LRH als „alteingesessen“ bezeichneten Schulen habe 

                                                      
1  Vgl. BVerfGE 75, 40 (63 ff.). 
2  Vgl. VGH BW Urteil  vom 14.07.2010, 9 S 2207/09. 
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man eine Abweichung von der geltenden Verwaltungspraxis festgestellt. 
Das Bildungsministerium will die Problematik aufgreifen. 
 

9.3.2 Die Landeskinderklausel 
 
Das Land legt bei der Berechnung der Zuschüsse nur die Schülerinnen 
und Schüler mit Wohnsitz in Schleswig-Holstein zugrunde (Landeskinder-
klausel). Ebenso werden diejenigen berücksichtigt, die aus Ländern kom-
men, mit denen eine Vereinbarung zur gegenseitigen Finanzierung getrof-
fen wurde. Dies ist momentan nur mit der Hansestadt Hamburg der Fall. 
 
Bei Schulen in freier Trägerschaft, deren Einzugsbereich über Schleswig-
Holstein hinausreicht, wirkt sich damit die Landeskinderklausel negativ auf 
die finanzielle Situation aus. Will der Schulträger die Einnahmeausfälle 
kompensieren, steht er in einem kaum lösbaren Konflikt: Entweder nimmt 
er keine Schülerinnen und Schüler aus anderen Ländern auf oder erhebt 
(noch) höhere, gegen das Sonderungsverbot verstoßende Schulgelder. 
Die Problematik ist nicht neu. Bereits in der 14. Legislaturperiode des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages ist eine generelle Streichung der 
Landeskinderklausel ausführlich diskutiert worden.1  
 
Der LRH wiederholt seine Empfehlung, mit Ländern, in denen die Kinder 
ihren Wohnsitz haben, Vereinbarungen über die Erstattung von Schulkos-
tenbeiträgen zu schließen. Sollte dies nicht zum Erfolg führen, muss die 
Landeskinderklausel generell überdacht werden. Das führt zur Verringe-
rung des Verwaltungsaufwands und liefert einen Beitrag zur Sicherung der 
wirtschaftlichen Grundlagen und finanziellen Planungssicherheit der Schu-
len. 
 
Das Bildungsministerium weist darauf hin, dass die negative Auswirkung 
der Landeskinderklausel auf die finanzielle Situation der Ersatzschulträger 
eine selbstverständliche Folge der gesetzgeberischen Intention sei, Lan-
desmittel nur für Schülerinnen und Schüler aus Schleswig-Holstein aufzu-
wenden. Die wiederholte Empfehlung des LRH, auch mit anderen Ländern 
als mit der Hansestadt Hamburg ein Ausgleichsabkommen abzuschließen, 
werde als nicht erfolgversprechend eingestuft. 
 
Der LRH sieht in der Landeskinderklausel weiterhin kein geeignetes In-
strument zur Kostenreduzierung bei den Schulen in freier Trägerschaft. 
Sollte es nicht möglich sein, mit den anderen Ländern zu einem Überein-
kommen zu gelangen, müssen Kosten und Nutzen der Landeskinderklau-
sel auf den Prüfstand. 

                                                      
1  Vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag Plenarprotokoll 14/45 vom 10.12.1997. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



73 

9.4 Stand der aktuellen Diskussion 
 
Die finanzielle Ausstattung der privaten Schulen in Schleswig-Holstein ist 
unterschiedlich: 
• Freie Waldorfschulen genießen durch § 122 Abs. 3 Schulgesetz eine 

Sonderstellung bei der Finanzierung. Sie erhalten im Ergebnis 85 % 
der Kosten für einen Schüler an einer öffentlichen Schule. Trotz der 
Privilegierung ist die wirtschaftliche Situation bei einem Teil der Wal-
dorfschulen angespannt. 

• Seit 01.01.2011 wird der Träger der Schulen der dänischen Minderheit 
durch das Land mit 85 % der öffentlichen Schülerkostensätze geför-
dert.1 Daneben gewährt das Königreich Dänemark weitere Mittel. 2011 
erhält der dänische Schulverein 3,5 Mio. € als Zuschuss des Bundes.2 

• Sonstige private Schulen werden mit 80 % des aktuellen Schülerkos-
tensatzes gefördert. Sie teilen sich hinsichtlich ihrer Finanzstärke in alt-
eingesessene und neue Schulen. Alteingesessene Schulen verfügen 
über ausreichend Kapital. Neue Schulen haben finanzielle Schwierig-
keiten.  

• Die Zuschüsse des Bundes für die deutsche Minderheit in Nordschles-
wig werden für 2011 um 1 Mio. € gekürzt. Davon sind mittelbar die 
Schulen betroffen. 

Eine sachliche Begründung für die unterschiedliche Förderung von Schu-
len in freier Trägerschaft ist nicht vorhanden. 
 
Bereits 2008 ist in den parlamentarischen Beratungen zur Änderung des 
Schulgesetzes parteiübergreifend die Zielvorstellung zum Ausdruck ge-
bracht worden, Schulen in freier Trägerschaft zukünftig eine bessere Be-
zuschussung zu gewähren. 
 
In der politischen Auseinandersetzung gewinnt die Förderung der Schulen 
in freier Trägerschaft an Bedeutung. Gesetzentwürfe der Opposition bele-
gen dies.3 Im Ergebnis werden am vorhandenen System der Förderung 
nur einzelne Anpassungen vorgenommen. Das Bildungsministerium will zu 
einem einheitlichen Berechnungssystem gelangen.4  
 

                                                      
1  Vgl. Haushaltsgesetz 2011/2012 vom 17.12.2010, GVOBl. Schl.-H. S. 837. 
2  Siehe Bundeshaushaltsplan 2011 Tit. 0640-687 60, TG 05. 
3  Vgl. Landtagsdrucksache 17/510 vom 06.10.2010 und Umdruck 17/1730 vom 

12.01.2011. 
4  Vgl. Umdruck 17/1496 vom 12.11.2010. 
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9.5 Ausblick 
 
Der LRH hat die Landesregierung zu einer umfassenden Neuregelung der 
Finanzierung von Schulen in freier Trägerschaft aufgefordert. Dabei ist 
Folgendes zu berücksichtigen: 
• Die Gleichstellung aller privaten Schulen im Schulgesetz muss gewähr-

leistet sein. 
• Schulen in freier Trägerschaft sollten durchgängig Zuschüsse nach 

pauschalierten Schülerkostensätzen erhalten, die sich an den Schulstu-
fen orientieren. 

• Eine neue Regelung zur Finanzierung muss auch beinhalten, welche 
Spielräume den Schulen eingeräumt werden:  
− Wie wird mit dem Sonderungsverbot umgegangen?  
− Welche Mindestvergütung müssen die Lehrkräfte konkret erhalten?  
− Was ist mit der Landeskinderklausel?  
− Welche Rolle spielen internationale aber national anerkannte Ab-

schlüsse? 
− Welche zusätzliche finanzielle Belastung kann den Gründungseltern 

in der Wartefrist tatsächlich zugemutet werden? 
 
Sollte die Gleichbehandlung aller Schulen in freier Trägerschaft (dänische 
Schulen, Freie Waldorfschulen und sonstige private Schulen) dem Verfah-
ren und der Höhe nach nicht gewollt sein, bietet sich folgende Lösung an: 
 
Die dänischen Schulen nehmen wegen des Minderheitenschutzes eine 
Sonderstellung ein. Die Förderung der Schulen der dänischen Minderheit 
könnte von der Bezuschussung der übrigen Ersatzschulen abgekoppelt 
und durch eine Förderung „sui generis“ ersetzt werden, z. B. in einem 
Minderheitengesetz. In diesem sollten auch weitere Bereiche des sozialen 
und kulturellen Lebens der Minderheit geregelt werden. Die dänischen 
Schulen könnten entsprechend den öffentlichen Schulen finanziert wer-
den: Das Land trägt die Kosten der Lehrkräfte zu 100 % wie an öffentli-
chen Schulen, zuzüglich eines prozentualen Zuschlags von x % für Mehr-
aufwendungen für den Unterricht in der deutschen und dänischen Spra-
che. Wie bei den öffentlichen Schulen trägt zukünftig der Schulträger die 
übrigen Kosten (u. a. Sachkosten, Kosten für das Verwaltungspersonal 
und die Schulgebäude). Diese Möglichkeit besteht, weil der Schulträger 
auch Mittel vom Königreich Dänemark erhält. 
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10. „Landesnetz Bildung“ - mehr als eine teure Internetanbin-
dung der Schulen auf Kosten des Landes? 

 
Die Schulen setzen zur Verwaltung von Schüler- und Lehrerda-
ten unterschiedliche Verfahren ein. Das ist unwirtschaftlich. Das 
„Landesnetz Bildung“ muss ein standardisiertes Schulverwal-
tungsverfahren zur Verfügung stellen. 
 
Mit dem Anschluss der Schulverwaltungsarbeitsplätze an das 
„Landesnetz Bildung“ wurden die technischen Voraussetzungen 
geschaffen, um Internet und E-Mail sicher nutzen zu können. 
 
Damit den jährlichen Kosten von rund 3 Mio. € ein adäquater 
Nutzen gegenübersteht, sind weitere Nutzungsmöglichkeiten für 
das „Landesnetz Bildung“ zu entwickeln. Diese müssen zu spür-
baren Entlastungen bei allen Beteiligten führen. 
 

10.1 Vorbemerkung 
 
Der LRH hat den IT-Einsatz in der Schulverwaltung und das Projekt „Lan-
desnetz Bildung“ untersucht. Neben der Projektarbeit im Ministerium für 
Bildung und Kultur (Bildungsministerium), im Finanzministerium und im In-
stitut für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) wurde 
die IT-Nutzung in ausgewählten Schulen geprüft.  
 
Schulverwaltung umfasst die Aufgaben und Tätigkeiten der Schulsekreta-
riate und Schulleitungsteams im Zusammenhang mit der Verwaltung von 
Schul-, Schüler- und Lehrerdaten. Die Schulverwaltungsarbeitsplätze sind 
über das „Landesnetz Bildung“ als Teil des Landesnetzes in die zentrale 
IT-Infrastruktur der Landesbehörden eingebunden.  
 

10.2 Projekt „Landesnetz Bildung“ - ein Beispiel für Fehler im Projekt-
management 
 
Der LRH hat 2001 die Reformvorhaben der Landesregierung geprüft und 
eine Bilanz der Modernisierung1 gezogen. Er hat dabei folgende Defizite 
festgestellt: 
• Ziele wurden nicht ausreichend konkret festgelegt,  
• Ist- und Bedarfsanalysen fehlen, 

                                                      
1  Sonderbericht 2002 des LRH an den Landtag und die Landesregierung gemäß § 99 LHO 

über das Ergebnis der Prüfung „Reformvorhaben der Landesregierung; Bilanz der Mo-
dernisierung“. 
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• es gibt keine belastbaren Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen1 und  
• Mängel bei der Evaluation und Dokumentation.  
 
Der LRH hat dem Bildungsministerium 2007 bei der Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des IT-Einsatzes im Ministerium 
und im IQSH empfohlen, den IT-Einsatz projektorientiert auszurichten.  
 
Obwohl den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit dem Leitfaden „Evalua-
tion im Veränderungsprozess“2 seit 2002 eine Handreichung für das Pro-
jektmanagement zur Verfügung steht, haben sich die Defizite auch in wei-
teren Prüfungen von IT-Projekten bestätigt.  
 
Beim Projekt „Landesnetz Bildung“ wurden folgende Fehler festgestellt: 
• Ziele wurden nicht konkret definiert und zudem fortwährend verändert. 
• Zuständigkeiten wurden nicht verbindlich geregelt. 
• Für das Projekt wurde kein Personal bereitgestellt.  
• Eine Projektplanung hat weder in zeitlicher noch in finanzieller Hinsicht 

stattgefunden. 
• Die Wirtschaftlichkeit des Projekts wurde nicht nachgewiesen. 
• Der Projektfortschritt wurde nicht durch ein kontinuierliches Controlling 

begleitet. 
• Die Projektdokumentation ist unvollständig. 
• Die Kosten des Projekts wurden nicht vollständig ermittelt. Insbesondere 

wurden die mit dem Projekt verbundenen Personalkosten nicht erfasst.  
 
Durch die Versäumnisse in der Planungsphase ist eine Evaluation des 
Projekts erheblich erschwert. Die Frage, ob das „Landesnetz Bildung“ wirt-
schaftlich ist, muss daher unbeantwortet bleiben.  
 

10.3 „Landesnetz Bildung“ - eine unendliche Geschichte 
 
Das Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz (ULD) hat 2002 das Er-
gebnis einer Umfrage bei 250 Schulen unter dem Stichwort „Datensicher-
heit an vielen Schulen ein Fremdwort“ zusammengefasst.3 Es hat festge-
stellt, dass Datenschutzaspekte insbesondere beim Einsatz von IT-Unter-
stützung häufig unberücksichtigt blieben und das erforderliche Fachwissen 
fehlte. 
 
Das Bildungsministerium hat diese Kritik gemeinsam mit dem für die IT-
Basisinfrastruktur zuständigen Finanzministerium Ende 2003/Anfang 2004 

                                                      
1  § 7 Abs. 2 LHO: „Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchungen durchzuführen.“. 
2 „Evaluation im Veränderungsprozess“ - ein Leitfaden für die Praxis - veröffentlicht unter 

dem Stichwort „Projektmanagement“ im SHIP.  
3 24. Tätigkeitsbericht des ULD für den Berichtszeitraum 2001. 
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aufgegriffen. Das „Landesnetz Bildung“ sollte die Effizienz im Bereich der 
Schulverwaltung steigern und die verwaltungstechnischen Außenbezie-
hungen verbessern. 
 
Mit dem Anschluss der Schulen an das Landesnetz sollte allen Schulen 
eine sichere IT-Kommunikation ermöglicht werden. Zudem wollte das Bil-
dungsministerium einen zentralen Informationspool für die Schulen errich-
ten. Im Projekt „Landesnetz Bildung“ übernimmt das Finanzministerium die 
Verantwortung für den Anschluss der Schulen an das Landesnetz. Das 
IQSH stellt im Auftrag des Bildungsministeriums sicher, dass die Schulen 
diesen Anschluss vor Ort auch nutzen können. In einer Projektskizze von 
Februar 2005 war vorgesehen, alle Schulen bis Ende 2008 an das „Lan-
desnetz Bildung“ anzuschließen. 
 
Das Bildungsministerium hat das „Landesnetz Bildung“ als unverbindliches 
Angebot an die Schulen gesehen. Der Anschluss nach dem Prinzip der 
Freiwilligkeit hat dazu beigetragen, dass das Bildungsministerium seine 
Zielsetzung, bis wann alle Schulen an das „Landesnetz Bildung“ ange-
schlossen sein sollten, bereits mehrfach verschieben musste.  
 
Das Bildungsministerium teilt hierzu mit, dass bis Ende 2010 immerhin 
mehr als 600 von 880 Schulen an das „Landesnetz Bildung“ angeschlos-
sen werden konnten. Die Zentralen Abschlüsse einschließlich des Zentral-
abiturs seien über das Landesnetz verteilt worden. Man habe darauf ge-
setzt, durch Überzeugung der verantwortlichen Personen alle Schulen in 
das Landesnetz zu bringen. Diese Strategie sei nach Auffassung des Bil-
dungsministeriums aufgegangen. 
 
Bildungs- und Finanzministerium haben ihre Anschlussplanungen nicht 
hinreichend abgestimmt. Landesnetzanschlüsse wurden im Auftrag des 
Finanzministeriums realisiert, obwohl dem IQSH die Personalkapazitäten 
fehlten, um die Anschlüsse in den Schulen zu installieren. Der Landes-
netzanschluss war zum Teil seit 2007 erstellt. Die Arbeitsplätze konnten 
aber nicht genutzt werden. Bis Mai 2010 waren 170 Schulen davon betrof-
fen. 
 
Das Bildungsministerium räumt ein, dass es während der gesamten Pro-
jektlaufzeit einen erheblichen Vorlauf von etwa 100 Schulen gegeben habe. 
Dieser sei auch durch die Schulträger zu verantworten. Die schulträger-
seits zu beschaffende Hardware und Gebäudeinfrastruktur sei nicht zeit-
nah bereitgestellt worden. 
 
Das Finanzministerium hat die Installation weiterer Landesnetzanschlüsse 
im Juli 2010 gestoppt. Das Bildungsministerium hat aber erst zum Jahres-
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ende 2010 einen externen Dienstleister damit beauftragt, den Installa-
tionsstau bis Ende 2011 abzubauen. 
 
Die nicht nutzbaren Anschlüsse in den Schulen haben seit 2007 zu einem 
finanziellen Schaden von rund 1 Mio. € geführt. Mit jedem Monat, in dem 
die 170 Schulen nicht im „Landesnetz Bildung“ arbeiten können, erhöht 
sich der Schaden um rund 50.000 €. 
 

10.4 Kosten des Landes - Nutzen der Schulen 
 
Das „Landesnetz Bildung“ wird von den kommunalen Schulträgern sowie 
Bildungs- und Finanzministerium gemeinsam finanziert.  
 
Über 90 % der laufenden Kosten von rund 3 Mio. €/Jahr entfallen auf das 
Land. Der Nutzen tritt bisher nur in den Schulen z. B. durch eine standar-
disierte Schulverwaltungsinfrastruktur auf.  
 
IT ist kein Selbstzweck. Damit den Kosten von rund 3 Mio. €/Jahr ein adä-
quater Nutzen gegenübersteht, müssen im „Landesnetz Bildung“ Dienste 
angeboten werden, die zu Einsparungen beim Land und den Schulen füh-
ren.  
 
Gemeinsam mit den kommunalen Schulträgern müssen Angebote ent-
wickelt werden, mit denen das Bildungsministerium, die Schulaufsicht und 
die Schulen durch das „Landesnetz Bildung“ entlastet werden. 
 

10.5 „Landesnetz Bildung“ - weitere Lösungsansätze erforderlich 
 
Obwohl das Bildungsministerium bereits auf eine Vereinheitlichung der 
Schulverwaltungsprogramme hingewirkt hat, gab es auch 2010 noch kein 
Schulverwaltungsverfahren, das für alle Schularten in Schleswig-Holstein 
geeignet ist. Der Einsatz unterschiedlicher Verfahren ist unwirtschaftlich. 
Das Bestreben, Schulverwaltungsverfahren zu vereinheitlichen, wird auch 
in anderen Bundesländern verfolgt. 
 
Der LRH empfiehlt, die Möglichkeit einer länderübergreifenden wirtschaftli-
chen Lösung für alle Schulen zu prüfen. Bildungsministerium und kommu-
nale Schulträger sind aufgefordert, sich auf eine Lösung für alle Schulen 
zu verständigen und diese über das „Landesnetz Bildung“ anzubieten. 
 
Die Schulen müssen jährlich Daten u. a. für die Schulstatistik und für Da-
tenerhebungen durch das Bildungsministerium bereitstellen. Dies verur-
sacht einen erheblichen Aufwand. Bildungsministerium und IQSH haben 
das vorhandene Optimierungspotenzial erkannt und gemeinsam mit dem 
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ULD und dem Statistikamt Nord einen Entwurf für eine funktionale Erweite-
rung der Schuldatenschnittstelle erstellt. Die technische Umsetzbarkeit 
sollte mit der Statistik für 2010 erprobt werden. 
 
Die Testergebnisse müssen zeitnah ausgewertet werden. Für die Statistik 
2011 sollte die gefundene Lösung auch weiteren Schulen und Schulver-
waltungsprogrammen zugänglich gemacht werden. Die Erweiterung und 
Optimierung der Schuldatenschnittstelle muss die Schulen, das Bildungs-
ministerium und das Statistikamt Nord spürbar entlasten. 
 
Um die Lehrerversorgung ab 2011 sicherzustellen, führt das Bildungsminis-
terium ein neues IT-Verfahren ein. Das Personal-Bewerbungsverfahren-
Online (pbOn) soll auch dazu beitragen, über die Schulämter die weitere 
Verbreitung des „Landesnetz Bildung“ und den Anschluss der Schulen bis 
Ende 2011 zu beschleunigen. 
 
Das Bildungsministerium muss für die Schulen, die nicht an das „Landes-
netz Bildung“ angeschlossen sind, Alternativen für die Abwicklung des Ein-
stellungsverfahrens anbieten. Das Projekt pbOn ist zudem in das Koopera-
tionsprojekt Personaldienste Schleswig-Holstein/Hamburg einzubinden. 
 
Neben den Schulen sollten auch die Schulämter an das „Landesnetz Bil-
dung“ angeschlossen werden. Das „Landesnetz Bildung“ bietet für Schul-
ämter eine zentrale Kommunikationsplattform. Mit dieser können Informa-
tionen und Formulare bereitgestellt werden. Es gibt aber weder ein über-
greifendes Konzept, wie Schulämter an das „Landesnetz Bildung“ ange-
bunden werden sollen, noch für welche schulamtsspezifischen Anwendun-
gen sie es nutzen können.  
 
Die Kommunikationsplattform ist ein positives Beispiel für die weiterge-
hende Nutzung des „Landesnetz Bildung“. Um Synergien zu ermöglichen, 
müssen die Schulämter gemeinsam mit dem Bildungsministerium Konzep-
te zur Nutzung für die Schulaufsichtsaufgaben entwickeln. 
 

10.6 Datenschutz in Schulen - immer noch Defizite  
 
Mit dem „Landesnetz Bildung“ wurden lediglich die technischen Voraus-
setzungen geschaffen, die Schulverwaltungsarbeitsplätze sicher an Inter-
net- und E-Mail-Kommunikation anzubinden. 
 
Ob damit der Datenschutz in Schulen tatsächlich verbessert wird, ist aller-
dings von weiteren Faktoren abhängig. Datenschutz muss im Bewusstsein 
der handelnden Personen verankert sein. Dies ist bisher nicht der Fall. 
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Auch in Schulen, die an das „Landesnetz Bildung“ angeschlossen sind, 
wurden Defizite festgestellt: 
• Briefe, wie z. B. schriftliche Lerngutachten, werden nicht als Schulver-

waltungsdaten angesehen. Sie werden auf Rechnern abgelegt, die für 
den unterrichtlichen Einsatz vorgesehen und daher ungeschützt mit 
dem Internet verbunden sind. 

• Die für die sichere Kommunikation im „Landesnetz Bildung“ eingerich-
teten E-Mail-Adressen werden nur zögerlich genutzt. Schulen beharren 
auch aus Bequemlichkeit auf den bereits vorher etablierten E-Mail-
Adressen. 

• Datensicherung findet in vielen Schulen nicht statt. Bei den Schulen, 
die ihre Daten sichern, werden die Sicherungsmedien nicht durchge-
hend ordnungsgemäß gelagert. Die Handtasche der Mitarbeiterin ist für 
einen unverschlüsselten USB-Stick der falsche Aufbewahrungsort. 

• Datenschutzanforderungen im Zusammenhang mit dem Einsatz von IT-
Unterstützung (z. B. Verfahrensdokumentation, Test- und Freigabever-
fahren, Berechtigungskonzepte) sind in den Schulen weiterhin Fremd-
wörter. 

 
Die Schulträger sind gefordert, die Schulen zu unterstützen und zu bera-
ten. Das Bildungsministerium muss zentral Datenschutzkonzepte entwickeln 
und den Schulen und Schulträgern zeitnah zur Verfügung stellen. Die Schu-
lungsangebote insbesondere für Schulleitungen müssen intensiv fortge-
setzt werden. Datenschutz ist und bleibt eine Daueraufgabe. 
 

10.7 Schule -  im Spannungsfeld zwischen Land und Kommune 
 
Der kommunale Schulträger ist für die Bereitstellung und Unterhaltung der 
Einrichtungsgegenstände zuständig.1 
 
Der LRH hat 2001 den Einsatz von IT an schleswig-holsteinischen Schu-
len geprüft. Er hat darauf hingewiesen, dass durch einen vermehrten IT-
Einsatz auch die Unterhaltungskosten bei den Kommunen steigen. Eine 
Aufteilung der neuen Lasten zwischen dem Land und den Schulträgern sei 
nicht immer zweifelsfrei möglich.2 
 
Land und Kommunen sind der Anregung, eine Vereinbarung über die Kos-
tenverteilung zu treffen, bisher nicht nachgekommen. 
 

                                                      
1  § 48 Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (SchulG) i. d. F. d. Bekanntmachung vom 

24.01.2007, GVOBl. Schl.-H. S. 39; zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.01.2011, 
GVOBl. Schl.-H. S. 23. 

2  Bemerkungen 2002 des LRH, Nr. 25. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



81 

In Zeiten knapper Haushaltsmittel ist eine ebenenübergreifende Kostenbe-
trachtung unabdingbar. Haushaltsmittel müssen so eingesetzt werden, dass 
optimaler Nutzen für die Schulen erreicht wird. Nicht jede Sachentschei-
dung darf dadurch belastet werden, dass erneut über Finanzierungsanteile 
von Land und kommunalen Schulträgern diskutiert wird. 
 
Der LRH empfiehlt, Verhandlungen über eine Verteilung der IT-Kosten in 
Schulen aufzunehmen und zügig abzuschließen.  

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



82 

11. Staatsleistungen an die Kirchen steigen weiter - Änderung 
nicht in Sicht 

 
Die Staatsleistungen an die Kirchen steigen von Jahr zu Jahr. 
Grundlage dafür ist der seit 1957 nicht veränderte Schleswig-
Holsteinische Kirchenvertrag. Er koppelt die Staatsleistungen an 
die Beamtenbesoldung. 
 
Bereits 2007 hat der LRH empfohlen, den Vertrag an die geänder-
ten Verhältnisse anzupassen. Der Landtag hat die Landesregie-
rung aufgefordert, entsprechende Verhandlungen aufzunehmen. 
 
Erst Ende 2010 hat die Landesregierung Verhandlungen mit der 
Kirchenleitung aufgenommen. Ein Ergebnis zeichnet sich nicht 
ab.  
 
Das Land muss sparen. Tabubereiche darf es nicht geben. Die 
Berechnung der Staatsleistungen muss auf eine neue Grundlage 
gestellt werden. Dann sind Einsparungen in Millionenhöhe mög-
lich. 

 
Das Land zahlt der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche (NEK) 
und der römisch-katholischen Kirche jährlich Zuschüsse für die Kirchen-
verwaltung, Pfarrbesoldung und -versorgung sowie die Bauunterhaltung 
(Staatsleistungen). Die Zuschüsse werden nicht für karitative und kulturelle 
Leistungen der Kirchen gewährt. Grundlage für die Zahlungen sind der 
Schleswig-Holsteinische Kirchenvertrag (SHKV) von 1957 und der 2009 
mit der römisch-katholischen Kirche geschlossene Vertrag1. 
 
Beide Kirchenverträge sehen vor, dass die Staatsleistungen jährlich an die 
Entwicklung der Beamtenbesoldung des Landes angepasst werden.2 
 

Staatsleistungen an die Kirchen 

 Ist 2010 in T€ Soll 2011 in T€ Soll 2012 in T€ 
NEK 11.546,9 11.994,4 12.235,1 

davon 1957 festge- 
legter Grundbetrag 

 
1.483,0 

 
1.483,0 

 
1.483,0 

Erzbistum Hamburg 202,4 205,6 209,7 

Staatsleistungen  
insgesamt 

 
11.749,3 

 
12.200,0 

 
12.444,8 

                                                      
1  Gesetz zum Vertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und dem Heiligen Stuhl vom 

25.04.2009, GVOBl. Schl.-H. S. 264. 
2  Kap. 0702 Titel 684 01 Zuschüsse an Kirchen und kirchliche Organisationen. 
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Die bei Abschluss des SHKV maßgeblichen Verhältnisse haben sich ver-
ändert: 
• Der SHKV ist 1957 zwischen dem Land und den Landeskirchen 

Schleswig-Holstein, Eutin und Lübeck geschlossen worden. Der Land-
tag hat dem Vertrag zugestimmt.  
Seit 1977 ist die NEK der Zahlungsempfänger, ohne dass der SHKV 
angepasst worden ist.  
2012 wird sich der Vertragspartner des Landes erneut ändern. Die NEK 
wird sich mit der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
und der Pommerschen Evangelischen Kirche zu einer „Nordkirche“ zu-
sammenschließen. Spätestens dann muss der Landtag über einen Kir-
chenvertrag mit der „Nordkirche“ als Rechtsnachfolgerin der NEK ent-
scheiden. 

• Immer weniger Schleswig-Holsteiner sind Mitglied der NEK. Waren laut 
Volkszählung 1950 noch 88 % Mitglied einer evangelisch-lutherischen 
Kirche, ist der Anteil Ende 2008 auf 53,8 % gesunken. Die Tendenz ist 
weiter fallend.1 

• Die Staatsleistungen sind an die Entwicklung der Beamtenbesoldung 
gebunden (Dynamisierung). Die Besoldungsstrukturen im öffentlichen 
Dienst haben sich seit 1957 mehrfach verändert. Strukturverbesserun-
gen und lineare Erhöhungen haben die Staatsleistungen um mehr als 
das 7,5-fache steigen lassen. Zum Vergleich: Die Verbraucherpreise 
haben sich im selben Zeitraum um das 4-fache erhöht. 

 
Bereits 2007 hat der LRH empfohlen, den SHKV an die geänderten Ver-
hältnisse anzupassen.2 Der Landtag hat die damals zuständige Staats-
kanzlei aufgefordert, mit der NEK entsprechende Verhandlungen aufzu-
nehmen.3  
 
Vor dem Beginn der Verhandlungen mit der NEK hat das Land den Ver-
trag mit der römisch-katholischen Kirche geschlossen. Der Landtag hat 
dem Vertrag zugestimmt. Die Regelungen über die Staatsleistungen ent-
sprechen dem SHKV. Beide Kirchenverträge enthalten keine Kündigungs-
klausel. Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung des Vertrags sind 
auf freundschaftliche Weise zu beseitigen (sog. Freundschafts- oder auch 
Ewigkeitsklausel). Das Land hat durch dieses Vorgehen die zeitgemäße 
Anpassung des SHKV erschwert.4 
 
Erst Ende 2010 haben NEK und Landesregierung eine gemeinsame 
Kommission gebildet, um über die Anpassung des SHKV zu verhandeln. 

                                                      
1  Lübecker Nachrichten vom 16.01.2011, S. 1. 
2  Bemerkungen 2007 des LRH, Nr. 9. 
3  Landtagsdrucksache 16/1693, S. 5., Plenarprotokoll 16/73 vom 22.11.2007, S. 5335. 
4  Ergebnisbericht 2010 des LRH, Nr. 3.2.2. 
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Für das Land sind neben den Staatssekretären des Kultus- und des  
Finanzministeriums und der Staatsekretärin des Sozialministeriums auch 
ein Abgeordneter der SPD-Fraktion und eine Abgeordnete der CDU-
Fraktion Mitglieder der Kommission. Ergebnisse liegen nicht vor. 
 
Die Haushaltsstrukturkommission hat im Mai 2010 beschlossen, dass „alle 
Aufgabenbereiche grundsätzlich ihren Beitrag zur Konsolidierung des Ge-
samthaushalts leisten“.1 Im Budget für Zuweisungen, Zuschüsse und In-
vestitionen seien strukturelle Veränderungen und Kürzungen erforderlich.  
 
Von den Einsparungen dürfen auch die Staatsleistungen an die Kirchen 
nicht ausgenommen werden. Insbesondere muss die Dynamisierung ab-
geschafft werden. Einsparpotenziale in Millionenhöhe bestehen, wenn die 
Staatsleistungen nicht automatisch an die schleswig-holsteinische Beam-
tenbesoldung angepasst werden. Der 1957 festgelegte Grundbetrag von 
1.483 T€ entsprach 0,65 € „pro Seele“. Heute wären unter Berücksichti-
gung der Preissteigerung 2,60 € „pro Seele“ zu zahlen. Da außerdem die 
Zahl der Kirchenmitglieder auf 1,5 Mio. in Schleswig-Holstein zurückge-
gangen ist, sollte das Land eine Neufestsetzung der Staatsleistungen an 
die NEK von 4 Mio. € anstreben. Das Einsparpotenzial liegt bei über 
8 Mio. € pro Jahr. 
 
Im Übrigen erinnert der LRH an die seit 1919 bestehende Pflicht des Lan-
des, die Staatsleistungen abzulösen. Der Verfassungsauftrag an den 
Bund, die dafür erforderlichen Grundsätze zu erlassen, ist auch 60 Jahre 
nach Inkrafttreten des Grundgesetzes nicht erfüllt.  
 
Das Ministerium für Bildung und Kultur hat von einer inhaltlichen Stel-
lungnahme abgesehen. Die Verhandlungskommission habe ihre Arbeit 
aufgenommen und für die Zeit der Beratungen Stillschweigen vereinbart. 
Das Ministerium gehe davon aus, dass die Verhandlungen noch im Jahre 
2011 abgeschlossen werden könnten. 

                                                      
1  www.cdu.ltsh.de/media/sparkonzept.pdf, Zeilen 189 ff. 
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12. Nachruf: Landeskulturzentrum Salzau 
 
Kultur- und Tagungszentrum in ländlich abgeschiedener Lage: 
Ja oder Nein? Diese Entscheidung wurde immer wieder vertagt. 
Die zwischenzeitlichen Investitionen in den Bau haben dabei das 
größte Manko Salzaus, den unzureichenden Standard der Über-
nachtungsmöglichkeiten, bis heute nicht behoben. Der Zwang 
zur Haushaltskonsolidierung hat das Schicksal des Landeskul-
turzentrums Salzau nunmehr besiegelt. Es steht zum Verkauf. 

 
12.1 Gutsanlage in ländlich idyllischer Lage zu verkaufen 

 
Das Landeskulturzentrum Salzau (LKZ) war ein ambitioniertes Vorhaben 
des Landes: Kulturträger, Aushängeschild des Schleswig-Holstein Musik 
Festivals und der JazzBaltica, Veranstaltungs- und Tagungsort. Die Lie-
genschaft Salzau steht heute zum Verkauf. Die Salzau Betriebs gGmbH, 
die den Kulturbetrieb auf Salzau organisierte, hat ihre Arbeit zum Jahres-
ende 2010 eingestellt und ist abgewickelt. Denn die finanzielle Lage des 
Landes und die Notwendigkeit, bis 2020 einen Haushalt ohne Schulden 
vorlegen zu müssen, bedingen einen entschiedenen Konsolidierungskurs. 
 
Der LRH hat, noch bevor die Haushaltsstrukturkommission die Schließung 
des LKZ vorgeschlagen hat, eine Prüfung von Baumaßnahmen in Salzau 
begonnen. Er hat die Baumaßnahmen seit 2004 einbezogen, die Ausga-
ben zusammengestellt und insbesondere betrachtet, an welchem Ziel die 
Planungen ausgerichtet waren und ob die Maßnahmen zielgerichtet um-
gesetzt wurden. 
 

12.2 Vision und Wirklichkeit 
 
Ziel des Landes war es, das LKZ zu einer Orchesterresidenz, einem Ta-
gungsbetrieb und einer überregional bedeutenden touristischen Attraktion 
auszubauen. Klar war allen Beteiligten, dass dieser Ausbau Chancen wie 
Risiken bot. Die Chancen: Mit dem Ausbau hätte ein Kultur-Highlight im 
Norden geschaffen werden können. Die Risiken: Trotz Ausbau wäre die 
ganzjährige Auslastung wegen der abgeschiedenen Lage Salzaus stets 
problematisch geblieben. 
 
Im Ergebnis sollten 200 Betten in 1- und 2-Bett-Zimmern mit Bad zur Ver-
fügung stehen. Die Anzahl der Betten ergab sich aus der Anzahl der Musi-
ker, die während des Schleswig-Holstein Musik Festivals unterzubringen 
waren. Für den Tagungsbetrieb war eine ausreichende Menge an Zim-
mern mit eigenem Bad erforderlich, da Tagungsteilnehmer in der Regel 
einzeln unterzubringen sind und Hotelstandard erwarten. 
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Diese Voraussetzungen sind bis heute nicht gegeben. Nach wie vor sind 
im Herrenhaus große Schlafsäle mit 4 bis 8 Betten auf einfachstem Jugend-
herbergsniveau der Standard. Das Gästehaus verfügt zwar über 2-Bett-
Zimmer, diese teilen sich aber ein Bad mit WC pro Etage. Auch die Her-
richtung des Westflügels des Torhauses für 2,7 Mio. € konnte die Gesamt-
situation nicht wesentlich verbessern. Hier wurden nur 14 Doppelzimmer 
mit Bad geschaffen. Insgesamt stehen in Salzau 169 Betten in 65 Zim-
mern zur Verfügung. Um die 200 Musiker unterzubringen, wurden weitere 
Zimmer im Pächterhaus genutzt.  
 
Der unzureichende Standard der Übernachtungsmöglichkeiten ist das ent-
scheidende Manko Salzaus. Unter diesen Umständen war es der Salzau 
Betriebs gGmbH unmöglich, eine höhere Nutzungsfrequenz, eine längere 
jährliche Nutzungsdauer und eine Vermarktung als Tagungsort zu realisie-
ren. Wie konnte es dazu kommen? 
 

12.3 Der Mut zur Entscheidung für oder gegen Salzau fehlte 
 
Kultur kostet. Das ist kaum ernsthaft zu bestreiten. In Zeiten knapper Mittel 
darf eine Kultureinrichtung jedoch nicht ein Fass ohne Boden werden. Ins-
gesamt wurden seit 2004  5,7 Mio. € in Baumaßnahmen für das LKZ inves-
tiert. Wofür? Wurde das angestrebte Ziel planvoll und konsequent verfolgt, 
wurden die Maßnahmen auch einer Wirtschaftlichkeitsprüfung unterzogen? 
 
Das Ministerium für Bildung und Kultur (Kultusministerium) hatte 2001 eine 
Realisierbarkeitsstudie für bauliche Verbesserungen in Salzau in Auftrag 
gegeben. Dabei wurden schon im Auftrag die Probleme im LKZ zutreffend 
beschrieben. Der Standard der Unterbringungsmöglichkeiten für Tagungs- 
und Kongressbetrieb war unzureichend, eine entsprechende gastronomi-
sche Versorgung fehlte. Die beauftragten Architekten legten im Mai 2002 
ihre Studie vor. Sie zeigte für die einzelnen Gebäude funktionale Entwick-
lungsmöglichkeiten auf, stellte bauliche Maßnahmen planerisch dar und 
kam auf überschlägige Kosten von 21,5 Mio. €. 
 
Die zuständigen Stellen, das Kultusministerium und zwischenzeitlich die 
Staatskanzlei, haben es versäumt, für Salzau eine Zielplanung für die Ge-
samtanlage zu schaffen, die richtigen Prioritäten zu setzen und die Finanzie-
rung der Maßnahmen sicherzustellen. Der Mut, sich für oder gegen Salzau 
zu entscheiden, fehlte. Die o. g. Realisierbarkeitsstudie wäre eine Grundlage 
für die bauliche Zielplanung gewesen. Aufbauend auf dieser Studie hätte 
eine bauliche Zielplanung erarbeitet werden müssen. Diese hätte ausgerich-
tet an einem definierten Ziel mit einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung hin-
terlegt werden müssen. Eine solche Zielplanung liegt für alle großen Liegen-
schaften des Landes vor, wie für das Universitätsklinikum Schleswig-Hol-
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stein, die Christian-Albrechts-Universität zu Kiel oder die Justizvollzugsan-
stalten. Die für den Ausbau notwendigen Mittel hätten in den Haushalt ein-
gestellt werden müssen. 
 
Seit der Realisierbarkeitsstudie ist in Salzau zwar viel gebaut und investiert 
worden. Tatsächlich hat das Land aber nur Einzelmaßnahmen umgesetzt, 
mit denen es dem Ziel nicht wirklich näher gekommen ist. So wurde 2004 
eine Fußbodenheizung in der Konzertscheune eingebaut. Die Heizung konn-
te keine nennenswerte Erwärmung der im Übrigen unisolierten Scheune leis-
ten, war im Betrieb teuer und wurde so gut wie nie genutzt. Daneben wur-
de eine neue Küche im Herrenhaus eingebaut, der Anstrich in den Veran-
staltungsräumen des Herrenhauses mit viel Aufwand erneuert, eine Gast-
ronomie sowie Gästezimmer im Westflügel des Torhauses errichtet. Diese 
Großen Baumaßnahmen wurden über verschiedene Förderprogramme  
finanziert. Der gesamte Kostenrahmen war zu keinem Zeitpunkt gedeckt. 
 
Der Ausbau des Ostflügels des Torhauses mit Tagungsräumen und Gäste-
zimmern und die anschließende Neuausrichtung der Übernachtungsmöglich-
keiten im Herrenhaus hätten eine höhere Priorität erhalten müssen als der Ein-
bau einer weitgehend nutzlosen Fußbodenheizung in der Konzertscheune.  
 

12.4 Noch mehr Studien, noch kein Konzept 
 
Der Realisierbarkeitsstudie folgten weitere Papiere und Konzepte:  
• der Bericht der Landesregierung zum Stand der Nutzung und der  

weiteren Entwicklung des LKZ (2002), 
• das Nutzungs- und Betriebskonzept des Kultusministeriums für das 

LKZ (2003), 
• das Papier des Kultusministeriums „Investitionsmaßnahmen im  

Rahmen des Zukunftsinvestitionsprogramms 2004“ (2003) und 
• das Zukunftskonzept Landeskulturzentrum Salzau (2009) der  

Betriebs gGmbH. 
Sie kamen alle übereinstimmend zum Ergebnis, dass der Standard der 
Unterbringung das Kernproblem Salzaus war und unterbreiteten Lösungs-
vorschläge. Das Problem war allen bekannt, aber es wurde nicht gelöst. 
 

12.5 Nachruf 
 
Der beschlossene Konsolidierungspfad der Landesregierung hat die Ent-
wicklung im LKZ eingeholt. 2002 war es vielleicht noch möglich, Salzau für 
21,5 Mio. € zu einem ganzjährig nutzbaren Tagungszentrum auszubauen. 
Heute lässt die Finanzlage des Landes dies nicht mehr zu. 
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Innenministerium 
 

13. Am Ziel von 4 Kooperativen Regionalleitstellen festhalten 
 
Das zukunftsweisende Projekt, in Schleswig-Holstein 4 Koopera-
tive Regionalleitstellen für Polizei, Rettungsdienst, Brand- und 
Katastrophenschutz einzurichten, ist nur teilweise umgesetzt wor-
den. Allein im Norden und Westen des Landes ist eine Koopera-
tion zwischen Land und Kommunen gelungen. Als Folge drohen 
über einen 10-Jahres-Zeitraum Mehrkosten von mehr als 8 Mio. €. 
 
Das Innenministerium sollte gemeinsam mit den Kommunen auch 
an den Standorten der polizeilichen Regionalleitstellen in Kiel und 
Lübeck Kooperative Regionalleitstellen einrichten. Sollten erneu-
te Verhandlungen mit den Kommunen nicht erfolgreich sein, ist 
die Leitstellenorganisation per Gesetz vorzugeben.  
 
Mit der Reorganisation der Leitstellen wurden bei der Landespoli-
zei statt der geschätzten 80 Stellen bisher nur 55 Stellen einge-
spart. Der LRH erwartet, dass der Personalaufwand weiter redu-
ziert werden kann. 
 
Das Projektmanagement des Innenministeriums bei der Reorgani-
sation der Leitstellen war mangelhaft. Es hat die Komplexität des 
Projekts mit seinen politischen, fachtechnischen und finanziellen 
Dimensionen deutlich unterschätzt. 
 
Die Möglichkeit, mit einem einheitlichen Baukonzept die Pla-
nungs- und Baukosten zu minimieren, wurde nicht genutzt. Die 
GMSH hat 3 Leitstellen planen und bauen lassen. Trotz vergleich-
barer Bauqualität fielen gänzlich unterschiedliche Kosten an.  
 

13.1 Bis 2001: 30 Leitstellen für Polizei, Rettungsdienst, Feuerwehr und 
Katastrophenschutz in Schleswig-Holstein 
 
Die Einsätze von Polizei, Rettungsdienst, Feuerwehr und Katastrophen-
schutz werden von Leitstellen gesteuert. Bis Ende 2001 gab es in Schles-
wig-Holstein 30 Leitstellen. 15 wurden vom Land für die polizeilichen Auf-
gaben betrieben und finanziert, 15 von den Kreisen und kreisfreien Städ-
ten für die Aufgaben des Rettungsdienstes, des Brand- und Katastrophen-
schutzes. An den Ausgaben für die kommunalen Leitstellen beteiligen sich 
die Krankenkassen als Kostenträger für den Rettungsdienst. 
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Sowohl bei den polizeilichen als auch den kommunalen Leitstellen ent-
sprach die technische Ausstattung vielfach nicht mehr dem Stand der 
Technik. Investitionen in beträchtlicher Höhe wurden erwartet. Auch war 
absehbar, dass der Personalbestand aufgestockt werden müsste.  
 
Gleichzeitig erforderte die Haushaltssituation des Landes und der Kom-
munen Einsparungen. Auch die Krankenkassen drängten darauf, die Kos-
ten für die Rettungsleitstellen zu senken. Sie forderten die Kreise und 
kreisfreien Städte auf, Leitstellen zusammenzulegen. Sie versuchten dies 
zu fördern, indem sie anboten, bei Kooperationen statt 50 % der Ausgaben 
der kommunalen Leitstellen 60 % zu übernehmen.  
 
Unabhängig davon sprach sich die Innenministerkonferenz 1996 dafür 
aus, für alle Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) 
bundeseinheitlich ein digitales Sprech- und Datenfunknetz einzurichten. 
Das schleswig-holsteinische Innenministerium erwartete, dass hierdurch 
zusätzlich beträchtliche Investitionen notwendig würden. Es ging davon 
aus, dass bei einer kleinteiligen Leitstellenorganisation ein Vielfaches an 
Kosten anfallen würde.  
 
Diese Entwicklungen veranlassten Land und Kommunen, sich Gedanken 
über eine Reorganisation ihrer Leitstellen zu machen.  
 

13.2 Ist es machbar, die Anzahl der Leitstellen zu reduzieren?  
 
Im November 2000 beauftragte die Landesregierung den Innenminister, 
eine Projektgruppe Digitalfunk einzurichten. In dieser sollten auch kommu-
nale Vertreter mitarbeiten. Die Reorganisation der schleswig-holsteini-
schen Leitstellen war Teil des Projekts.  
 
Die Kreise und kreisfreien Städte hatten zunächst im Blick, die Anzahl ihrer 
Leitstellen durch kommunale Zusammenarbeit zu verringern. In einem 
vom Schleswig-Holsteinischen Landkreistag und Städteverband in Auftrag 
gegebenen Gutachten wurde 2001 empfohlen, die 15 kommunalen Leit-
stellen zu 5 kommunalen Integrierten Regionalleitstellen (IRLS) zusammen-
zuschließen. Eine Kooperation zwischen polizeilichen und kommunalen 
Leitstellen wurde im Gutachten auftragsgemäß nicht betrachtet. 
 
Hingegen zog die Landespolizei 2002 in einer Machbarkeitsstudie in Be-
tracht, die kommunalen und polizeilichen Leitstellen zusammenzuführen. 
Sie schlug vor, landesweit 4 Kooperative Regionalleitstellen (KRLS) einzu-
richten. Durch gemeinsam genutzte Technik und Gebäude seien Syner-
gieeffekte zu erzielen. Die Aufgaben von Polizei einerseits und von Ret-
tungsdienst, Brand- und Katastrophenschutz andererseits sollten von Lan-
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des- bzw. kommunalem Personal weiterhin getrennt voneinander wahrge-
nommen werden.  
 

13.3 Kooperation bietet Vorteile für Land, Kommunen und Krankenkassen 
 
Der Vorschlag der Landespolizei, nur noch 4 KRLS in Schleswig-Holstein 
zu betreiben, war zukunftsweisend. Ein erster wichtiger Schritt hin zur 
Realisierung gelang 2004. Durch die Projektgruppe wurden 4 deckungs-
gleiche Leitstellenbereiche für die polizeilichen und kommunalen Aufgaben 
gebildet. Dies geschah im Einvernehmen zwischen Land, kommunalen 
Landesverbänden, Landesfeuerwehrverband und Krankenkassen. 
 
Die Projektgruppe zeigte auf, dass eine solche Kooperation zahlreiche 
Vorteile bietet:  
• geringerer Flächenbedarf und damit geringere Gebäude- bzw. Miet- 

und Betriebskosten,  
• Kostenersparnis durch gemeinsam genutzte Technik sowohl bei der 

Anschaffung als auch beim Betrieb,  
• Effizienzgewinne und eine höhere Sicherheit durch die Nutzung einer 

einheitlichen Systemplattform,  
• reduzierte Personalkosten für den technischen Betrieb,  
• verbesserte Information und Kommunikation zwischen den BOS,  
• koordinierte Öffentlichkeitsarbeit,  
• besseres Abfangen von Einsatzspitzen.  
 
Das Land, die Krankenkassen und die Kommunen im Norden und Westen 
des Landes sprachen sich dafür aus, 4 KRLS einzurichten. Sie rechneten 
damit, dass dies die Wirtschaftlichkeit und auch die Leistungsfähigkeit der 
polizeilichen und kommunalen Leitstellen steigern würde. Die Kommunen 
in der Mitte und im Süden des Landes gingen davon aus, dass ihre klein-
teiligen Lösungen zumindest kurzfristig günstiger wären als die Beteiligung 
an einer KRLS. Das Innenministerium versäumte, ihnen die Vorteile der 
KRLS überzeugend zu vermitteln. 
 
Kritisch zu beurteilen ist in diesem Zusammenhang auch das Verhalten 
der Stadt Norderstedt. Diese bot zunächst dem Kreis Segeberg an, seine 
Leitstellenaufgaben zu einem finanziell attraktiven Preis zu übernehmen. 
Damit verhinderte sie eine Kooperation im Süden des Landes. Später un-
terbreitete sie der Stadt Neumünster ebenfalls ein attraktives Angebot und 
brachte damit die KRLS Mitte zum Scheitern. Aber auch andere Kommu-
nen räumten offensichtlich dem Ziel, eine kommunale Leitstelle zu behal-
ten, eine hohe Priorität ein. Dagegen maßen die Kommunen im Norden 
und Westen des Landes diesem Umstand völlig zu Recht keine so hohe 
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Bedeutung bei. Sie gaben der Wirtschaftlichkeit und der größeren Leis-
tungsfähigkeit den Vorzug.  
 

13.4 Die falsche Weichenstellung der Landesregierung: Statt Leitstellen-
gesetz das Prinzip der Freiwilligkeit  
 
Die Landesregierung verzichtete darauf, eine zukunftsweisende schleswig-
holsteinische Leitstellenorganisation gesetzlich vorzugeben. Dies tat sie, 
obwohl feststand, dass sich nicht alle Kommunen freiwillig einer KRLS an-
schließen würden. Stattdessen setzte die Landesregierung in ihren Eck-
punkten für ein neues Leitstellenkonzept vom 13.12.2005 auf das Prinzip 
der Freiwilligkeit.  
 
Dies war die falsche Weichenstellung. Wie vorherzusehen, führte dies zum 
Scheitern des Projekts. In Schleswig-Holstein gibt es zurzeit nicht 4, son-
dern 9 Leitstellen: 
• 2 KRLS in Harrislee und Elmshorn, 
• 2 polizeiliche Regionalleitstellen in Kiel und Lübeck sowie 
• 5 kommunale Leitstellen in Kiel (für die Stadt Kiel und die Kreise Plön 

und Rendsburg-Eckernförde), Lübeck (für die Stadt Lübeck), Norder-
stedt (für die Stadt Neumünster und den Kreis Segeberg), Bad Oldes-
loe (für die Kreise Stormarn und Herzogtum Lauenburg) und Eutin (für 
den Kreis Ostholstein). 

 
13.5 Aber: Die falsche Weichenstellung basierte auf einer falschen An-

nahme 
 
Die Landesregierung hat mit dem Verzicht auf ein Leitstellengesetz be-
wusst in Kauf genommen, dass es nicht zu einer landeseinheitlichen, leis-
tungsstärkeren und für alle Beteiligten wirtschaftlichen Lösung kommt. Aller-
dings basierte ihre Entscheidung auf einer falschen Annahme. Das Innen-
ministerium erwartete, dass ein Leitstellengesetz Konnexität nach Art. 49 
Abs. 2 Landesverfassung auslösen würde. Es ging davon aus, dass das 
Land den Kommunen Investitionskosten von bis zu 5 Mio. € und jährliche 
Betriebskosten für Gebäude und Technik von 700 T€ hätte erstatten müs-
sen. 
 
Der LRH teilt diese Auffassung des Innenministeriums nicht. Das Konnexi-
tätsprinzip besagt: Verpflichtet das Land Kommunen durch Gesetz oder 
Verordnung bestimmte öffentliche Aufgaben zu erfüllen, so sind dabei Be-
stimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen. Führen diese Ausga-
ben zu einer Mehrbelastung der Kommunen, ist dafür ein entsprechender 
finanzieller Ausgleich zu schaffen.  
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Zum einen ist schon fraglich, ob ein Leitstellengesetz überhaupt Konnexi-
tät ausgelöst hätte. Leitstellen zu betreiben gehört bereits zu den pflichtigen 
Selbstverwaltungsaufgaben der Kreise und kreisfreien Städte. Neu wäre die 
organisatorische Vorgabe, diese Leitstellen gemeinsam mit anderen Kom-
munen und dem Land einzurichten und zu betreiben. Zum anderen muss 
das Land nur dann Kosten erstatten, wenn die Kommunen durch die ge-
setzliche Regelung auch tatsächlich zusätzlich belastet werden. Um die 
Mehrbelastung zu ermitteln, sind die Kosten vor der gesetzlichen Rege-
lung den voraussichtlichen Kosten danach gegenüberzustellen. Dies hat 
das Innenministerium nicht getan. Es ist davon ausgegangen, dass das 
Land bei KRLS die Investitions- und Betriebskosten der Kommunen über-
nehmen muss. 
 
Alle vorliegenden Kostenschätzungen sprechen dafür, dass eine finanzielle 
Mehrbelastung der kommunalen Seite nicht aufgetreten wäre. Das Gegen-
teil ist der Fall. Bei einer angenommenen Nutzungsdauer der Leitstellen 
von 10 Jahren wären die Einsparungen erheblich höher ausgefallen als die 
einmaligen Investitionen. Auch die von kommunaler Seite angestellten Be-
rechnungen und Gutachten zeigen, dass schon rein kommunale Leitstel-
len-Zusammenschlüsse Einsparungen gegenüber dem Ist-Zustand ermög-
lichen. Die Kooperation mit der Polizei hätte weitere Kostenvorteile er-
bracht.  
 

13.6 Ergebnis: Erhebliche Mehrkosten für Land und Kommunen 
 
Dadurch, dass statt 4 nur 2 KRLS realisiert wurden, werden für Land und 
Kommunen über einen 10-Jahres-Zeitraum Mehrkosten von mehr als 
8 Mio. € entstehen.  
 
Nach Schätzungen der Landespolizei hätte das Land Investitionskosten für 
die Leitstellentechnik von 2,2 Mio. € einsparen können, wenn auch die 
2 polizeilichen Regionalleitstellen in Kiel und Lübeck als KRLS ausgebaut 
worden wären. Die Gebäude- und Betriebskosten wären Jahr für Jahr um 
240 T€ geringer gewesen. Bei einer angenommenen Nutzungsdauer von 
10 Jahren summiert sich dies auf 2,4 Mio. €.  
 
Hinzu kommen Mehrkosten für die kommunalen Leitstellen. Die Landes-
polizei hat berechnet, dass der Verzicht auf die Kooperation mit dem Land 
in einem 10-Jahres-Zeitraum zu Mehrkosten von 3 Mio. € führt. Bei dieser 
Schätzung ist sie allerdings davon ausgegangen, dass neben den 2 poli-
zeilichen Regionalleitstellen 2 kommunale Leitstellen betrieben werden. 
Bei den jetzt vorhandenen 5 kommunalen Leitstellen dürften die Mehrkos-
ten noch höher sein.  
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Die vorhandenen 9 Leitstellen sind außerdem in den nächsten Jahren an 
den Digitalfunk anzuschließen. Die Landespolizei rechnet zurzeit damit, 
dass dies pro Leitstelle 250 T€ kosten wird. Das heißt, 9 Leitstellen anzu-
schließen wird 2,25 Mio. € kosten, bei 4 KRLS wären es hingegen nur 
1 Mio. €. Auch bei diesen vermeidbaren 1,25 Mio. € handelt es sich um 
Steuergelder und Versichertenbeiträge.  
 

13.7 Korrektur möglich und notwendig  
 
Der LRH hält es im Interesse von Land und Kommunen für möglich und 
notwendig, das ursprüngliche Vorhaben einer einheitlichen Leitstellenor-
ganisation in Schleswig-Holstein mit 4 KRLS weiterzuverfolgen.  
Dies ist auch deshalb notwendig, weil aktuell Kommunen planen, ihre Leit-
stellenorganisation zu verändern. Es zeichnet sich ab, dass künftig 
3 Kommunen separate Leitstellen betreiben werden. Damit gelingt es in 
der Mitte und im Süden des Landes noch nicht einmal, die bestehenden 
kommunalen Leitstellen zusammenzuführen. 
 
Das Innenministerium sollte mittelfristig auch an den Standorten der poli-
zeilichen Regionalleitstellen in Kiel und Lübeck gemeinsam mit den Kom-
munen KRLS einrichten. Derzeit bestehen dort jeweils Erweiterungsmög-
lichkeiten. Diese müssen gesichert werden. 
 
Es ergäbe sich für Schleswig-Holstein folgende neue Leitstellenorganisa-
tion:  
• In Kiel würde das Land die KRLS Mitte betreiben zusammen mit der 

Stadt Kiel und den Kreisen Plön und Rendsburg-Eckernförde, die sich 
bereits zur IRLS Mitte zusammengeschlossen haben, und der Stadt 
Neumünster. Neumünster hat seinen Vertrag mit der Stadt Norderstedt 
zum 30.06.2012 gekündigt. 

• In Lübeck würde das Land die KRLS Süd betreiben zusammen mit den 
Kreisen Herzogtum-Lauenburg und Stormarn, die sich bereits zur IRLS 
Süd zusammen geschlossen haben, und der Stadt Lübeck sowie dem 
Kreis Ostholstein. Der Kreis Ostholstein strebt zurzeit an, sich kurzfris-
tig an der IRLS Süd zu beteiligen. Dies steht als Zwischenlösung dem 
Ziel einer KRLS Süd nicht entgegen.  

• Der Kreis Segeberg würde sich der KRLS West in Elmshorn anschlie-
ßen. Die technischen und räumlichen Voraussetzungen dafür sind ge-
geben. 

Die KRLS Nord in Harrislee besteht unverändert fort. 
 
Das Innenministerium sollte die Gespräche mit den Kommunen wieder 
aufnehmen. Das Ziel muss sein, zu festen Vereinbarungen zu kommen. 
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Hierbei ist ein wirtschaftlich vernünftiger Zeitpunkt für eine Zusammenle-
gung der Leitstellen zu bestimmen. 

Sollten die Verhandlungen nicht erfolgreich sein, sollte das Land über ein 
Leitstellengesetz die rechtlichen Voraussetzungen schaffen. Dass das 
Land diesen Weg im Zweifel gehen wird, sollte es von Anfang an klar ma-
chen. 
 
Das Innenministerium sieht in der Einrichtung von KRLS nach wie vor 
technische und wirtschaftliche Vorteile für Land und Kommunen. Es sei 
bereit, Vereinbarungen mit interessierten Kommunen zu treffen. Dabei will 
es aber auch zukünftig auf das Prinzip der Freiwilligkeit setzen. Die Aus-
führungen des LRH zur Konnexität habe es mit großem Interesse zur 
Kenntnis genommen. Die prognostizierten finanziellen Vorteile für die 
kommunalen Kooperationspartner würden sicher auch ihre Wirkung bei 
der kommunalen Meinungsbildung nicht verfehlen. Die grundsätzliche 
Frage der Konnexität könne insofern offen bleiben.  
 
Der Schleswig-Holsteinische Landkreistag verneint, dass einige Kreise 
auch für die Zukunft den Betrieb eigener Leitstellen bevorzugen. So seien 
die Kreise im Süden des Landes bereit, sich an einer KRLS Süd zu beteili-
gen. Erfolgreich können die Gespräche aber nur sein, wenn eine Lösung 
für die IRLS Bad Oldesloe gefunden wird. Auf die KRLS Mitte ist der 
Schleswig-Holsteinische Landkreistag nicht eingegangen. 
 
Der Schleswig-Holsteinische Städteverband hat die Möglichkeit, Stel-
lung zu nehmen, nicht wahrgenommen.  
 
Der LRH bekräftigt seine Forderung, am Ziel von 4 KRLS festzuhalten und 
hierfür die Standorte der polizeilichen Regionalleitstellen in Kiel und Lübeck 
zu sichern. Innenministerium und Kommunen sollten gemeinsam das Ziel 
verfolgen, die Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der schleswig-hol-
steinischen Leitstellen zu steigern. 
 

13.8 Einsparziel beim Personal noch nicht erreicht 
 
Die Landespolizei wollte durch die Regionalisierung der Leitstellen 80 Stel-
len einsparen. Dies wurde bisher nicht erreicht. Der Personalbestand be-
trägt 185 Stellen, die Personaleinsparung 55 Stellen. Als Gründe werden 
von der Landespolizei selbst genannt: 
• Die Schätzungen waren zu optimistisch. 
• Das Einsatzaufkommen ist gestiegen, auch wegen einer besseren, das 

heißt auch schnelleren Erreichbarkeit der Leitstellen. 
• Die Dokumentation der Einsätze ist arbeitsaufwendiger geworden. 
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• Aufgrund der Zuständigkeit für 2 Polizeidirektionen sind deutlich mehr 
Informationen zu verarbeiten. 

 
Das Innenministerium beabsichtigt, den Personalbedarf zu evaluieren. 
Hierbei wird einerseits zu berücksichtigen sein, dass der zunächst höhere 
Personalaufwand für anfangs aufgetretene technische Probleme und neue 
teilweise ungewohnte Arbeitsabläufe nicht mehr erforderlich sein wird. An-
dererseits werden die Funktionsabläufe auf den Arbeitsplätzen und der er-
höhte Arbeitsaufwand durch das neue Betriebskonzept zu überprüfen sein. 
Der LRH erwartet, dass hierdurch der Personalaufwand weiter reduziert 
werden kann. 
 
Das Innenministerium merkt hierzu an, dass der Personalbedarf der Leit-
stellen und damit auch die Einsparung von 80 Stellen 2002 ermittelt wur-
den. Kontrollberechnungen in den Jahren 2002 bis 2006 hätten gestiegene 
Einsatz- und Notrufzahlen und damit einen zusätzlichen Personalbedarf 
ergeben. Die „Startphase“ der KRLS hätte weitere Personalbedarfe ausge-
löst. Im Anschluss an die Evaluation will das Innenministerium prüfen, ob 
das Leitstellenpersonal reduziert werden kann.  
 

13.9 Das Projektmanagement des Innenministeriums war mangelhaft 
 
Die Gesamtverantwortung für das Projekt Digitalfunk und damit auch für 
das Teilprojekt Regionalleitstellen lag beim Innenministerium. In der Pro-
jektorganisation und im Projektmanagement hat der LRH erhebliche Defi-
zite festgestellt. Die Komplexität des Teilprojekts Regionalleitstellen mit 
seinen politischen, fachtechnischen und finanziellen Dimensionen wurde 
vom Innenministerium deutlich unterschätzt. Seine führende Rolle inner-
halb der Projektorganisation hat es zu keiner Zeit wahrgenommen. 
 
Folgende Defizite gilt es bei zukünftigen Projekten abzustellen: 
• Die ministerielle Führung hat das Projekt nur unzureichend unterstützt. 

Besonders deutlich zeigte sich dies bei der zu knapp bemessenen per-
sonellen Ausstattung für das Projektvorhaben. Dies gilt auch für die 
kommunale Seite. Wichtige Funktionen, wie z. B. die des Projektleiters, 
wurden zu Beginn sogar im „Nebenamt“ ausgeübt. 

• Inhalte, Kosten, Umfang und Zeitbedarf des Projekts waren nicht mit allen 
Projektpartnern vorab geklärt.  

• Nicht alle Projektbeteiligten wurden konsequent in die Projektorganisa-
tion eingebunden. Dies wurde insbesondere bei den kommunalen Part-
nern sehr deutlich. Hierbei haben zudem unterschiedliche Prioritäten 
und Interessen der Projektbeteiligten die Arbeit erschwert. 

• Häufige Wechsel in der Projektorganisation führten zeitweise zu unüber-
sichtlichen und unzweckmäßigen Projektstrukturen.  
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• Die Projektplanung war unzureichend strukturiert und nicht bis zum 
Projektabschluss durchdacht. Ein Projektstrukturplan wurde nicht aufge-
stellt. Aufgabenpläne, Ablaufpläne, Terminpläne, Kapazitätspläne, Kom-
munikationspläne, Kostenpläne und Qualitätspläne fehlten weitgehend.  

 
Trotz dieser Defizite sind die Regionalleitstellen in Betrieb gegangen.  
Einen wesentlichen Anteil daran hatten die sehr engagierten Projektmitar-
beiter.  
 
Das Innenministerium stimmt den Feststellungen des LRH zum Projekt-
management zu. Es weist darauf hin, dass es bereits parallel zur Prüfung 
des LRH erste Maßnahmen ergriffen habe, um auf die Defizite zu reagie-
ren. 
 

13.10 Das Finanzministerium übte die Fachaufsicht über die GMSH nur 
unzureichend aus 
 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein A. ö. R. (GMSH) hat die 
KRLS in Harrislee und die polizeilichen Regionalleitstellen in Kiel und  
Lübeck in der Bauherrenfunktion des Landes planen und bauen lassen. 
Trotz verschiedener Eigentumsverhältnisse und Bautypen war durch die 
GMSH 3-mal dieselbe Aufgabe zu lösen. Ungeachtet dessen hat sie die 
Leitstellen zwar in vergleichbarer Bauqualität, aber zu gänzlich unter-
schiedlichen Kosten realisiert. Die spezifischen Kosten lagen für die ver-
gleichbaren Neubauten bei der polizeilichen Regionalleitstelle in Lübeck 
mit 5.384 €/m² Hauptnutzfläche um 50 % höher als bei der KRLS in Haris-
lee mit 3.608 €/m² Hauptnutzfläche.  
 
Die GMSH ist der Auffassung, dass in Lübeck standortspezifische Mehr-
kosten zu berücksichtigen seien.  
 
Bringt der LRH diese in Ansatz, liegen die spezifischen Kosten der polizei-
lichen Regionalleitstelle Lübeck aber immer noch rund 40 % über denen 
der KRLS in Harrislee.  
 
Die Möglichkeit, mit einem einheitlichen Baukonzept die Planungs- und die 
Baukosten zu minimieren, wurde nicht genutzt. Hätte man alle Leistungen 
in Gesamtausschreibungen zusammengefasst, hätten die Baukosten redu-
ziert werden können. Weitere Kosteneinsparungen hätten sich durch eine 
sinnvoll aufeinander abgestimmte Fertigstellung der Gebäude und die sich 
daran anschließende Inbetriebnahme der Leitstellen-Systemtechnik erge-
ben.  
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Bei der Planung und Ausführung der Baumaßnahme der KRLS in Harrislee 
standen beim Finanzministerium die einmaligen Investitionskosten im Vor-
dergrund. Die Folgekosten wurden nicht im erforderlichen Umfang be-
trachtet. Eine umfassende fachtechnische Bewertung des Planungskon-
zeptes der KRLS durch die GMSH fehlte. Die erforderliche baufachliche 
Stellungnahme der GMSH befasste sich mit einzelnen - zumeist für die 
Maßnahme unbedeutsamen - Details. Alternativplanungen existierten nicht. 
Die vom Generalplaner erstellte Finanzierungsunterlage -Bau- genügte 
den Anforderungen des Handbuchs für die Durchführung von Bauaufgaben 
des Landes Schleswig-Holstein (HBBau) nicht. Sie hätte so nicht vom  
Finanzministerium genehmigt werden dürfen.  

 
Das Finanzministerium beauftragte die GMSH mit dem Umbau des ehema-
ligen Altbaus der Fachhochschule Kiel zur polizeilichen Regionalleitstelle, 
ohne Alternativen (z. B. den Neubau oder die Anmietung eines Gebäudes) 
geprüft zu haben. Die von der GMSH erstellte Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung war lediglich ein Nachweis der Realisierbarkeit dieser Umbaumaß-
nahme. Eine alternative und fachlich fundierte Planung wurde nicht erstellt. 
 
Das Finanzministerium teilt die Feststellungen des LRH nicht. Der ange-
stellte Standortvergleich entspräche im Wesentlichen den Anforderungen 
an eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.  
 
Dieser Sichtweise tritt der LRH entgegen. Folgekostenbetrachtungen wur-
den bei allen Baumaßnahmen nicht oder nicht in ausreichendem Umfang 
vorgenommen. Alternative Planungen existierten nicht.  
 

13.11 Empfehlungen für zukünftige Bauprojekte 
 
Das Nebeneinander der Gesamtprojektorganisation im Innenministerium 
und der Bauprojektorganisation innerhalb der GMSH führte zu geteilten Ver-
antwortlichkeiten und unübersichtlichen und unzweckmäßigen Projektstruk-
turen. 
 
Die GMSH als Dienstleister und Bauherrenvertreter des Landes Schles-
wig-Holstein ist zukünftig in die Gesamtprojektorganisation einzubinden. 
Ihre Bauprojektorganisation ist dann als Teilprojektteam zu führen und in 
der operativen Ebene für die Ausführung der Baumaßnahme zuständig 
und verantwortlich. 
 
Das Finanzministerium begrüßt diese Empfehlung. 
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Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume 
 

14. Start der Landesforsten als Anstalt öffentlichen Rechts 
gelungen 

 
Die Anstalt Schleswig-Holsteinische Landesforsten ist auf einem 
guten Weg. Die mit der Gründung der Anstalt verfolgten Ziele 
können erreicht werden.  
 
Für besondere Gemeinwohlleistungen im Wald erhielt die Anstalt 
bis zu 4,2 Mio. € jährlich. Weniger Ausgaben sind zwar geplant; 
sie sind aber immer noch zu hoch. Angesichts der Haushaltslage 
bedürfen die besonderen Gemeinwohlleistungen einer Aufga-
benkritik. 
 
Die in den besonderen Gemeinwohlleistungen enthaltene Zah-
lung von 700 T€ pro Jahr für den naturschutzbedingten Nut-
zungsverzicht sollte nicht mehr erfolgen. 

 
14.1 Zuschussbedarf und Personal der Anstalt wurden reduziert  

 
Die Anstalt Schleswig-Holsteinische Landesforsten (Anstalt) wurde zum 
01.01.2008 per Gesetz1 - im Folgenden als Anstaltsgesetz bezeichnet -
errichtet. Damit übertrug das Land seinen Wald, der zuvor von der Lan-
desforstverwaltung betreut wurde, auf eine rechtsfähige Anstalt des öffent-
lichen Rechts. Ziel war, die Landesforsten effizient zu bewirtschaften.  
 
Die Anstalt hat nach nunmehr 3 Jahren seit Gründung wesentliche Etap-
penziele bereits erreicht und ist auf einem guten Weg.  
 
Die Anstalt hat nach dem Anstaltsgesetz den Wald in eigener Verantwor-
tung zu bewirtschaften und die besonderen Gemeinwohlleistungen als 
Weisungsaufgabe im Auftrag des Landes zu erfüllen. Diese „besonderen 
Gemeinwohlleistungen“ gehen über die allgemeinen Gemeinwohlverpflich-
tungen nach dem Landeswaldgesetz2 hinaus. Außerdem kann die Anstalt 
weitere Aufgaben wahrnehmen, die mit ihrem gesetzlichen Auftrag in Zu-
sammenhang stehen.  
 

                                                      
1  Gesetz über die Anstalt Schleswig-Holsteinische Landesforsten und zur Änderung ande-

rer Vorschriften vom 13.12.2007, GVOBI. Schl.-H., S. 518. 
2  Waldgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landeswaldgesetz - LWaldG) vom 

05.12.2004, zuletzt geändert mit Landesverordnung vom 15.12.2010, GVOBl. Schl.-H. 
S. 850. 
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Gemäß § 13 Abs. 1 Anstaltsgesetz stellt das Land der Anstalt Finanzmittel 
für die Waldbewirtschaftung und für die besonderen Gemeinwohlleistun-
gen bereit, für die Waldbewirtschaftung allerdings nicht über das Jahr 
2012 hinaus. Außerdem erhielt die Anstalt Zuschüsse für die Neuwald-
bildung aus der Grundwasserentnahmeabgabe. Die Landeszuweisung 
sowohl für die Waldbewirtschaftung als auch für die besonderen Gemein-
wohlleistungen ist rückläufig (siehe folgende Tabelle).  
 

Finanzmittel des Landes für die  
Anstalt Schleswig-Holsteinische Landesforsten 

Finanzmittel für 2008 
€ 

2009 
€ 

2010 
€ 

2011 * 
€ 

2012 * 
€ 

Besondere  
Gemeinwohl-
leistungen 4.200.000 4.170.000 3.940.000 3.510.500 3.482.500 

Wald-
bewirtschaftung  3.029.200 2.759.200 2.489.200 1.706.000 806.000 

Neuwaldbildung 311.800 311.800 311.800 0 0 

Summe 7.541.000 7.241.000 6.741.000 5.216.500 4.288.500 

* Ansatz des Haushaltsplans 2011/2012 
 
Das Ziel, einen wirtschaftlichen Betrieb der Landesforsten zu erreichen, er-
forderte auch erheblichen Personalabbau. In der Landesforstverwaltung, 
ohne Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (Um-
weltministerium), waren 2007 noch 249 Personen tätig, davon 10 in der 
Verwaltung und 149 Forstwirte. 2010 waren in der Anstalt nur noch 186 
Mitarbeiter tätig; die Zahl der Forstwirte konnte auf 110 reduziert werden.  
 
Trotz dieser Erfolge beim Personalabbau besteht nach wie vor ein Perso-
nalüberhang bei den Forstwirten. Der weitere Personalabbau wird nur 
langsam möglich sein. Es gibt nur geringe Altersabgänge. Landesbehör-
den übernehmen die Forstwirte nur noch mit entsprechendem Personal-
kostenbudget. Betriebsbedingte Kündigungen sind nach dem Anstaltsge-
setz ausgeschlossen. Die Anstalt bietet den Forstwirten deshalb eine Ab-
findung für ihr Ausscheiden an.  
 

14.2 Einsatz der Forstwirte kann noch effizienter werden 
 
Die Anstalt setzt für die Waldarbeiten in den 30 Forstrevieren ihre Mobilen 
Forstwirtgruppen ein, die sich jeweils aus 5 bis 12 Forstwirten zusammen 
setzen. Die Mobilen Forstwirtgruppen wurden zum 01.01.2010 gebildet, 
wodurch die Bindung der Forstwirte an ein festes Forstrevier aufgehoben 
wurde.  
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Der Einsatz der Mobilen Forstwirtgruppen funktionierte nicht optimal. Dies 
war oft auf unzureichende Arbeitsaufträge und Arbeitsvorbereitungen der 
Revierleiter zurückzuführen. Mit gründlichen Arbeitsaufträgen und besse-
rer Arbeitsvorbereitung könnten die Mobilen Forstwirtgruppen zielführen-
der eingesetzt werden.  

Die Anstalt setzt seit ihrer Gründung wieder einen eigenen Maschinenbe-
trieb ein, um vorhandene Maschinenführer auszulasten. Der Maschinenbe-
trieb erledigte 10 % des Holzeinschlags und Rückens. Der Einsatz erfolgte 
nur im eigenen Forstbetrieb in festgelegten Forstrevieren. Ein Programm 
zur Kalkulation des Maschineneinsatzes ist in Arbeit.  
 
Der Arbeitseinsatz der Mobilen Forstwirtgruppen und des Maschinenbe-
triebs ist auf das noch vorhandene Personal abgestimmt. Bei weiterem 
Personalabbau werden neue Konzepte notwendig. Das gilt insbesondere 
für den Maschinenbetrieb. Es gilt zu prüfen, ob zukünftige Investitionen in 
Gerät und Maschinen wirtschaftlich sind. Vordringlich ist eine Maschinen-
kalkulation erforderlich, um genaue Kostensätze zu ermitteln.  
 
Das Umweltministerium gibt zu bedenken, dass mit den Mobilen Forst-
wirtgruppen neue Organisationsstrukturen geschaffen worden seien, die 
Herausforderungen hinsichtlich der Arbeitsvorbereitung und -organisation 
beinhalteten. Die Anstalt sei dabei, diese neue Organisation weiter zu opti-
mieren. Auch der Einsatz der Maschinen werde weiter durchorganisiert 
und durch ein spezielles Buchführungssystem unterlegt.  
 

14.3 Neue Geschäftsfelder verbessern das Betriebsergebnis der Anstalt 
 
Neue Geschäftsfelder der Anstalt sind u. a.: 
• Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Dritter sowie Ökokonten,  
• Aufbereitung und Verkauf von fertigem Brennholz, 
• Verkauf veredelter Wildprodukte unter der Marke „FeinWild“, 
• Ruheforst, 
• Ferienwohnungen in Forstgebäuden, 
• Dienstleistungen für Dritte (Motorsägenschulung und Freischneiden 

von Bahntrassen). 
 

Die Anstalt erschließt neue Geschäftsfelder zur Verbesserung des Be-
triebsergebnisses und zur Auslastung des Personalüberhangs. Wenn der 
Personalabbau erfolgreich war, ist eine expandierende Geschäftspolitik 
insbesondere bei den Dienstleistungen für Dritte aber nicht mehr ange-
zeigt.  
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Das Umweltministerium hält dagegen eine expandierende Geschäftspoli-
tik für sinnvoll. Dies gelte z. B. für die Brennholz- und Wildbretvermarktung. 
Zu gegebener Zeit sei zu entscheiden, ob derartige Bereiche aus Transpa-
renzgründen durch Ausgründungen eine eigene Rechtspersönlichkeit er-
halten müssten.  
 
Der LRH unterstreicht, dass sich die Anstalt im Hinblick auf die Gewähr-
trägerhaftung im Wettbewerbsgeschäft zurückhalten sollte. Er weist darauf 
hin, dass unter dem Dach der Anstalt über das interne Rechnungswesen 
ausreichend Transparenz geschaffen werden kann. Die Errichtung von 
Tochtergesellschaften ist zwar möglich, jedoch auch mit Mehrkosten ver-
bunden (z. B. Jahresabschluss). 
 

14.4 Forstwegebau nach VOB ausschreiben und ausführen 
 
Für die Anstalt gilt unterhalb der Schwellenwerte der Europäischen Union 
allein das landesrechtliche Vergaberecht. Nach § 14 Mittelstandsför-
derungs- und Vergabegesetz und der Verwaltungsvorschrift zu § 55 LHO 
sind die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A und 
VOB/B) anzuwenden.  
 
Die Anstalt hat bei der Instandsetzung von Forstwegen die VOB völlig un-
beachtet gelassen. So wurde in der Ausschreibung die Leistung nicht ein-
deutig und erschöpfend beschrieben; erst mit Baubeginn wurden die 
Forstwege, Bauausführung, Materialmengen und Maschineneinsatz fest-
gelegt. Das Leistungsverzeichnis bestand nur aus Positionen mit ange-
hängten Stundenlohnarbeiten ohne Angabe der Stundenzahl, obwohl 
Stundenlohnarbeiten nur in unbedingt erforderlichem Umfang zulässig 
sind. Deshalb musste die Leistung nach Stunden abgerechnet werden und 
nicht entsprechend der VOB zu Einheitspreisen, deren Menge nach Maß 
und Gewicht vom Auftraggeber anzugeben ist. Auch gab es bei der Bau-
maßnahme nur unzureichende Regelungen über Verantwortlichkeiten auf 
der Baustelle oder die Gewährleistung. Eine Dokumentation der erbrach-
ten Arbeiten oder der Ereignisse auf der Baustelle fand nicht statt. Insge-
samt war die Wirtschaftlichkeit der Baumaßnahme nicht gewährleistet.  

Die Anstalt hat zukünftig die Instandsetzung der Forstwege nach VOB/A 
auszuschreiben und nach VOB/B abzuwickeln. Sollte die Anstalt die fach-
lichen und personellen Kapazitäten für Planung, Ausschreibung und Bau-
überwachung nicht haben, sollte sie sich Dritter bedienen.  
 
Das Umweltministerium teilt die Auffassung des LRH, dass die Instand-
setzung der Forstwege nach VOB/A und VOB/B erfolgen müsste. Dies 
könne die Anstalt mit eigenem Personal nicht leisten; sie werde sich des-
halb Dritter bedienen.  
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14.5 Naherholungsprojekt am Bungsberg 

 
Der Bungsberg ist Schleswig-Holsteins höchste Erhebung und größtenteils 
mit Wald bestanden. Er soll als Ausflugsziel neu belebt werden. Das Kon-
zept hierzu sieht auch Angebote in der Waldpädagogik durch die Sparkas-
senstiftung Ostholstein vor. Als Voraussetzung müssen die privaten Wald- 
und Gebäudeflächen auf dem Bungsberg mit Waldflächen der Anstalt ge-
tauscht werden. Der Verwaltungsrat stimmte am 25.10.2010 diesem Flä-
chentausch unter der Auflage zu, dass der Vertrag rückabgewickelt wer-
den kann, sofern die der Anstalt zufallenden Flächen nicht an die Spar-
kassenstiftung oder Dritte weiterveräußert werden. Diesen Beschluss hat 
der Verwaltungsrat einen Monat später geändert, weil die Sparkassenstif-
tung nur die Gebäudeflächen nebst Umfeld übernehmen wollte und die 
restlichen Waldflächen im Eigentum der Anstalt verbleiben sollten. Auflage 
des Verwaltungsrats war deshalb nur noch, dass die bebauten und zu be-
bauenden Flächen an die Sparkassenstiftung weiterveräußert werden.  
 
Mit dem Waldflächentausch hat die Anstalt Teile eines geschlossenen 
Waldkomplexes gegen einen Streubesitz eingetauscht. Damit hat sie  
einen Beitrag zur Steigerung der Attraktivität des Bungsbergs geleistet.  
Sichergestellt werden muss, dass nicht noch weitere Nachteile bei der  
Anstalt entstehen. Der erhöhte Verkehrssicherungsaufwand im Wald, der 
im Wesentlichen durch die touristische und waldpädagogische Nutzung 
verursacht wird, sollte nicht von der Anstalt getragen werden. Auch Leis-
tungen der Waldpädagogik dürfen nicht zulasten der Anstalt oder des 
Landes gehen. Letztlich muss auch der Tauschvertrag rückabgewickelt 
werden, wenn die bebauten Flächen nicht weiterveräußert werden. 
 
Das Umweltministerium teilt mit, dass das Projekt im Landesinteresse 
läge. Nachteile für die Anstalt seien nicht zu erkennen. Alle Kosten des 
waldpädagogischen Angebots würde die Sparkassenstiftung tragen. Dies 
gelte auch für die Leistungen, die die Anstalt einbringe.  
 

14.6 Zuschussbedarf für besondere Gemeinwohlleistungen verringern 
und Zielvereinbarung anpassen 
 
Nach § 5 Abs. 1 und 2 Landeswaldgesetz hat die Waldbewirtschaftung 
ordnungsgemäß, nachhaltig und naturnah nach den Grundsätzen der gu-
ten fachlichen Praxis zu erfolgen. Sie soll die Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktion des Waldes stetig und auf Dauer gewährleisten. Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis sind u. a. Erhaltung der Waldökosysteme, 
Aufbau naturnaher Wälder und Erhaltung von Alt- und Totholz.  
 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



103 

Darüber hinaus erbringt die Anstalt gemäß § 6 Abs. 2 Anstaltsgesetz als 
Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung besondere Gemeinwohlleistungen 
• der Waldpädagogik und der Umweltbildung, 
• des Naturschutzes, 
• der Erholung, 
• des Ankaufs von Grundstücken und der Neuwaldbildung sowie 
• der Ausbildung. 
Diese Leistungen erbringt die Anstalt mit Finanzmitteln des Landes, soweit 
ihr hierfür Überschüsse aus der Waldbewirtschaftung, aus weiteren Auf-
gaben oder Drittmittel nicht zur Verfügung stehen.  
 
Die Landeszuweisung für die besonderen Gemeinwohlleistungen belief 
sich 2008 auf 4,2 Mio. € und soll bis 2012 auf 3,48 Mio. € verringert wer-
den. Dabei soll am meisten beim Flächenankauf für Neuwald gespart wer-
den, wo die Zuweisung von 0,7 Mio. € auf 0,23 Mio. € reduziert wird. Die 
Kürzungen bei der Waldpädagogik und Umweltbildung, dem Naturschutz 
sowie der Erholung von 2,9 Mio. € auf 2,8 Mio. € sind dagegen moderat.  
 
Die besonderen Gemeinwohlaufgaben werden in einer Zielvereinbarung 
zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der Anstalt konkretisiert. Die 
erste Zielvereinbarung galt für den Zeitraum von 2008 bis 2010. Die neue 
Zielvereinbarung läuft von 2011 bis 2014 und liegt im Entwurf vor.  
 
Die besonderen Gemeinwohlleistungen sind eine freiwillige Aufgabe des 
Landes. Aufgrund der Haushaltslage des Landes sind diese regelmäßig 
einer Aufgabenkritik zu unterziehen. Das Land muss prüfen, ob und in-
wieweit die besonderen Gemeinwohlleistungen wegfallen oder einge-
schränkt werden können. Das Umweltministerium und die Anstalt sollten 
Vorschläge für eine wirtschaftliche und sparsame Aufgabenerledigung er-
arbeiten. 
 
Der LRH macht hierzu folgende Vorschläge: 
 
• Für den ErlebnisWald Trappenkamp sollte die Anstalt in Abstimmung 

mit dem Umweltministerium ein Konzept erarbeiten, wie der hohe Zu-
schussbedarf von über einer halben Mio. € reduziert werden kann.  

• In den Jugendwaldheimen Süderlügum und Hartenholm bringt die An-
stalt 40 Schulklassen im Jahr in ein- bis 2-wöchigen Aufenthalten durch 
Waldarbeit und praxisorientierten Unterricht den Wald näher. Der Zu-
schussbedarf liegt bei 500 T€ im Jahr. Die Anstalt sollte in Abstimmung 
mit dem Umweltministerium ein Konzept erarbeiten, wie der Zuschuss-
bedarf gesenkt werden kann. So könnten die Schülerbeiträge erhöht 
und das Ehrenamt bei der Betreuung eingebunden werden. Das Land 
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muss grundsätzlich entscheiden, ob es sich angesichts der Haushalts-
lage die Jugendwaldheime noch leisten kann. 

• Der Naturschutz als besondere Gemeinwohlleistung sollte auf die 
rechtlich ausgewiesenen Gebiete (FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete), 
Naturdenkmale und gesetzlich geschützten Biotope begrenzt werden. 

• Die über Jahre geschaffenen Erholungseinrichtungen der Waldinfra-
struktur (Wege, Waldparkplätze) und Waldattraktionen (Waldspielplätze, 
Lehrpfade, Hundewälder) sollten nur noch unterhalten werden. Neue 
sollten vorerst nicht geschaffen werden. 

• Es sollte geprüft werden, ob die Ausbildung zum Forstwirt in Koopera-
tion mit anderen Ländern durchgeführt werden kann. Die Anstalt hat 
derzeit keinen Bedarf an neuen Forstwirten. Die Ausbildung erfolgt auf 
Wunsch des Landes und wird mit knapp einer halben Mio. € bezu-
schusst. Mit der besonderen Gemeinwohlleistung wird die Lehranstalt 
für Forstwirtschaft der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein auf-
recht erhalten. 

• Die Anstalt ist engagiert, mit der Waldpädagogik zunehmend Erlöse zu 
erzielen. Diese Erlöse sollten dazu eingesetzt werden, den Zuschuss 
des Landes zu reduzieren.   

 
Der LRH hatte zuletzt mit seiner Nachschau zur Prüfung der Forstorgani-
sation den hohen Zuschussbedarf für die besonderen Gemeinwohlleistun-
gen bemängelt und Handlungsbedarf aufgezeigt.1 Der LRH wies auch da-
rauf hin, dass mit der Entscheidung über die Höhe der besonderen Ge-
meinwohlleistungen gleichzeitig festzulegen ist, mit welcher Summe die 
Anstalt diese Leistungen aus dem Wirtschaftsbetrieb finanziert.  
 
Der Entwurf der Zielvereinbarung gilt für 2011 bis 2014. Der LRH bewertet 
es kritisch, für die Zielvereinbarung eine lange Laufzeit von 4 Jahren zu 
wählen, weil damit der Haushaltsbeschluss in diesem Punkt präjudiziert 
würde. Grundsätzlich sollte die Laufzeit der Zielvereinbarung der des Dop-
pelhaushalts entsprechen. Folglich sollte die zweite Zielvereinbarung für 
die Jahre 2011 und 2012 gelten.  
 
In der ersten Zielvereinbarung waren neben der Landeszuweisung auch 
die eigenen Einnahmen der Anstalt aus den besonderen Gemeinwohlleis-
tungen angegeben. Der Entwurf der neuen Zielvereinbarung enthält nur 
noch die Landeszuweisung. Die Landeszuweisung, die eigenen Einnah-
men, einschließlich Beiträge Dritter, und damit die Gesamtausgaben soll-
ten transparent sein und deshalb in der Zielvereinbarung angegeben wer-
den. Nur dadurch bestimmt das Land hinreichend konkret den Umfang der 
besonderen Gemeinwohlleistungen.  

                                                      
1  Bemerkungen 2008 des LRH, Nr. 13. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



105 

Falls die Zielvereinbarung bereits abgeschlossen ist, sollte sie angepasst 
werden.  
 
Das Umweltministerium meint, dass mit dem Doppelhaushalt 2011/2012 
die Gemeinwohlleistungen durch den Haushaltsgesetzgeber abschließend 
beauftragt worden seien und die Leistungen insofern keiner Aufgabenkritik 
mehr bedürften. Dies gelte eingeschränkt auch für 2013 und 2014; für die-
se Jahre läge eine mittelfristige Finanzplanung vor. Im Übrigen seien die 
Einsparmöglichkeiten ausgeschöpft, wenn nicht einzelne Aufgabenberei-
che ganz aufgegeben oder zumindest stark gefährdet werden sollten.  
 
Die Zielvereinbarung im 2-Jahres-Rhythmus laufen zu lassen, hält das  
Ministerium für nicht zielführend. Die Zielvereinbarung schaffe Sicherheit 
bei der Ressourcen- und Investitionsplanung. Eine haushaltsrechtliche 
Bindung bestünde allerdings nicht.  
 
Wie der LRH vorgeschlagen hat, solle die neue Zielvereinbarung 2011 bis 
2014 wieder um eigene Einnahmen und Beiträge Dritter ergänzt werden.  
 
Der LRH bekräftig, dass die besonderen Gemeinwohlleistungen einer Auf-
gabenkritik bedürfen. Dass im Ergebnis auch Aufgabenbereiche einge-
schränkt oder wegfallen werden, ist unabdingbar. Der LRH hat Einspar-
möglichkeiten aufgezeigt; er sieht auch noch weitere Potenziale. Der 
Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, Ausgaben zu leisten und Ver-
pflichtungen einzugehen (§ 3 Abs. 1 LHO); eine Ausgabenpflicht besteht 
nicht. Angesichts der Verpflichtung des Landes zur Haushaltskonsolidie-
rung ist die Zielvereinbarung über die beiden Jahre des Haushaltsplans 
hinaus nicht vertretbar. Auch der LRH hält es für erforderlich, dass die An-
stalt Planungssicherheit erhält. Dazu sollte das Land aufzeigen, bei wel-
chen besonderen Gemeinwohlleistungen und in welchem Umfang zukünf-
tig gespart werden soll. Dass die besonderen Gemeinwohlleistungen nur 
noch reduziert möglich sein werden, ergibt sich aus der Verpflichtung des 
Landes, die Schuldenbremse einzuhalten.  
 

14.7 Zahlung von 700 T€ für Nutzungsverzichte einstellen 
 
Das Land setzte sein Waldvermögen schon immer dafür ein, Ziele des Na-
turschutzes zu verfolgen. Hierzu zählt, dass 5 % des Landeswalds, das 
sind 2.285 ha, als Naturwald nicht bewirtschaftet werden. Damit verzichtet 
das Land bzw. nunmehr die Anstalt auf eine vollständige Waldbewirtschaf-
tung und somit auf Erlöse. In seiner Prüfung der naturschutzbedingten 
Nutzungsverzichte der Landesforsten1 hatte der LRH gefordert, die Nut-

                                                      
1  Bemerkungen 2007 des LRH, Nr. 20. 
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zungsverzichte monetär zu bewerten und im Landeshaushalt darzustellen. 
Damit sollten die Ertragslage des Forstbetriebs transparent gemacht und 
einer der Gründe für den langjährigen Zuschussbedarf der Landesforsten 
offengelegt werden.  
 
Die Anstalt erhält seit 2008 auf Basis einer groben Berechnung jedes Jahr 
als Nutzungsverzichtsentschädigung 700 T€. Im Unterschied zu den übri-
gen Zuweisungen für besondere Gemeinwohlleistungen wird diese Teil-
zahlung nicht zur Deckung von entstehenden Aufwendungen bei den Ge-
meinwohlleistungen gewährt. Bei den im Geschäftsbericht 2009 genann-
ten Opportunitätskosten von 700 T€ handelt es sich weder um Ausgaben 
noch um Aufwendungen.  
 
Die Zahlung einer Nutzungsverzichtsentschädigung an die Landesforsten 
resultiert offenbar aus dem Gedankenmodell, die Anstalt so zu behandeln, 
als wäre sie ein privates Wirtschaftsunternehmen. Dies ist sie jedoch nicht. 
Vielmehr ist sie Teil des öffentlichen Aufgabenträgers „Land Schleswig-
Holstein“ im weiteren Sinne, was maßgebend bei der angemessenen Aus-
stattung der Anstalt mit Finanzierungsmitteln zu berücksichtigen ist.  
 
Die Anstalt benötigt die Zuweisung von 700 T€ auch wirtschaftlich nicht. 
Dies begründet sich im Einzelnen wie folgt: 
• Die Anstalt hat in den Geschäftsjahren 2008 und 2009 Gewinne von 

zusammen 2,8 Mio. € erwirtschaftet. Auch für das Geschäftsjahr 2010 
wurde ein Gewinn prognostiziert. Der Wirtschaftsplan 2011 der Anstalt 
zeigt im Erfolgsplan bis 2015 Jahresüberschüsse zwischen 588,5 T€ 
(2012) und 127,5 T€ (2015). Bei Verzicht auf die Zahlung der 700 T€ 
würden anstelle von jährlichen Gewinnen Verluste zwischen gut 100 T€ 
(2012) und knapp 600 T€ (2015) zu erwarten sein. Da die Daten des 
Erfolgsplans - was nicht zu bemängeln ist - vorsichtig geschätzt zu sein 
scheinen, ist allerdings zweifelhaft, ob die Anstalt mittelfristig tatsäch-
lich mit Verlusten rechnen müsste. Dies ist natürlich abhängig von den 
Preisschwankungen auf dem Holzmarkt. Im Übrigen wären „Planverlus-
te“ in der o. g. Größenordnung angesichts der vorhandenen Eigenkapi-
talausstattung der Anstalt von über 500 Mio. € wirtschaftlich völlig un-
problematisch.  

• Auch auf der Liquiditätsebene der Anstalt bestehen keine Probleme. 
Bereits im Jahresabschluss 2008 betrugen die liquiden Mittel 
8,9 Mio. €. Im Jahresabschluss 2009 wuchs die Liquiditätsreserve dann 
auf 10,0 Mio. € an - und zwar trotz hoher Investitionen und ohne Auf-
nahme von Darlehen. Ähnliches erwartet die Anstalt nach dem Wirt-
schaftsplan 2011 auch für die meisten der zukünftigen Jahre. Ende 
2015 soll der Finanzmittelbestand der Anstalt bei 13,6 Mio. € und damit 
36 % höher liegen als Ende 2009.  
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Das Land sollte zukünftig darauf verzichten, der Anstalt die Nutzungsver-
zichtsentschädigung von 700 T€ zu gewähren. Dieser Landeszuweisung 
steht kein Aufwand bei den Gemeinwohlleistungen gegenüber und im  
Übrigen benötigt die Anstalt sie aus wirtschaftlicher Sicht nicht. 

Das Umweltministerium teilt mit, die Höhe der Nutzungsverzichte werde 
neu berechnet.  
 
Das Ministerium meint, die Zahlung für Nutzungsverzichte sei gerechtfer-
tigt und weiterhin erforderlich.  
 
Mit der Anstalt sei ein wirtschaftlich zu führender Betrieb gegründet wor-
den, bei dem über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Natur-
schutzleistungen finanziell durch das Land abgegolten werden müssten. 
Die Anstalt sei insoweit mit privaten Forstbetrieben vergleichbar.  
 
Die vom LRH vorgenommene Gewinnanalyse vernachlässige die Tatsa-
che, dass in die erzielten Bilanzgewinne der Jahre 2008 und 2009 die 
Wirtschaftszuschüsse des Landes als Einnahmen eingeflossen seien. Ab 
2013 müsse die Anstalt ausschließlich aus eigenen Erträgen auskömmlich 
wirtschaften. Der Wegfall der Nutzungsentschädigung würde spätestens 
ab 2013 verhindern, die Gewinnzone zu erreichen. Unverzichtbar sei, dass 
die Anstalt wegen der erheblichen Umsatzschwankungen auf dem Holz-
markt Risikorücklagen bilden könne.  
 
Darüber hinaus sei zu berücksichtigen, dass von den 10 Mio. € Barvermö-
gen 7,3 Mio. € Investitionsrücklagen seien. Diese aus Liegenschaftsver-
käufen stammenden Mittel dienten der Reinvestition und dürften gemäß 
§ 3 Abs. 4 Satz 2 des Anstaltsgesetzes nicht zur Deckung laufender Aus-
gaben verwendet werden.  
 
Der LRH begrüßt, dass das Umweltministerium und die Anstalt die Nut-
zungsverzichte neu bewerten werden. So werden die entgangenen Ge-
winne aus der Forstbewirtschaftung der Anstalt und damit letztlich auch 
des Landes hinreichend transparent.   
 
Der LRH bleibt dabei, dass die Anstalt als eigenständiger öffentlicher Auf-
gabenträger nach § 6 Abs. 1 i. V. m. § 1 des Anstaltsgesetzes eben nicht 
wie ein privates Unternehmen behandelt werden muss und dies auch nicht 
sollte.  
 
Auch die aus der Analyse der Jahresabschlüsse 2008 und 2009 sowie des 
Wirtschaftsplans der Anstalt abgeleitete Beurteilung, dass weder die Er-
trags- noch die Finanzsituation der Anstalt die Zahlung einer Nutzungsaus-
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fallentschädigung wirtschaftlich erforderlich machen, wird aufrechterhalten. 
Wie dargelegt, ist die Anstalt aller Voraussicht nach in der Lage, trotz der 
rückläufigen Wirtschaftszuschüsse des Landes jährlich Gewinne zu erzie-
len. Darüber hinaus zeigt die Finanzplanung, dass die Anstalt in den Jah-
ren bis 2015 mit erheblichen Liquiditätszuwächsen rechnet. Die „Investi-
tionsrücklage“ von 7,3 Mio. € ist insoweit auch bei Umsetzung der Empfeh-
lung des LRH nicht gefährdet.  
 
Sollte die Anstalt wider Erwarten einen Landeszuschuss über 2012 hinaus 
benötigen, liegt dies am defizitären Wirtschaftsbetrieb. Folgerichtig wäre 
dann ein angemessener Betriebsmittelzuschuss. Die Haushaltslage des 
Landes lässt es nicht zu, die Anstalt über Jahre hinweg mit einer Zahlung 
auszustatten, die sie für den Wirtschaftsbetrieb nicht benötigt und der kein 
Aufwand bei den Naturschutzleistungen gegenübersteht.  
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15. Altlastenproblematik effizient abarbeiten  
 
Die unteren Bodenschutzbehörden haben noch fast 50.000 Hin-
weisen auf Altlastverdachtsflächen nachzugehen. Außerdem feh-
len noch Gefährdungsabschätzungen und Altlastensanierungen. 
Der Handlungsbedarf ist in den unteren Bodenschutzbehörden 
unterschiedlich groß. 
 
Personalaufstockungen sind angesichts der Haushaltslage der 
öffentlichen Verwaltung kaum zu realisieren. Umweltministerium 
und untere Bodenschutzbehörden sollten nach Lösungen  
suchen, wie die ausstehenden Aufgaben in angemessener Zeit 
erledigt werden können. Möglich sind ein gebündelter Personal-
einsatz, eine effiziente Erstbewertung, eine befristete Sachmit-
telaufstockung und ein Personalaustausch zwischen den unte-
ren Bodenschutzbehörden.  
 

15.1 Bodenschutz soll Funktionen der Böden bewahren  
 
Böden sind die Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen und 
werden vielfältig genutzt, z. B. zur Siedlung, für Land- und Forstwirtschaft 
und wirtschaftliche Aktivitäten. Die Funktionen der Böden sind daher zu 
schützen und wiederherzustellen. Dies ist das Ziel des Bodenschutzes. Er 
wird im Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)1, der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)2 und dem Landesboden-
schutz- und Altlastengesetz (LBodSchG)3 geregelt. 
 
Der vorsorgende Bodenschutz befasst sich mit den unterschiedlichen Nut-
zungsansprüchen; dabei muss z. B. die Inanspruchnahme von Flächen auf 
das notwendige Maß beschränkt werden. Als nachsorgenden Boden-
schutz bezeichnet man die Wiederherstellung der Bodenfunktionen. Dies 
geschieht, indem belastete Standorte (Altlasten) saniert werden.  
 
Für den Vollzug des Bodenschutzes sind die Länder zuständig. In Schles-
wig-Holstein sind Bodenschutzbehörden das Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume (Umweltministerium, oberste Boden-
schutzbehörde), das Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume (Landesamt, obere Bodenschutzbehörde) und die Landräte der 

                                                      
1  Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlas-

ten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17.03.1998, BGBI. I S. 502 i. d. F. d. 
Bekanntmachung vom 09.09.2001, BGBI. I S. 2331 und vom 09.12.2004, BGBI. I 
S. 3214. 

2  Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999, BGBl. I 
S. 1554, zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.07.2009, BGBl. I S. 2585. 

3  Landesbodenschutz- und Altlastengesetz - LBodSchG vom 14.03.2002, GVOBI. Schl.-H. 
S. 60, i. d. F. d. Bekanntmachung vom 12.06.2007, GVOBI. Schl.-H. S. 292. 
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Kreise bzw. Ober-/Bürgermeister der kreisfreien Städte (untere Boden-
schutzbehörden).  

15.2 Unterschiedliche Personalausstattung in den unteren Bodenschutz-
behörden  
 
Die Landesbehörden sind mit ausreichend Personal ausgestattet, um ihre 
Aufgaben ordnungsgemäß zu erledigen. Dies ist bei einigen unteren Bo-
denschutzbehörden nicht der Fall. Ein planmäßiges Vorgehen war diesen 
unteren Bodenschutzbehörden aufgrund des Personalmangels nicht mög-
lich; sie konnten nur auf aktuelle Ereignisse reagieren.  
 
Die Personalausstattung in den unteren Bodenschutzbehörden im Jahr 
2009 zeigt die folgende Tabelle. Darin werden die Anzahl der Mitarbeiter 
der unteren Bodenschutzbehörden, der Beschäftigungsumfang (ausge-
drückt als Vollzeitäquivalente) und eine Personalkennzahl dargestellt. Die-
se vom LRH ermittelte Personalkennzahl ist ein Indikator für die Personal-
ausstattung in Bezug auf den Aufgabenumfang. Eine niedrige Personal-
kennzahl bedeutet, dass die untere Bodenschutzbehörde gemessen an 
den Aufgaben relativ wenig Personal zur Verfügung hat. 
 

Personalausstattung in den unteren Bodenschutzbehörden 2009 
Untere Bodenschutzbehörden Anzahl Mitarbeiter VZÄ PKZ* 
Kreisfreie Städte    
Lübeck 5 5,00 3,02 
Kiel 9 8,00 5,58 
Neumünster 6 3,14 6,45 
Flensburg 2 1,75 6,51 
Kreise    
Steinburg 4 1,00 0,71 

Schleswig-Flensburg 4 1,50 0,84 

Dithmarschen 6 1,13 1,04 

Rendsburg-Eckernförde 8 2,20 1,09 

Ostholstein 5 1,53 1,13 

Nordfriesland 4 1,75 1,19 

Plön 5 1,70 1,59 

Segeberg 5 2,8 1,65 

Herzogtum Lauenburg 4 2,50 2,34 

Stormarn 10 4,49 3,30 

Pinneberg 7 6,25 3,42 

Gesamt 84  44,74  
 

* PKZ =  VZÄ   x 10  
 (E + F) x 0,5 + A  
PKZ = Personalkennzahl 
E  = Einwohner des Kreises bzw. der kreisfreien Stadt in % der Landeseinwohner 
F  = Fläche des Kreises bzw. der kreisfreien Stadt in % der Landesfläche 
A  = Hinweise auf Altlastverdachtsfälle in % der Landesfälle 
VZÄ = Vollzeitäquivalent 
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Ein Vergleich der Personalausstattung der kreisfreien Städte mit denen 
der Kreise ist nicht sachgerecht. Die unteren Bodenschutzbehörden der 
kreisfreien Städte haben einen höheren Arbeitsaufwand als die der Kreise. 
Dies ist im Wesentlichen auf die Konzentration größerer Gewerbe- und In-
dustrieansiedlungen in den Zentren zurückzuführen. Diese sind für die be-
troffenen unteren Bodenschutzbehörden besonders arbeitsintensiv. 
 
Die untere Bodenschutzbehörde der Hansestadt Lübeck weist eine deut-
lich geringere Personalkennzahl als die der 3 anderen kreisfreien Städte 
auf. Dies spiegelt sich auch in der hohen Zahl bisher noch nicht durchge-
führter Erstbewertungen wider (vgl. Tz. 15.3). Die Personalausstattung der 
Hansestadt Lübeck ist zu gering bemessen, um den Aufgaben der unteren 
Bodenschutzbehörde sachgerecht und zügig nachkommen zu können. Bei 
den kreisfreien Städten Flensburg, Kiel und Neumünster ist eine sachge-
rechte Aufgabenerledigung hingegen gewährleistet. 
 
Die Kreise Pinneberg und Stormarn weisen deutlich höhere Personal-
kennzahlen auf als die übrigen Kreise. Beide Kreise setzen in der unteren 
Bodenschutzbehörde mehr Personal ein, weil sie als Hamburg-Randkreise 
mit arbeitsintensiven Altlasten zu tun haben. Insofern kann die Personal-
ausstattung der Kreise Pinneberg und Stormarn als angemessen angese-
hen werden. Der Kreis Nordfriesland ist trotz knapper Personalressourcen 
seinen Aufgaben im Wesentlichen gerecht geworden. Die Personalkapazi-
tät der unteren Bodenschutzbehörden der anderen Kreise ist zu gering 
bemessen, um die zu erfüllenden Aufgaben sachgerecht und in angemes-
sener Zeit erledigen zu können.  
 
Personalaufstockungen sind angesichts der Haushaltslage der öffentlichen 
Verwaltung kaum zu realisieren. Deshalb sollten die unteren Boden-
schutzbehörden ihre Aufgaben effizient erledigen. Vorschläge hierzu hat 
der LRH mit dieser Prüfung unterbreitet.  
 
So waren die Mitarbeiter der meisten unteren Bodenschutzbehörden der 
Kreise oft für mehrere Fachgebiete eingesetzt. Ein Vollzeitäquivalent wird 
bei diesen unteren Bodenschutzbehörden oft aus 3 oder mehr Mitarbeitern 
gebildet. Eine derartige Aufgabensplitterung kann zu einem uneffizienten 
Arbeitseinsatz führen. Die betreffenden Kreise sollten anstreben, die Ar-
beitsfelder auf wenige Personen zu konzentrieren. Damit könnte die Arbeit 
effizient und fachlich qualifiziert erledigt werden. Ebenfalls könnten sich die 
unteren Bodenschutzbehörden im Wege der interkommunalen Zusam-
menarbeit bei der Aufgabenerledigung unterstützen.  
 
Das Umweltministerium teilt die Auffassung des LRH, dass die Perso-
nalkapazität einiger unterer Bodenschutzbehörden zu gering bemessen 
ist.    
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15.3 Hinweisen auf Altlastverdachtsflächen verstärkt nachgehen 
 
Hinweise auf Altlastverdachtsflächen wurden in einer Datenbank erfasst, 
der Urliste. In Schleswig-Holstein enthält die Urliste 82.280 Hinweise auf 
Altlastverdachtsflächen. Mit der Erstbewertung wird diesen Hinweisen 
nachgegangen, um die tatsächlichen Altlasten festzustellen. Bisher sind 
die unteren Bodenschutzbehörden erst 34.860 Hinweisen nachgegangen. 
Bei den übrigen 47.420 Hinweisen ist noch ungewiss, ob es sich um eine 
Altlastverdachtsfläche handelt. In der Tabelle ist der Bearbeitungsstand 
unterteilt nach den unteren Bodenschutzbehörden aufgeführt.  
 

Hinweise auf Altlastverdachtsflächen und ausstehende  
Erstbewertungen (Stand: Dezember 2009) 

Untere Bodenschutzbehörde Hinweise 
gesamt 

bisher nicht 
bearbeitet 

nicht bearbeitet 
in % 

Kreisfreie Städte    
Flensburg 806 28 3,5 
Neumünster 2.689 620 23,1 
Kiel 8.077 5.147 63,7 
Lübeck 10.005 8.926 89,2 
Kreise    
Nordfriesland 4.233 436 10,9 
Stormarn 5.962 1.482 24,9 
Herzogtum Lauenburg 2.771 768 27,7 
Dithmarschen 3.251 1.587 48,8 
Schleswig-Flensburg 6.450 3.445 53,4 
Segeberg 6.697 4.077 60,9 
Steinburg 6.922 4.316 62,4 
Pinneberg 8.928 5.622 63,0 
Rendsburg-Eckernförde 7.014 4.586 65,4 
Plön 3.987 2.823 70,8 
Ostholstein 4.488 3.560 79,3 
Gesamt 82.280 47.423 57,6 

 
In den Städten Flensburg und Neumünster und den Kreisen Nordfriesland, 
Stormarn und Herzogtum Lauenburg ist die Bearbeitung weit fortgeschrit-
ten. Die anderen Städte und Kreise haben noch ein erhebliches Arbeits-
pensum zu erledigen. Die Kreise Plön und Ostholstein haben noch 70 
bzw. 80 % der Bewertungen vor sich. Schlusslicht ist die Hansestadt Lü-
beck mit fast 90 % noch durchzuführender Erstbewertungen.  
 
Die bisher noch nicht bearbeiteten Hinweise auf Altlastverdachtsflächen 
sollten die unteren Bodenschutzbehörden abarbeiten. Wenn sie selber 
nicht genügend Personal haben, können sie die Arbeiten an Dritte verge-
ben. Außerdem können sie Verfahren anwenden, mit denen sie die Erst-
bewertung beschleunigen können. Dies ist zum einen die multitemporale 
Kartenauswertung, die das Landesamt entwickelt hat. Zum anderen ist 
dies das Verfahren der „schnellen“ historischen Erkundung, das vom Kreis 
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Herzogtum Lauenburg eingesetzt worden ist. Beide Verfahren weisen eine 
hohe Sicherheit auf. Selbst wenn mit den Verfahren ein gewisser Quali-
tätsverlust verbunden sein sollte, müsste dieser hingenommen werden. 
Nicht hingenommen werden sollte, dass einige untere Bodenschutzbehör-
den die Erstbewertung erst in 10 oder mehr Jahren abschließen können.  
 
Das Umweltministerium wird die unteren Bodenschutzbehörden mit den 
verfügbaren Haushaltsmitteln weiterhin unterstützen. Die konzeptionellen 
Anstrengungen des Landesamts trügen bereits dazu bei, die Erstbewer-
tung zu beschleunigen. 
 

15.4 Finanzmittel nicht ausreichend für Untersuchungen und Altlasten- 
sanierung  
 
An die Erstbewertung schließen sich Gefährdungsabschätzungen, Klassi-
fizierungen und ggf. Detailuntersuchungen, Sanierungen und Überwa-
chungen an. Hierfür müssen die unteren Bodenschutzbehörden erhebliche 
Finanzmittel aufwenden.  
Folgende finanzielle Mittel haben die unteren Bodenschutzbehörden ein-
gesetzt: 
 
2006: 3.629.501 € 
2007: 1.836.864 € 
2008: 3.190.896 € 
2009: 2.379.941 €. 
 
Diese Mittel waren in einigen unteren Bodenschutzbehörden zu gering 
bemessen. Deshalb stehen vielfach die genannten Untersuchungen und 
Sanierungen noch aus. Würden die Sachmittel aufgestockt, könnte die ge-
ringe Personalausstattung in einigen unteren Bodenschutzbehörden durch 
Verträge mit Sachverständigen z. T. kompensiert werden. 
 
Auch das Umweltministerium sieht in der Fremdvergabe von Leistungen 
an Sachverständige eine Möglichkeit, die Erstbewertung von Verdachtsflä-
chen und Untersuchungen von Einzelfällen zu beschleunigen. Dies setze 
allerdings voraus, dass die unteren Bodenschutzbehörden mit entspre-
chenden Sachmitteln ausgestattet sind. 
 

15.5 Land reduziert Förderung für Altlastensanierung 
 
Das Land fördert die unteren Bodenschutzbehörden, um Altlastverdachts-
flächen zu untersuchen und Altlasten zu sanieren. Der Verlauf der Förde-
rung von 2006 bis 2012 ist dem folgenden Diagramm zu entnehmen. 
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Für Untersuchungen gab das Land an Kreise und Gemeinden in den Jah-
ren 2007 bis 2010 durchschnittlich 0,32 Mio. €. Für 2011 und 2012 sind 
0,42 Mio. € und 0,46 Mio. € geplant. Die Zuwendungen für die Sanierung 
beliefen sich von 2006 bis 2010 auf durchschnittlich knapp 1 Mio. €/Jahr. 
2011 und 2012 sind jeweils nur noch knapp 0,5 Mio. € vorgesehen.  
 
Das Land kürzte die Mittel für die Altlastensanierung aus Gründen der 
Haushaltskonsolidierung. Dies wird die Sanierung hinauszögern. 
 
Zu den Förderverfahren war festzustellen, dass die unteren Bodenschutz-
behörden die Verwendungsnachweise zwar in der Regel fristgerecht dem 
Umweltministerium vorlegten. Die Prüfung der Verwendungsnachweise 
dauerte aber zu lange. Das Umweltministerium muss die Verwendungs-
nachweise zeitnah prüfen und ggf. Rückzahlungen anfordern. Im Übrigen 
waren die Förderfälle nicht zu beanstanden. 
 
Das Umweltministerium erklärt, es müsse wegen der angespannten 
Haushaltslage derzeit den Schwerpunkt bei der Förderung der Erstbewer-
tung und Gefahrenerforschung setzen.  
 
Die Prüfung der Verwendungsnachweise nehme viel Zeit in Anspruch, weil 
die Personalausstattung für die Förderung knapp sei. Das Ministerium  
habe bereits 2010 einen personellen Schwerpunkt bei der Bearbeitung der 
Verwendungsnachweise gesetzt. Dies werde 2011 fortgeführt und durch 
dauerhafte organisatorische Optimierungen unterstützt. 
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15.6 Altlastenkataster - nicht alle unteren Bodenschutzbehörden erkennen 
es als hilfreiches Arbeitsmittel 
 
Alle unteren Bodenschutzbehörden setzten zwar für das Altlastenkataster 
das Modul des Verfahrens K3 ein, nutzten dies aber unterschiedlich.  
 
Wie der folgenden Tabelle zu entnehmen ist, beurteilten 8 untere Boden-
schutzbehörden das Kataster als hilfreiches Arbeitsmittel. Diese Behörden 
waren auch bemüht, das Kataster ständig zu aktualisieren. Weitere 5 unte-
re Bodenschutzbehörden hielten das Kataster für hilfreich, konnten aber 
noch nicht alle Möglichkeiten bei der täglichen Arbeit nutzen. Bei diesen 
Behörden fehlte z. B. die direkte Verknüpfung zu einem Geoinformations-
system (GIS). Im Kreis Plön wurde das Kataster bisher nicht als Arbeitshil-
fe angesehen. Die Mitarbeiter der unteren Bodenschutzbehörde der Han-
sestadt Lübeck empfanden das Kataster gar als Zusatzbelastung und ent-
sprechend ließ dessen Aktualität zu wünschen übrig. 
 

Einsatz und Bewertung des Altlastenkatasters 

Kreis/kreisfreie 
 Stadt 

Nutzung
GIS 

Aktualität des  
Altlastenkatasters 

Bewertung 
als Arbeitsmittel 

Flensburg nein + + 

Kiel ja ++ ++ 

Lübeck nein - - 

Neumünster nein ++ ++ 

Dithmarschen ja + + 

Hzgt. Lauenburg nein ++ ++ 

Nordfriesland ja ++ ++ 

Ostholstein nein ++ ++ 

Pinneberg nein + + 

Plön nein - 0 

Rendsburg-Eckernförde nein + + 

Schleswig-Flensburg nein + + 

Segeberg ja ++ ++ 

Steinburg ja + ++ 

Stormarn ja ++ ++ 

  

- fast keine Aktualisie-
rung 

+ im Rahmen der Mög-
lichkeiten 

++ ständige Aktualisie-
rung 

- Zusatzbelastung 
0 keine Arbeitshilfe 
+ bedingt hilfreich 
++ hilfreiches Ar-

beitsmittel 

Die unteren Bodenschutzbehörden sollten das Altlastenkataster als hilfrei-
ches Arbeitsmittel nutzen und zügig aktualisieren. Auch die Nutzung eines 
GIS sollte angestrebt werden. Denn gerade die kartografische Darstellung 
der Flächen mit Altlastenrelevanz erleichtert die Arbeit. 
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Die Pflege der Datensätze, so das Umweltministerium, erfordere zwar 
einen kontinuierlichen Arbeitsanteil. Ein aktuelles Altlastenkataster trüge 
allerdings bei zunehmenden Auskunftsersuchen zur Datensicherheit und 
Zeitersparnis bei. Dass bei 9 unteren Bodenschutzbehörden keine direkte 
Verknüpfung zu einem GIS vorhanden ist, könne vermutlich auf die defizi-
täre Kommunikation in den Kreisen und kreisfreien Städten zurückgeführt 
werden, denn die notwendigen Schnittstellen stünden zur Verfügung. Das 
Ministerium werde diese Thematik nochmals in Arbeitskreise einbringen 
und bei den Geschäftsbesuchen ansprechen. 
 

15.7 Datenabruf aus dem Altlastenkataster ermöglichen 
 
Im Altlastenkataster sind Daten für die Aufgaben des Bodenschutzes ent-
halten. Den Bauaufsichts- und den unteren Naturschutzbehörden sollte 
der automatische Datenabruf aus dem Altlastenkataster ermöglicht wer-
den. Dadurch könnten sie schnell und unbürokratisch Informationen über 
Flächen mit bodenschutzrechtlicher Relevanz erhalten. Das würde diese 
Behörden bei ihren eigenen Aufgaben unterstützen und die unteren Bo-
denschutzbehörden entlasten.  
 
Im LBodSchG sollte eine Regelung zum Datenabruf getroffen werden.  
 
Das Umweltministerium wird prüfen, ob die automatische Datenabfrage 
aus dem Altlastenkataster durch andere Behörden zulässig ist. Gegebe-
nenfalls wird das Ministerium eine gesetzliche Änderung vorbereiten.  
 

15.8 Lösungen für sachgerechte und effiziente Altlastenbearbeitung finden 
 
Einige untere Bodenschutzbehörden schafften die Altlastenbearbeitung 
aus personellen und finanziellen Gründen nicht. Aufgabendefizite waren 
die Folge.  
 
Die Kreise und kreisfreien Städten sollten gemeinsam mit dem Umweltmi-
nisterium Lösungen finden, mit ihrem vorhandenen Personal den Aufga-
benstau zu beheben. Möglich sind: 
• eine effiziente Erstbewertung der Hinweise auf Altlastverdachtsflächen,  
• eine befristete Sachmittelaufstockung zur Beauftragung Dritter, 
• ein gebündelter Personaleinsatz in den unteren Bodenschutzbehörden, 
• ein Personalaustausch im Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit. 
 
In einer Zielplanung sollten sich Umweltministerium und untere Boden-
schutzbehörden auf zu erledigende Aufgaben und Maßnahmen zur Um-
setzung verständigen. Ziel sollte eine sachgerechte und effiziente Altlas-
tenbearbeitung sein.  
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Das Umweltministerium teilt mit, es werde Geschäftsbesuche bei den 
betroffenen Behörden vornehmen, um Lösungen für die defizitäre Perso-
nal- und Sachmittelausstattung in den unteren Bodenschutzbehörden zu 
finden.  
 
Der LRH erkennt an, dass das Umweltministerium die unteren Boden-
schutzbehörden unterstützt, um eine bessere Altlastenbearbeitung zu er-
zielen. Notwendig ist aber auch, dass die Kreise und kreisfreien Städte die 
Hilfestellung der Fachaufsicht und die Vorschläge des LRH konstruktiv an-
nehmen.  
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16. Stiftungs- und Fondsvermögen zufriedenstellend angelegt 
 
Die Vorgaben der Anlagerichtlinie aus 2004 haben sich auch in 
der Finanzmarktkrise bewährt. Nur wo man davon abwich, haben 
sich für Stiftungen noch vermeidbare Verluste ergeben. 
 
Ursache für die Verluste waren überwiegend stille Beteiligungen 
an der HSH Nordbank. Bis Ende 2009 waren Abschreibungen 
von 1,2 Mio. € notwendig. Außerdem entgingen den Stiftungen 
2009 und 2010 Zinserlöse von schätzungsweise 0,2 Mio. €. 
 
Das derzeit niedrige Zinsniveau erweist sich als problematisch 
für Stiftungen, die aus den Zinserträgen ihre Aufgaben erfüllen 
sollen. 

 
16.1 Vorgeschichte wenig erfreulich 

 
Bis 2003 war in der Verwaltung von Landesvermögen einiges schief gelau-
fen. Risikoreiche Geldanlagen von Stiftungen und Sondervermögen des 
Landes hatten zu Verlusten und Einnahmeausfällen von über 10 Mio. € 
geführt.1 
 
Um einen derartigen Vermögensverzehr künftig zu vermeiden, beschloss 
die Landesregierung 2004 eine Richtlinie für die Anlage von Stiftungsver-
mögen (Anlagerichtlinie)2. Sie gibt Empfehlungen für den organisatori-
schen Rahmen und beschreibt verschiedene Musterportfolios, nach denen 
die Anlageprodukte gewählt werden sollen. 
 

16.2 Finanzmarktkrise: Landesvermögen gefährdet? 
 
Die Auswirkungen der Finanzmarktkrise mit ihren historischen Ausmaßen 
haben sich für die Landeseinrichtungen noch in überschaubarem Rahmen 
bewegt. Dennoch waren die Folgen spürbar. Bei Zertifikaten traten Zins-
ausfälle auf. Stille Beteiligungen an der HSH Nordbank AG erwiesen sich 
als ungeeignet für die Stiftungen (vgl.Tz. 16.3). Diese negativen Ergebnis-
beiträge waren allerdings bei keiner der Stiftungen wesentlich. 
 
Die konservativen Geldanlagen in Form von sicheren Rentenpapieren mit 
einer Buy-and-Hold-Strategie haben die besten Ergebnisse erbracht. Je 
konservativer die Anlagen waren, desto geringer fielen Kursverluste oder 
Zinsausfälle an. Aktiv gemanagte Rentenportfolios konnten weder in Form 

                                                      
1  Vgl. Bemerkungen 2003 des LRH, Nr. 35. 
2  Vgl. Anlage zu Umdruck 15/4285 vom Juni 2004. 
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einer Vermögensverwaltung noch in Form von Spezialfonds entsprechen-
de Ergebnisse erwirtschaften. 
 
Der mit einem Aktienanteil von bis zu 20 % aufgelegte Spezialfonds eines 
Vermögens musste zwar 2008 einen Rückgang des Anteilswerts von 
0,6 % hinnehmen, konnte dies 2009 jedoch durch einen Wertzuwachs von 
8,2 % mehr als ausgleichen. Die Konstruktion des Spezialfonds hat sich 
für die besonderen Anforderungen des Sondervermögens bewährt, ob-
gleich nicht alle Details der Anlagerichtlinie umgesetzt sind. 
 

16.3 Abweichungen von den konservativen Vorgaben bestraft der Markt 
 
Die Geldanlagen der geprüften Einrichtungen sind ganz überwiegend an 
der Anlagerichtlinie ausgerichtet. Es befinden sich aus der Zeit vor ihrem 
Inkrafttreten noch einige Papiere in den Beständen, die bei konsequenter 
Auslegung nicht dort hätten bleiben dürfen. 
 
Hierdurch sind Zinseinnahmen entgangen und Wertverluste entstanden. 
Die Wertverluste betragen bis Ende 2009 insgesamt 1,2 Mio. €. Die ent-
gangenen Zinsen für 2009 und 2010 belaufen sich auf schätzungsweise 
0,2 Mio. €, wenn man einen durchschnittlichen Kapitalmarktzins unterstellt. 
 
Diese Verluste sind vor allem auf die Entwicklung der HSH Nordbank AG 
zurückzuführen. Stiftungen erwarben 2003 atypische stille Einlagen an der 
HSH Nordbank AG von insgesamt 2,8 Mio. €. 
 
Die stillen Einlagen haben eine Nominalverzinsung von 7,5 %. Die Einla-
gen laufen grundsätzlich unbefristet. Lediglich dem Emittenten steht ab 
2014 ein Kündigungsrecht zu, aber nur wenn er über eine dauerhaft gute 
Kapitalausstattung verfügt. Zinszahlungen erfolgen nur, wenn die HSH 
Nordbank AG Überschüsse erzielt und die Bedienung der stillen Einlagen 
nicht zu einem Verlustausweis führt. Der stille Gesellschafter nimmt dar-
über hinaus am Jahresverlust der HSH Nordbank AG teil. So setzte die 
HSH Nordbank AG den Wert der stillen Einlage aufgrund des Jahresver-
lusts 2009 auf 83,6 % des ursprünglichen Nominalwerts herab.1 Bei später 
anfallenden Gewinnen der HSH Nordbank AG werden ausgefallene Zins-
zahlungen nicht nachgeholt. Es erfolgt jedoch eine Wiederauffüllung der 
Verlustbeteiligung. 
 
2008 und 2009 hat die HSH Nordbank AG erhebliche Verluste ausgewie-
sen. Nach einer Publikation der HSH Nordbank AG vom 15.04.2010 wurde 
nur für das Jahr 2009 eine Verlustbeteiligung vorgenommen. Zum Jahres-

                                                      
1  Publikation der HSH Nordbank AG vom 15.04.2010. 
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abschluss 2009 waren die stillen Einlagen der Stiftungen im Nominalwert 
von 2,8 Mio. € noch mit 1,6 Mio. € bei den Stiftungen ausgewiesen. Der 
aktuelle Kurswert der handelbaren stillen Einlagen beträgt knapp 1 Mio. €. 
 
Auch organisatorische Abweichungen von der Anlagerichtlinie stellte der 
LRH fest. Ein Stiftungsrat hat es abgelehnt, einen Anlageausschuss einzu-
richten, obgleich ein solcher nach der Anlagerichtlinie gebildet werden soll. 
Erkennbare Nachteile haben sich daraus nicht ergeben, da der Stiftungs-
vorstand sachgerechte Entscheidungen traf. Das entbindet den Stiftungs-
rat aber nicht von seiner Kontrollfunktion bzw. seiner Mitverantwortung. 
 
Die Vorgaben der Anlagerichtlinie haben sich nach den Feststellungen des 
LRH bewährt. Eine Anpassung der Richtlinie ist nicht erforderlich. 
 

16.4 Magere Erträge aus Stiftungsvermögen 
 
Das aktuelle Zinsniveau bewegt sich in einem historischen Tief. Stiftungen, 
die ihren Stiftungszweck aus den Vermögenserträgen finanzieren, werden 
sich darauf einstellen müssen. Derzeit befinden sich zwar noch viele Pa-
piere mit vergleichsweise hohen Nominalzinsen im Bestand, sodass ent-
sprechende Zinserlöse ausgezahlt werden. Mit zunehmendem Auslaufen 
derartiger Papiere kann eine Wiederanlage aber nur zu den dann aktuellen 
Konditionen erfolgen. Engagements in Papiere mit höheren Risiken ver-
sprechen zunächst zwar höhere Erlöse, diese werden aber durch höhere 
Ausfallrisiken erkauft und sind deshalb nicht akzeptabel. Soweit die Anla-
genrichtlinie gewisse Risiken zulässt, sind auch die organisatorischen Re-
striktionen der Anlagerichtlinie strikt einzuhalten. 
 

16.5 Existenzfrage für die Kulturstiftung Schleswig-Holstein 
 
Aus dem Stiftungsvermögen der Kulturstiftung von knapp 8,5 Mio. € kön-
nen beim aktuellen Zinsniveau (Umlaufrendite unter 3 %) jährliche Erträge 
von bestenfalls 0,25 Mio. € erzielt werden. Die jährlichen Zinserlöse liegen 
wegen des Bestands älterer Geldanlagen derzeit noch etwas höher. Den-
noch bezweifelt der LRH, dass dies den mit der Stiftung verbundenen  
organisatorischen Aufwand rechtfertigt. Für die Kulturstiftung stellt sich die 
Existenzfrage. 

Kulturförderung könnte auch aus dem Landeshaushalt erfolgen. Das Stif-
tungsvermögen könnte dem Landeshaushalt zur Schuldenreduzierung zu-
geführt werden und so die Zinslasten für das Land reduzieren. 

Das Ministerium für Bildung und Kultur (Kultusministerium) wendet 
ein, die Argumentation des LRH sei ausschließlich fiskalisch begründet 
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und lasse kulturpolitische Erwägungen außer Acht. Die Kulturstiftung habe 
bewiesen, dass sie ein wichtiges und unverzichtbares Kulturförderinstru-
ment im Land darstelle. Bedeutende Projekte seien nur durch ihre Förde-
rung möglich geworden.  
Das Kultusministerium bezweifelt, dass bei Auflösung der Stiftung ent-
sprechende Fördermittel im Kulturhaushalt des Landes neu eingeworben 
werden könnten. Vielmehr sei zu befürchten, dass nach Verwendung des 
Stiftungskapitals zur Schuldentilgung die bisherigen Fördermittel verloren 
gingen. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Gelder, die zur Schuldentilgung 
verwendet werden, gehen nicht verloren. Die finanzielle Situation des Lan-
des führt zu schmerzhaften Einschnitten auch bei der Kulturförderung. Kul-
turförderprojekte müssen sich daher dem Finanzierungswettbewerb mit 
anderen Maßnahmen des Landes auch im Einzelfall stellen. 
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Finanzministerium 
 

17. Nachträgliche Verbeamtungen gelungen? Ja, aber… 
 
Die Landesregierung hat die Personalausgabenbudgets durch 
die Verbeamtung von Tarifbeschäftigten um fast 5 Mio. € jährlich 
entlastet.  
Sie hat jedoch nicht sichergestellt, dass alle Verbeamtungen 
auch langfristig für das Land wirtschaftlich sind.  
 
 

17.1 Die Landesregierung verbeamtet wieder in bisher davon ausgenom-
menen Bereichen 
 
Seit der Reform des Dienst-, Besoldungs- und Versorgungsrechts im Sep-
tember 1995 stellte die damalige Landesregierung in bestimmten Berei-
chen grundsätzlich nur noch Tarifbeschäftigte ein. 1999 verabschiedete 
sie sich in einem ersten Schritt von dieser Einstellungspraxis. Ab diesem 
Zeitpunkt wurden Lehrkräfte wieder verbeamtet. Ausschlaggebend hierfür 
waren in erster Linie fiskalische Gründe. 
 
Ab 2006 durften die Ressorts wieder in allen bisher ausgenommenen Be-
reichen Beamte einstellen. Gleichzeitig bot die Landesregierung den Tarif-
beschäftigten des Landes an, sich nachträglich verbeamten zu lassen. 
Auch dieses Mal waren vorwiegend fiskalische Gründe ausschlaggebend. 
Nach den Berechnungen des Finanzministeriums sollte der Personalhaus-
halt durch nachträgliche Verbeamtungen um jährlich 4,7 Mio. € entlastet 
werden.1 
 
Der LRH stimmte seinerzeit angesichts des vom Finanzministerium darge-
stellten Spareffekts der geänderten Verbeamtungspolitik der Landesregie-
rung grundsätzlich zu. Er forderte, mit den Einsparungen aus den Verbe-
amtungen die Kreditaufnahme zu reduzieren.2 Die eingesparten Beträge 
sollten nicht auf die durch das Personalkosteneinsparkonzept 2010 
(PKEK) angestrebten Einsparungen angerechnet werden. Denn dadurch 
würde ein zusätzlicher Spareffekt entfallen. Der Finanzausschuss folgte 
dem in seiner Sitzung am 09.11.2006 nicht. 
 
Der LRH hat geprüft, in welcher Anzahl und auf welcher Grundlage Tarif-
beschäftigte seit dem Kabinettsbeschluss 2006 nachträglich verbeamtet 
wurden. Insbesondere ist er der Frage nachgegangen, ob die angestreb-

                                                      
1 Beschluss der Landesregierung vom 25.07.2006 bekannt gegeben mit Umdruck 16/1299 

vom 27.10.2006. 
2 Umdruck 16/1262 vom 04.10.2006. 
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ten Einsparungen erzielt wurden und diese Verbeamtungen für das Land 
wirtschaftlich waren. 
 

17.2 Vorgaben der Landesregierung verändert - LRH nicht informiert 
 
Auf der Grundlage des Kabinettsbeschlusses1 legte das Finanzministeri-
um Vorgaben für die Verbeamtung von Tarifbeschäftigten fest (u. a. Alters-
grenze von 45, Verbeamtung grundsätzlich nur im Eingangsamt). Diese 
ergänzte die Staatskanzlei um Anforderungen für Ernennungen im 2. oder 
in einem höheren Beförderungsamt. Sie forderte für derartige Fälle ein 
versicherungsmathematisches Gutachten. 
 
Diese Vorgaben veränderte die Personalreferentenkonferenz (PRK) durch 
ihre Leitlinien vom 30.08.2006 und nachfolgende Beschlüsse. Im Wesent-
lichen betraf dies die Verbeamtung in Laufbahnen besonderer Fachrich-
tungen und in Beförderungsämtern. Zwar sprach sich auch die PRK für  
einen verantwortungsvollen Umgang mit Anträgen auf Verbeamtung im 
2. oder einem höheren Beförderungsamt aus. Die Forderung, ein versiche-
rungsmathematisches Gutachten vorzulegen, ließ sie jedoch fallen. Die 
Gesamtwirtschaftlichkeit der Maßnahme, Tarifbeschäftigte zu verbeamten, 
werde durch die höheren Beförderungsämter nicht berührt. 
 
Der LRH wurde über die Änderungen nicht informiert. Er konnte diese As-
pekte in seiner Stellungnahme2 daher nicht berücksichtigen und bewerten.  
 

17.3 Anzahl der Anträge hielt sich in Grenzen 

Insgesamt wollten 365 Tarifbeschäftigte des Landes nachträglich verbe-
amtet werden (einschließlich Hochschulen). Geprüft hat der LRH 330 Fäl-
le. Bis Ende März 2010 wurden 282 Anträge positiv beschieden. In 48 Fäl-
len wurde ein Beamtenverhältnis nicht begründet. In den meisten dieser 
Fälle erfüllten die Tarifbeschäftigten nicht die beamtenrechtlichen Voraus-
setzungen. 
 

17.4 Der Regelfall: Verbeamtung im Eingangsamt 

Im Allgemeinen haben die Ressorts im Eingangsamt verbeamtet: 
 

Tabelle 1: In welchen Ämtern wurde verbeamtet? 

 Anzahl der Fälle in % 
Eingangsamt 196 70 
1. Beförderungsamt 76 27 
2. Beförderungsamt u. höher 10 3 
Gesamt 282 100  

                                                      
1  Beschluss der Landesregierung vom 25.07.2006 bekannt gegeben mit Umdruck 16/1299 

vom 27.10.2006. 
2  Umdruck 16/1262 vom 04.10.2006. 
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Bemerkenswert ist: Im mittleren Dienst1 wurden keine Verbeamtungen in 
höheren Ämtern als dem 1. Beförderungsamt vorgenommen. Im gehobe-
nen Dienst wurde maximal im 2. Beförderungsamt verbeamtet, während 
im höheren Dienst sogar 2-mal im Endamt verbeamtet wurde. 
 
Aus Sicht des Finanzministeriums ist die Verbeamtung im 2. oder in einem 
höheren Beförderungsamt die absolute Ausnahme geblieben. Der LRH er-
innert daran, dass das Finanzministerium selbst empfohlen hatte, betroffe-
ne Beschäftigte nur im Eingangsamt, allenfalls im 1. Beförderungsamt zu 
verbeamten.2 Nur dem hatte der LRH seinerzeit zugestimmt.  
 

17.5 Einsparungen: Ja, aber… 
 
In den Haushaltsjahren 2006 bis 2009 sparte die Landesregierung durch 
die nachträglichen Verbeamtungen insgesamt 13 Mio. €: 
 

Tabelle 2: Einsparbeträge  im Haushaltsjahr... 

                       € 
2006 370.455  
2007 3.528.861  
2008 4.451.943  
2009 4.876.348  
Gesamt 13.227.607  

 
Dies verbesserte die Liquidität des Landes. Das Personalausgabenbudget 
wird nachhaltig um 4,9 Mio. € jährlich entlastet. Das Einsparziel wurde er-
reicht. Gleichwohl ist das Ergebnis mit einem Vorbehalt zu versehen: Fol-
gebelastungen wie Versorgungsleistungen und Beihilfe sind in dem Betrag 
von 4,9 Mio. € nicht berücksichtigt. Auch das Finanzministerium weist dar-
auf hin: Der für die Personalausgabenbudgets der Ressorts unmittelbar re-
levante Effekt der Minderausgaben aus Besoldung gegenüber Tarifvergü-
tung dürfe in der Tat nicht mit dem eigentlichen Einsparergebnis verwech-
selt werden. 
 

17.6 Vordienstzeiten aus den Augen verloren? 
 
Im Beamtenrecht sind grundsätzlich alle Zeiten ab der ersten Berufung in 
das Beamtenverhältnis ruhegehaltfähig (§ 6 BeamtVG - ÜfSH). Die An-
wartschaft auf ein Ruhegehalt besteht ab einer Dienstzeit von 5 Jahren. 
Daneben entstehen weitere Ansprüche z. B. auf Hinterbliebenenversor-
gung und Unfallfürsorge. 
 

                                                      
1 Ab 01.04.2009 Laufbahngruppe 1.2. 
2 Umdruck 16/1299, Tz. 7.3 der Untersuchung des Finanzministeriums. 
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Neben den in einem Beamtenverhältnis abgeleisteten Zeiten sind die Vor-
dienstzeiten nach den §§ 8 bis 12 BeamtVG - ÜfSH von Bedeutung. Diese 
Zeiten wirken sich auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit aus. Ob eine Verbe-
amtung wirtschaftlich ist, hängt also nicht nur von dem verbleibenden Zeit-
raum zwischen erster Berufung in das Beamtenverhältnis und Ruhestand 
ab. Es sind auch die „mitgebrachten“ Vordienstzeiten zu berücksichtigen, 
da diese das Ruhegehalt erhöhen. Die Renten werden zwar auf das Ru-
hegehalt angerechnet.1 Dies gleicht den Nachteil des Landes durch die 
erhöhte ruhegehaltfähige Dienstzeit aber nicht vollständig aus. 
 
Bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung hat das Finanzministerium den As-
pekt „Vordienstzeiten“ nicht berücksichtigt, obwohl er sich aufdrängte. 
Vordienstzeiten verteuern die Verbeamtung. In den geprüften Fällen be-
trugen diese im Schnitt 9 Jahre. Unwirtschaftliche Verbeamtungen im Ein-
zelfall sind nicht ausgeschlossen. 
 
Aus Sicht des Finanzministeriums lässt sich nur im Einzelfall beurteilen, ob 
die Anrechnung von Renten die als Folge der Vordienstzeiten erhöhte Be-
amtenversorgung ausgleicht. Allerdings hat es das Finanzministerium für 
die nachträglichen Verbeamtungen grundsätzlich abgelehnt, den Einzelfall 
zu betrachten. Gleichwohl hält es die Anregung des LRH für bedenkens-
wert, sich von vornherein Klarheit darüber zu verschaffen, in welchem 
Rechtsverhältnis Bewerberinnen und Bewerber beim Land beschäftigt 
werden sollen. Spätere Wechsel zwischen Arbeits- und Beamtenverhältnis 
sollten möglichst vermieden werden. 
 

17.7 Altersgrenze von 45 grundsätzlich eingehalten 
 
Nach dem Haushaltsrecht des Landes muss das Finanzministerium zu-
stimmen, wenn Beamtinnen und Beamte ab einem Alter von 45 Jahren in 
den Landesdienst eingestellt oder versetzt werden. Die Regelung soll ein 
zeitlich ausgewogenes Verhältnis zwischen aktiver Dienstzeit und zu er-
wartender Versorgungszeit sicherstellen. Der LRH hat nicht geprüft, ob die 
Vollendung des 45. Lebensjahres dafür der richtige Zeitpunkt ist. Unstrittig 
dürfte jedoch sein: Mit zunehmendem Lebensalter wird das Verhältnis zwi-
schen noch zu erwartender aktiver Dienstzeit und voraussichtlicher Ver-
sorgungszeit für den Dienstherrn immer ungünstiger. Eine Verbeamtung in 
frühen Lebensjahren ist also wirtschaftlicher als eine Verbeamtung mit 
oder auch kurz vor dem 45. Lebensjahr. Die Einwilligung des Finanzminis-
teriums in Verbeamtungen ab dem 45. Lebensjahr ist deshalb zu Recht er-
forderlich.2  
 

                                                      
1 § 55 BeamtVG - ÜFSH. 
2 § 48 Abs. 2 und 3 LHO. 
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Das Durchschnittsalter aller nachträglich verbeamteten 282 Tarifbeschäf-
tigten betrug 35 Jahre. Die jüngste Tarifbeschäftigte war 21 Jahre alt. Die 
ältesten 5 Tarifbeschäftigten hatten das 45. Lebensjahr bei ihrer Verbeam-
tung bereits vollendet, nicht jedoch als sie den Antrag stellten. Die erfor-
derliche Einwilligung des Finanzministeriums holten die Ressorts nicht ein. 
 
Das Finanzministerium betont in seiner Stellungnahme, die Antragsteller 
hätten keinen Einfluss auf die Bearbeitungszeit der Verbeamtungsanträge. 
Angesichts der Vielzahl der Anträge sollte dies nicht zu ihren Lasten ge-
hen. Es sei deshalb auf das Datum der Antragsstellung abgestellt worden. 
1999 bei der Verbeamtung von Lehrkräften sei die Landesregierung ver-
gleichbar verfahren. Der LRH kann die Argumentation des Finanzministe-
riums zwar nachvollziehen. Die Ressorts hätten gleichwohl nicht darauf 
verzichten dürfen, die erforderliche Einwilligung des Finanzministeriums 
einzuholen. 
 

17.8 Teilzeitbeschäftigte zu verbeamten ist unwirtschaftlich 
 
4 Tarifbeschäftigte des Landes wurden verbeamtet, obwohl sie unbefristet 
teilzeitbeschäftigt waren. Insgesamt entsprachen die Teilzeitverträge einem 
Beschäftigungsvolumen von 3,25 Vollzeitstellen.  
 
Als Beamte haben diese Tarifbeschäftigten einen jederzeit realisierbaren 
Anspruch auf Vollzeitbeschäftigung. Beihilfeansprüche entstehen sofort in 
voller Höhe. Versorgungsansprüche werden ebenfalls, wenn auch unter Be-
rücksichtigung der Teilzeitanteile bei der Berechnung der ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit1, voll gezahlt. Für Beschäftigte in einem Teilzeitarbeitsver-
hältnis zahlt das Land Sozialversicherungsbeiträge hingegen nur anteilig. 
Bei Berücksichtigung dieser Aspekte ist es grundsätzlich unwirtschaftlich, 
unbefristet Teilzeitbeschäftigte zu verbeamten. 
 
Das Finanzministerium verweist darauf, dass evtl. Mehrkosten innerhalb 
der Personalausgabenbudgets der Ressorts auszugleichen seien. Die 
Maßnahme führe entweder zu Einsparungen oder sei zumindest kosten-
deckend. Sie könne deshalb nicht als unwirtschaftlich bezeichnet werden. 
Aus Sicht des LRH ist diese rein budgetmäßige Betrachtung nicht geeig-
net, die Verbeamtung von unbefristet Teilzeitbeschäftigten als wirtschaft-
lich zu beurteilen. Denn dann wäre jede Maßnahme wirtschaftlich, deren 
Mehrkosten anderweitig kompensiert werden. Gewichtiger ist das Argu-
ment des Finanzministeriums, Teilzeitbeschäftigte von der Verbeamtung 
auszunehmen, könnte gegen verfassungsrechtliche und einfachgesetzliche 
Vorgaben verstoßen. Gleichwohl dürfen auch bei der Verbeamtung von 

                                                      
1  § 6 Abs. 1 Satz 3 BeamtVG - ÜfSH. 
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unbefristet in Teilzeit beschäftigten Kräften Wirtschaftlichkeitsgesichtspunk-
te nicht gänzlich außer Betracht gelassen werden. 
 

17.9 Was sollte zukünftig bei Verbeamtungen beachtet werden? 
 
Die nachfolgenden Empfehlungen gehen von der gegenwärtigen Rechts-
lage aus. Werden die Berechnungsgrundlagen des Gutachtens zur Ver-
beamtung1 geändert, z. B. durch die Einrichtung eines 
Versorgungsfonds2, ist zu prüfen, welche der Empfehlungen noch sinnvoll 

usbildung mit der Aussicht auf Verbeamtung sollte die 

Hintergrund des demografischen Wandels offensiv genutzt 

gen sollten grundsätzlich nur im Eingangsamt 

00 % zur Senkung der Nettokreditaufnahme ge-

durch Vorbereitungsdienst und Lauf-
bahnprüfung erworben werden. 

geber bereits aufgewendete Ausgaben angemessen zu würdigen 
sind. 

                                                     

anzuwenden sind. 
• Im Beamtenverhältnis auf Widerruf ausgebildete Nachwuchskräfte soll-

ten nach erfolgreicher Ausbildung in ein Beamtenverhältnis auf Probe 
übernommen werden. Ein befristetes privatrechtliches Arbeitsverhältnis 
nach Ende der A
Ausnahme sein. 

• In einem Beamtenverhältnis beschäftigt zu werden, ist für fachlich qua-
lifiziertes Personal ein Anreiz, sich beim Land zu bewerben. Dies sollte 
vor dem 
werden. 

• Bei Verbeamtungen sollte künftig die Wirtschaftlichkeit nicht pauschal 
unterstellt werden. Vielmehr ist jeder Einzelfall zu untersuchen. Dabei 
ist auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen aktiver Dienstzeit und 
voraussichtlicher Versorgungszeit zu achten. Außerdem sind die im 
Einzelfall vorhandenen Vordienstzeiten in die Gesamtbetrachtung ein-
zubeziehen. Verbeamtun
ausgesprochen werden. 

• Auf nachträgliche Verbeamtungen sollte zukünftig verzichtet werden. 
Die Einsparungen aus ggf. doch durchgeführten nachträglichen Verbe-
amtungen sollten zu 1
nutzt werden. 

• Die Verbeamtung von Verwaltungsfachangestellten sollte unterbleiben. 
Denn die Laufbahnbefähigung für die Tätigkeit im Beamtenverhältnis 
sollte auch künftig regelmäßig 

 
Das Finanzministerium pflichtet dem LRH bei, dass Faktoren wie ein aus-
gewogenes Verhältnis zwischen aktiver Dienstzeit und Versorgungszeit, 
künftige Versorgungs- und Beihilfeausgaben sowie vom Dienstherrn bzw. 
Arbeit

 
1  Umdruck 16/1299 vom 27.10.2006. 
2  § 8 Abs. 13 Haushaltsgesetz 2011/2012, GVOBl. Schl.-H. 2010 S. 818 (822). 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



128 

18. Dienstrecht - ungenutzte Einsparpotenziale 
 
Landesregierung und Polizeivollzugskräfte können einen höhe-
ren Einsparbeitrag leisten. 
 

18.1 Altersgrenzen für Mitglieder der Landesregierung angehoben, Ziel 
gleichwohl verfehlt  
 
Die allgemeine Altersgrenze der Mitglieder der Landesregierung für den 
Bezug des Ruhegehalts wird von 55 auf 62 angehoben.1 Nach der Geset-
zesbegründung2 soll sie damit an die Altersgrenzen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung und im Beamtenrecht angepasst werden. Dieses Ziel 
wird nicht erreicht. 
 
Das Landesbeamtengesetz Schleswig-Holstein sieht, vergleichbar zum 
Rentenrecht, für die Beamtinnen und Beamten grundsätzlich eine Regel-
altersgrenze von 67 vor. Die Antragsaltersgrenze liegt bei 63 mit Abschlä-
gen von 3,6 % pro Jahr. Bei einem vorzeitigen Ruhestand mit 60 betragen 
die Abschläge bei der Versorgung max. 14,4 %. 
 
Für die Mitglieder der Landesregierung sollten die für Landesbeamtinnen 
und Landesbeamte geltenden Bestimmungen entsprechend angewendet 
werden. Darüber hinaus sollten die restriktiveren Regelungen für den  
Ruhestand und die Versorgung bereits für die jetzigen Mitglieder der Lan-
desregierung gelten. Die Bundesregierung verfährt so. Sie wendet für ihre 
jetzigen und zukünftigen Mitglieder die für Ruhestand und Versorgung gel-
tenden Bestimmungen des Bundesbeamtengesetzes entsprechend an.3 
So gelten dort grundsätzlich eine Altersgrenze von 67 und die Regelungen 
zu Versorgungsabschlägen von bis zu 14,4 %. 
 
Es gibt keine Gründe, die Mitglieder der Landesregierung besser zu stellen 
als Landesbeamtinnen und Landesbeamte. 
 
Das Finanzministerium verweist in seiner Stellungnahme auf signifikante 
systematische Unterschiede in der beruflichen Stellung und dem berufli-
chen Werdegang von Mitgliedern der Landesregierung sowie Beamtinnen 
und Beamten. Diese würden unterschiedliche Regelungen rechtfertigen. 
Darüber hinaus müsse die Übernahme eines Ministeramtes hinreichend  
finanziell attraktiv sein. Ansonsten dürfte kaum Bereitschaft bestehen, der-
artige Ämter zu übernehmen. Im Ländervergleich ließen sich für Mitglieder 

                                                      
1 Art. 6 Haushaltsbegleitgesetz 2011/2012, GVOBl. Schl.-H. 2010, S. 789 (802). 
2 Landtagsdrucksache 17/741, S. 69. 
3  § 15 Abs. 3 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Bundesregie-

rung. 
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von Landesregierungen teilweise deutlich günstigere Regelungen als in 
Schleswig-Holstein feststellen. 
 
Der LRH hält gleichwohl an seiner Auffassung fest. 
 

18.2 Großzügige Übergangsregelungen im Polizeibereich 
 
Der LRH hatte wiederholt gefordert, die Polizei an den für die Haushalts-
sanierung erforderlichen Einsparungen zu beteiligen.1 Diese Forderungen 
hat die Landesregierung teilweise aufgegriffen.2 So wird die besondere Al-
tersgrenze schrittweise von 60 auf 62 angehoben und die bisher geleistete 
Ausgleichszahlung gestrichen. 
 
Allerdings sind die Übergangsregelungen großzügig: 
 
Die auf 62 erhöhte besondere Altersgrenze gilt u. a. für Polizeivollzugs-
kräfte des Landes ab dem Geburtsjahrgang 1969. Die Übergangsphase 
beträgt 17 Jahre. Beim Bund endet die Übergangsphase bereits nach 12 
Jahren. Die dortigen Polizeivollzugskräfte müssen bereits ab dem Ge-
burtsjahrgang 1964 bis zum 62. Lebensjahr arbeiten. Polizeivollzugskräfte 
des Landes sind damit besser gestellt als die des Bundes.  
 
Vollzugskräfte, die mit 60 in den Ruhestand treten, erhalten eine einmalige 
Ausgleichszahlung von 4.091 €. Diese Regelung wird gestrichen, jedoch 
erst zum 01.01.2013.3 Aus Sicht der Landesregierung soll damit Vertrau-
ensschutz gewährleistet werden.  
 
Der LRH hält diese großzügigen Übergangsregelungen nicht für geboten. 
Sie begünstigen ohne rechtfertigende Gründe einen bestimmten Perso-
nenkreis. Dies kann sich das Land nicht mehr leisten. 
 
Das Finanzministerium verweist auf die Vielzahl unterschiedlicher Rege-
lungen in Bund und Ländern. In der Gesamtschau sei die Übergangsrege-
lung zur Altersgrenze nicht zu großzügig. Sie füge sich gut in den Bund-
Länder-Vergleich. 
 
Die Übergangsregelung zur Ausgleichszahlung sei das Ergebnis eines 
Abstimmungsprozesses mit den Gewerkschaften. Sie trage dem Grund-

                                                      
1 Bemerkungen des LRH 2009 Nr. 10.3 „Neue Regelungen im Beamtenrecht“ und Bemer-

kungen 2010 Nr. 11.3 „Organisation der Landespolizei weiterentwickeln, Personalausga-
ben senken“. 

2 Art. 3 Nr. 7 und Art. 5 Nr. 3 Haushaltsbegleitgesetz 2011/2012, GVOBl. Schl.-H. 2010 
S. 789 (799, 801). 

3 Art. 30 Abs. 6 Haushaltsbegleitgesetz 2011/2012, GVOBl. Schl.-H. 2010 S. 789 (816). 
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satz des Vertrauensschutzes für die versorgungsnahen Jahrgänge Rech-
nung. 
 
Der LRH hält fest: Das Finanzministerium räumt ein, dass die Übergangs-
regelungen großzügig sind. Schleswig-Holstein sollte Regelungen treffen, 
die seinem finanziellen Leistungsvermögen entsprechen. Angesichts der 
Haushaltslage des Landes verbietet sich ein Vergleich mit Ländern, die  
finanziell besser gestellt sind. 
 
Der LRH weist zudem auf Folgendes hin: Die Ausgleichszahlung sollte be-
reits mit dem Haushalt 2009/2010 gestrichen werden. Ein Vertrauens-
schutz war seinerzeit nicht vorgesehen.1 
 

18.3 Selbstbehalt bei der Beihilfe angehoben, Eigenanteil für Heilfürsorge 
nicht 
 
Der Selbstbehalt der Beamtinnen und Beamten des Landes an den Beihil-
fekosten wird ab 2011 als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung um 20 % 
angehoben.2 
 
Demgegenüber bleibt der Eigenanteil der Polizeivollzugsbeamtinnen und 
-beamten trotz erheblich gestiegener Ausgaben für die Heilfürsorge unver-
ändert. Seit seiner Einführung zum 01.01.2006 beträgt er 1,4 % des jewei-
ligen Grundgehalts. 
 
Konsequent wäre, den Eigenanteil der heilfürsorgeberechtigten Polizei-
vollzugskräfte ebenfalls um 20 % anzuheben. Überschlägig ermittelt ergä-
be sich dadurch ein Einsparbetrag von jährlich 400.000 €. Angesichts der 
katastrophalen Haushaltslage darf die Landesregierung hierauf nicht ver-
zichten. Denn sie muss alle Einsparpotenziale zur Haushaltssanierung 
realisieren. 
 
Das Innenministerium hält es nicht für geboten, den Eigenanteil der Heil-
fürsorgeleistungen auf den Prüfstand zu stellen. Durch das Haushaltsbe-
gleitgesetz 2011/12 seien bereits Einschnitte für die Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamten geregelt worden. 
 
Der LRH hält an seiner Forderung fest. Er vermag nicht zu erkennen, dass 
die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten höher belastet werden als  
alle anderen Beamtinnen und Beamten. Bereits ab 2011 ist der höhere 
Selbstbehalt bei der Beihilfe zu leisten. Die Altersgrenzen sind schon 2009 

                                                      
1 Haushaltsstrukturgesetz 2009/2010, Entwurf der Landesregierung, Art. 7 und 8, Landtags-

drucksache 16/2150. 
2 Begründung der Landesregierung zu Art. 11 des Haushaltsbegleitgesetzes 2011/2012. 
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mit der Neuregelung des Beamtenrechts angehoben worden, beginnend 
mit dem Kalenderjahr 2012. 
 
Zu der Häufung von Einschnitten wäre es im Übrigen nicht gekommen, 
hätte die Landesregierung die bereits 2008 erhobene Forderung des LRH, 
die besondere Altersgrenze anzuheben1, zeitnah umgesetzt und ihr eige-
nes Vorhaben, die Ausgleichszahlung zu streichen, damals durchgesetzt. 
 
 

                                                      
1 Umdruck 16/3752 vom 02.12.2008. Nr. 10.3 der Bemerkungen 2009 des LRH. 
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19. Reform der Aus- und Fortbildung darf nicht scheitern 
 
Seit 2006 untersuchen 4 Arbeitsgruppen die Aus- und Fortbil-
dung der Landesverwaltung. Abschließende Ergebnisse liegen 
bis heute nicht vor. Unterschiedliche Interessen der Ressorts 
und nicht vergleichbare Daten haben eine Reform bisher verhin-
dert.  
 
Die Aus- und Fortbildung der Steuerverwaltung kann kosten-
günstiger durchgeführt werden. Es ist zudem unwirtschaftlich, 
sie weiterhin in Malente-Krummsee durchzuführen. Die Liegen-
schaft sollte veräußert werden. 
 

19.1 Reform der Aus- und Fortbildung im Land steht noch aus 
 
Die Aus- und Fortbildung im Land kann wirtschaftlicher organisiert werden. 
Die Landesregierung sollte ein sachgerechtes Konzept zügig umsetzen.  
 
Die Landesregierung versucht seit 2006, die Aus- und Fortbildung zu op-
timieren. 3 Arbeitsgruppen haben sich zum Teil zeitgleich erfolglos darum 
bemüht. Sie sind aus folgenden Gründen gescheitert: 
• Der Aufwand und die Auslastung der Einrichtungen waren unter-

schiedlich berechnet, z. B. hinsichtlich der erfassten Gemeinkosten 
und der zugrunde gelegten Übernachtungszahlen. 

• Die Daten basierten auf 2005 und waren bereits überholt, als sie ver-
glichen werden sollten.  

• Prognosen fehlten.  
• Einige Bildungseinrichtungen wie z. B. die Justizvollzugsschule Neu-

münster, die Akademie für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-
Holstein am Standort Flintbek und die Schleswig-Holsteinische See-
mannsschule Priwall/Travemünde wurden nicht einbezogen.  

 
Aussagekräftige Vergleiche waren so nicht möglich. Zudem verfolgte jedes 
Ressort Eigeninteressen. Das federführende Finanzministerium konnte 
deshalb keinen Abschluss erreichen. Angesichts dieser Erfahrungen hält 
es der LRH für einen Fehler, die Federführung einer ressortübergreifenden 
Arbeitsgruppe einem selbst betroffenen Ministerium zu übertragen. 
 
Seit 2008 ruht die Arbeit der drei Arbeitsgruppen. Dies ist nicht vertretbar. 
Zwar arbeitet seit Juli 2010 eine vierte Arbeitsgruppe an Lösungen. Die 
Federführung hat nunmehr die Staatskanzlei. Auch diese Arbeitsgruppe 
droht zu scheitern. Denn erneut wurden nicht alle Bildungseinrichtungen 
einbezogen. Zudem ist der Zeitplan sehr knapp bemessen; Ergebnisse 
sollten schon bis Ende 2010 vorliegen.    
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Das Finanzministerium hat einen Zwischenbericht angekündigt. 
 

19.2 Ressourcen aller Bildungseinrichtungen müssen genutzt werden 
 
Bisher wurden nicht alle Optimierungsmöglichkeiten innerhalb der Landes-
verwaltung genutzt. 
 
Teil des Ausbildungszentrums für Verwaltung in Altenholz ist die Fortbil-
dungseinrichtung „Kompetenzzentrum für Verwaltungsmanagement“ 
(KOMMA). KOMMA wäre bereit, die Fortbildung für die gesamte Landes-
verwaltung durchzuführen. Dabei würde KOMMA auf die Wünsche und 
Vorstellungen der Ressorts eingehen. Das Finanzministerium hat jedoch 
Vorbehalte gegen die Höhe der Lehrgangsgebühren. KOMMA ermittelt 
diese auf Basis einer Vollkostenrechnung. Um aussagekräftige Vergleiche 
zu ermöglichen, müsste das Finanzministerium die Kosten für eigene Ver-
anstaltungen auf die gleiche Weise feststellen. Dabei sind alle Einzel- und 
Gemeinkosten einzubeziehen.  
 
Ferner könnte KOMMA Tagungsräume verwalten und koordinieren. Hier-
bei sollten freie Kapazitäten anderer Bildungseinrichtungen genutzt wer-
den. 
 
Der LRH geht davon aus, dass die neue Arbeitsgruppe diese Themen ver-
folgen wird. 
 
Das Finanzministerium hat mitgeteilt, die Arbeitsgruppe nehme eine 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unter Berücksichtigung aller Kosten vor. 
Dies schließe auch die Gebäude- und Personalkosten ein. 
 

19.3 Verbesserungen in der Steuerverwaltung sind möglich  
 
Unabhängig von ressortübergreifenden Reformüberlegungen für die Aus- 
und Fortbildung des Landes sind für die Steuerverwaltung schon jetzt Ver-
besserungen möglich. 
 

19.3.1 Nachwuchskräfte sind bedarfsgerecht einzustellen 
 
Die Steuerverwaltung muss den Bedarf an Nachwuchskräften auf der Ba-
sis verlässlicher Grundlagen ermitteln. Dabei sind sowohl die demografi-
sche Entwicklung als auch die veränderten Aufgaben in den Finanzämtern 
einzubeziehen.  
 
Die Steuerverwaltung hat Nachwuchskräfte nicht nach dem voraussichtli-
chen Bedarf, sondern nach den zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln 
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eingestellt. Infolgedessen wird es in nächster Zeit aufgrund der vielen  
Altersabgänge zu Engpässen beim Personal kommen. 
 
Das Finanzministerium wird künftig die demografische Entwicklung be-
rücksichtigen. 
 

19.3.2 Das Finanzministerium muss seine Fachaufsicht wahrnehmen 
 
Für die Aus- und Fortbildung von Steuerbeamten wurde 2002 in Malente 
das Bildungszentrum der Steuerverwaltung des Landes Schleswig-
Holstein (BiZ Steuer) eingerichtet. Gleichzeitig wurden dem BiZ Steuer die 
Aufgaben des Aus- und Fortbildungsreferats der inzwischen aufgelösten 
Oberfinanzdirektion Kiel übertragen. Das Finanzministerium hat bisher 
nicht untersucht, ob sich das BiZ Steuer in der neuen Form bewährt hat.  
 
Das Finanzministerium sieht hierzu weiterhin keine Veranlassung. Der 
LRH hält daran fest, dass die Organisation überprüft werden sollte. Zum 
Beispiel könnte ein Teil der Fortbildung direkt von KOMMA organisiert 
werden. 
 

19.3.3 Arbeitszeiten der Lehrkräfte sind zu überprüfen 
 
Die Arbeitszeiten der Lehrkräfte wurden vom BiZ Steuer zu pauschal fest-
gelegt. Aktuell beträgt die Unterrichtsverpflichtung 50 % der vorgeschrie-
benen Arbeitszeit in der Steuerverwaltung zuzüglich 2 weiterer Unter-
richtsstunden, also insgesamt 22,5 Stunden. Darauf werden bestimmte 
Zeiten angerechnet. Dies sind u. a.  
• für den Lehrer vom Dienst 8 Zeitstunden und  
• weitere pauschalierte Zeiten für Klausuraufsicht, 
• Klausurkorrektur sowie  
• Fortbildungsveranstaltungen.  
Das Finanzministerium hat die Arbeitszeitregelungen überprüft. Die Auf-
gaben des Lehrers vom Dienst werden jetzt nicht nur von Lehrern sondern 
auch von geringer vergüteten Beschäftigten wahrgenommen. Zusätzlich 
wurde die Anrechnung auf die Arbeitszeit reduziert. 
 

19.3.4 Kosten der Aus- und Fortbildung sind nicht transparent  
 
Ermittelt man die Aus- und Fortbildungskosten nur anhand der Ausgaben-
ansätze in den jeweiligen Haushaltstiteln, entsteht ein unvollständiges Bild. 
Das Finanzministerium muss alle Kosten der Aus- und Fortbildung ermit-
teln. Hierzu zählen beispielsweise die Gehaltsanteile der nebenamtlichen 
Dozenten oder die der Ausbildungssachgebietsleiter in den Finanzämtern. 
Das Finanzministerium hat mitgeteilt, dass die Gehaltsanteile nebenamt-
licher Dozenten zurzeit nicht mit der Kosten- und Leistungsrechnung ab-
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gebildet werden können. Bis dies möglich ist, wird das Datenmaterial im 
BiZ erfasst. Bei Bedarf können die Daten in Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen einfließen. 
 
Wie wichtig es ist, die Kosten genau zu ermitteln, zeigt folgendes Beispiel: 
Der Bund hatte dem Land für die Ausbildung von Bundessteuerbeamten 
angeboten, 36 T€ pro Teilnehmer zu erstatten. Das Finanzministerium hat-
te zugestimmt - ohne zu prüfen, ob damit alle entstehenden Kosten abge-
deckt sind. Der LRH hat festgestellt, dass dies nicht der Fall ist. Er hat das 
Finanzministerium gebeten, sämtliche Kosten in Rechnung zu stellen. 
 

19.4 Eine Entscheidung über den Umzug des BiZ Steuer in die Verwal-
tungsakademie Bordesholm steht seit 2008 aus 
 
Das Finanzministerium hat bisher keine ordnungsgemäße Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung für die Aufgabe oder den Erhalt der Liegenschaft in Ma-
lente-Krummsee durchgeführt. Das muss es jetzt nachholen. Abhängig 
vom Ergebnis dieser Untersuchung muss das Finanzministerium entschei-
den: Wird das BiZ Steuer nach Bordesholm verlegt und soll die Liegen-
schaft in Malente-Krummsee veräußert werden? 
 
2008 hatte die Verwaltungsakademie Bordesholm (VAB) dem BiZ Steuer 
angeboten, in die Liegenschaft Bordesholm einzuziehen. Die VAB war be-
reit, erforderliche Umbauten vorzunehmen, um die räumlichen Vorausset-
zungen für das BiZ Steuer zu schaffen. Seit dem Angebot der VAB sind 
mehr als zwei Jahre vergangen. Das Finanzministerium hat bis heute kei-
ne Entscheidung getroffen.  
 
In der Liegenschaft Malente-Krummsee sind dringend Modernisierungsar-
beiten in einer Größenordnung von 3 bis 4 Mio. € durchzuführen. Bevor 
mit größeren Modernisierungen begonnen wird, muss auf der Grundlage 
einer belastbaren Wirtschaftlichkeitsuntersuchung entschieden werden, ob 
die Liegenschaft erhalten oder aufgegeben wird. 
 
Der LRH hat anhand der bekannten, noch unvollständigen Unterlagen des 
Finanzministeriums überschlägig die Wirtschaftlichkeit berechnet. Danach 
könnte das Land durch einen Umzug nach Bordesholm insgesamt mehr 
als 1 Mio. € einsparen. Außerdem hätten die Kommunen als Träger der 
VAB durch zusätzliche Mieteinnahmen einen finanziellen Vorteil von jähr-
lich über 600 T€. Die Liegenschaft in Malente-Krummsee sollte daher ver-
äußert werden. 
 
Das Finanzministerium geht davon aus, dass sich die Einrichtung BiZ 
Steuer bewährt hat. Der LRH warnt davor, das BiZ aus der Gesamtbe-
trachtung der Aus- und Fortbildung des Landes herauszulösen. 
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Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr 
 

20. Straßenmarkierung weitgehend unsichtbar 
 
Mehr als 85 % der in den letzten Jahren auf Schleswig-Holsteins 
Straßen aufgebrachten Markierungen sind für Verkehrsteilneh-
mer bei Nacht und Nässe nicht sichtbar. 
 
Straßenbaulastträger müssen Erhaltungsstrategien aufbauen, 
hochwertigere Markierungen ausschreiben und die Markierungs-
firmen häufiger kontrollieren. Damit lassen sich die Qualität der 
Straßenmarkierungen und die Verkehrssicherheit entscheidend 
verbessern. 

 
20.1 Straßenmarkierungen müssen immer gut erkennbar sein 

 
Straßenmarkierungen sind Verkehrszeichen.1 Sie haben die Aufgabe, den 
Verkehr zu leiten. Sie ermöglichen oder verbessern die Orientierung auf 
Verkehrsflächen und schaffen eine eindeutige und sichere Verkehrsfüh-
rung. Sie müssen zu allen Tages- und Nachtzeiten und bei allen Beleuch-
tungs- sowie Witterungsverhältnissen gut erkennbar sein. Die Anordnung 
von Markierungszeichen erfolgt durch straßenverkehrsbehördliche Anord-
nung.2 
 
Straßenmarkierungen unterliegen einem hohen Verschleiß durch den Ver-
kehr. Bund, Land und Kommunen sind Träger der Straßenbaulast. Sie 
haben ihre Straßen nach ihrer Leistungsfähigkeit in einem dem regelmäßi-
gen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu 
erweitern oder sonst zu verbessern.3 Zu den Straßen gehören als Zube-
hör auch die Straßenmarkierungen. Für ausreichend sichtbare Markierun-
gen zu sorgen, ist Teil der Verkehrssicherungspflicht der Baulastträger. 
Jährlich geben diese beachtliche Summen aus, um Straßenmarkierungen 
aufzubringen. Die Ausführung erfolgt fast ausnahmslos durch Dritte. Die 
aufgebrachten Markierungen sollen möglichst lange ihre Funktionen erfül-
len. Dies ist neben der Verkehrssicherheit auch ein Beitrag zu Sparsam-
keit und Wirtschaftlichkeit. 

                                                     

 
Der LRH prüfte beim Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-
Holstein (LBV-SH), den 4 kreisfreien Städten und den Kreisen Pinneberg, 
Steinburg, Segeberg und Herzogtum Lauenburg das Qualitätsmanage-
ment bei Straßenmarkierungen. 

 
1  §§ 39 ff. Straßenverkehrsordnung (StVO). 
2  § 45 StVO. 
3  Vgl. Bundesfernstraßengesetz und Straßen- und Wegegesetz Schleswig-Holstein. 
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Mit den geprüften Bauverträgen beauftragten die Baulastträger 3.500 km 
Längsmarkierungen auf vorhandener Deckschicht (sog. UI-Markierungen) 
und 340 km auf neuen Deckschichten. Die Gesamtlänge aller Markierun-
gen auf den Straßen der geprüften Stellen beträgt ein Vielfaches. 
 

20.2 Zu viel Geld für schlechte Markierungen 
 
Allein die geprüften Stellen gaben 2007 bis 2009 zusammen im Durch-
schnitt 5 Mio. € pro Jahr für Straßenmarkierungen aus. Die Gesamtausga-
ben für Markierungen in Schleswig-Holstein liegen sehr viel höher, denn 
ein großer Teil des Straßennetzes war von der Prüfung nicht erfasst. Trotz 
der hohen Kosten erfüllen viele Markierungen nicht ihre Funktion. Sie bie-
ten mangels Reflexion kaum Orientierung oder sind nicht mehr vollständig 
vorhanden. 
 
Beispiele 

  

B 76 Konrad-Adenauer-Damm, Richtung Kiel, keine Fahrbahnmarkierung 

mehr vorhanden 
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K 49 Kreuzung Richtung Felm, Markierung nicht mehr vorhanden 

20.3 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein hat die 
Fachkompetenz für Straßenmarkierungen 
 
Die hohen Kosten stehen im krassen Widerspruch zu dem geringen Ein-
satz der Baulastträger, mit diesem Geld langlebige und gut sichtbare Mar-
kierungen vorzuhalten. 
 
Fachkompetenz für Straßenmarkierungen ist fast nur beim LBV-SH vor-
handen. Der LBV-SH beschäftigt in allen 4 Niederlassungen spezielle 
Fachleute für Markierungen. In der Niederlassung Lübeck bildet ein Mitar-
beiter zugleich das Fachcenter für Straßenmarkierungen. Von dort werden 
u. a. fachliche Vorgaben für Straßenmarkierungen erarbeitet und Fortbil-
dungen organisiert. Unterstützt wird das Fachcenter durch den Betriebs-
sitz. Das Fachcenter ist in die bundesweite Fachgremienarbeit eingebun-
den und auch insoweit stets mit den neuesten Entwicklungen vertraut. 
 
Bei den Kreisen und kreisfreien Städten machen Markierungsarbeiten nur 
einen geringen Anteil der Arbeitszeit der betrauten Mitarbeiter aus. Vielen 
Mitarbeitern fehlte das Know-how für Straßenmarkierungen weitgehend. 
Ihnen war nicht bekannt, welche Anforderungen Markierungen erfüllen 
müssen. Demzufolge schreiben sie häufig fachlich falsch aus. Die Kreise 
und kreisfreien Städte müssen ihre Mitarbeiter erst noch zu Markierungs-
fachleuten fortbilden lassen. Sie könnten vom Know-how des LBV-SH pro-
fitieren, wenn sie dessen Musterbaubeschreibungen nutzen und an den 
Fortbildungen teilnehmen. Alternativ könnten sie ihre Markierungsarbeiten 
auch vom LBV-SH mit erledigen lassen. 
 

20.4 Technische Vorschriften wurden nicht für Qualitätsschub genutzt 
 
Bereits vor 2000 erkannten die Straßenbauverwaltungen der Länder, dass 
die Qualität der Straßenmarkierungen verbessert werden muss. Sie erar-
beiteten neue technische Vorschriften für Straßenmarkierungen 
(ZTV M 02), die auch in Schleswig-Holstein eingeführt wurden. Dennoch 
nutzten die Baulastträger die Möglichkeiten der ZTV M 02 kaum, um eine 
bessere Qualität der Straßenmarkierungen zu erreichen. Dazu wäre es er-
forderlich gewesen, dauerhaftere Markierungssysteme auszuschreiben. 
Sie sollten das Licht nicht nur am Tage reflektieren, sondern auch nachts 
und bei Nässe. Bei den Fahrbahnmarkierungen werden Typ I- und Typ II-
Markierungen unterschieden. Wegen ihrer erhöhten Nachtsichtbarkeit bei 
Nässe sind Typ II-Markierungen grundsätzlich den Typ I-Markierungen 
vorzuziehen. 
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Bevor Straßenmarkierungen in Deutschland aufgebracht werden dürfen, 
werden sie von der Bundesanstalt für Straßenwesen auf ihre Tauglichkeit 
geprüft. Die Hersteller müssen die Dauerhaftigkeit auf der Rundlaufprüfan-
lage ebenso nachweisen wie die lichttechnischen Eigenschaften und die 
Griffigkeit. Bestehen die Markierungssysteme die Anforderungen, so erhal-
ten sie das Prüfzertifikat. 
 

20.5 Baulastträger schrieben überwiegend billige Markierungen mit kurzer 
Haltbarkeit aus 
 
Bei den Markierungen auf vorhandener Deckschicht schrieben die Bau-
lastträger zu 79 % einfache Farbmarkierungen aus. Das sind die Markie-
rungen mit der geringsten Haltbarkeit. Die Gewährleistungszeit beträgt 
ein Jahr. Zum großen Teil überdauern diese Markierungen nicht einmal 
dieses Jahr. 
 
Insgesamt 85 % der in den letzten Jahren auf Bundes-, Landes-, Kreis- 
und Gemeindestraßen der kreisfreien Städte aufgebrachten Markierungen 
waren Typ I-Markierungen. Damit sind sie für die Verkehrsteilnehmer bei 
Nacht und Nässe nicht sichtbar. Rechnet man noch solche Markierungen 
des Typs II hinzu, die aufgrund schlechter Qualität nicht die geforderte 
Nachtsichtbarkeit bei Nässe erbringen, ergibt sich für das Verkehrszeichen 
Straßenmarkierung ein vernichtendes Bild. Dies wiegt umso schwerer, als 
es in Schleswig-Holstein nachts häufig zu flüssigem Niederschlag kommt. 
Beispielhaft zeigte eine Auswertung des Deutschen Wetterdienstes für 
4 Wettermessstellen, dass es dort in der Hälfte der Nächte so war. Gerade 
dann, wenn der Verkehrsteilnehmer aufgrund der verminderten Sicht eine 
besondere Unterstützung und Leitung benötigt, versagt diese. Einige der 
geprüften Stellen gaben an, sich der Situation bewusst zu sein. Sie ver-
wiesen auf eine zu geringe Mittelausstattung. 
 
Abhilfe können die Straßenbaulastträger schaffen, indem sie mehr und 
qualitativ gute Markierungen des Typs II aufbringen lassen. Das sind im 
Regelfall profilierte weiße Folien und Kalt- oder Heißplastikmassen als 
Glattstrich oder Agglomerate. 
 
Profilierte weiße Folien mit sehr guter Sichtbarkeit sind noch wegen des 
hohen Preises für besondere Einsatzzwecke vorbehalten. Die Straßen-
bauverwaltung hat verfügt, dass sie auf Autobahnen einzusetzen sind. Sie 
sammelte gute Erfahrungen auf der A 1 nördlich des Autobahnkreuzes 
Hamburg-Ost. Bei einer „Lebensdauer“ von 8 bis 12 Jahren ist der Einsatz 
wirtschaftlich und sinnvoll. 
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Agglomerate aus Plastikmassen sind auch in Schleswig-Holstein erprobt. 
Sie sind nachts und bei Nässe besonders gut sichtbar. Nachteilig an 
Agglomeraten ist, dass sie beim Überfahren lauter als andere Markierun-
gen sind. Deshalb sollten sie nur dort eingesetzt werden, wo dies nicht stö-
rend ist. Zwar hat sich die Nachtsichtbarkeit bei Nässe durch die Agglo-
meratmarkierungen auf größeren Außerortsstraßen schon deutlich ver-
bessert. Aber diese Markierungen werden noch nicht überall dort ange-
wendet, wo es möglich wäre. Sie sind in der Herstellung zwar teurer als 
einfache Farbe, jedoch preislich günstiger als Plastikmassen im Glatt-
strich. Ein Vorteil ist, dass sie 4 bis 6 Jahre halten und problemlos aufge-
frischt werden können. 
 

20.6 Keine Überraschung: Öffentliche Ausschreibungen helfen sparen  
 
Die geprüften Stellen wählten für ihre Markierungen folgende Vergabear-
ten: 
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Durch die öffentlichen Ausschreibungen konnten immer günstigere Preise 
ermittelt werden. Der LBV-SH hat diesen Vorteil genutzt. Davon profitier-
ten auch die Kreise, deren Straßen der LBV-SH betreut. Beschränkte Aus-
schreibungen oder Freihändige Vergaben werden für die Auftraggeber  
regelmäßig teurer als im Wettbewerb vergebene Leistungen. Dies stellte 
der LRH schon früher fest. Er fordert deshalb von den öffentlichen Auf-
traggebern immer wieder, grundsätzlich öffentlich auszuschreiben. Sie 
können damit erheblich sparsamer mit den ohnehin knappen Mitteln um-
gehen. Auf die Markierungen bezogen heißt das: Es können mehr Stre-
ckenabschnitte höherwertig markiert werden, wenn die Städte und Kreise 
öffentlich ausschreiben. 
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20.7 Vertrauen ist gut, Qualitätskontrolle ist besser  
 
Viel zu wenig haben sich die Auftraggeber darum gekümmert, ob die be-
auftragten Markierungssysteme appliziert wurden. 
 
Sie forderten weder die notwendigen Material- noch die Eigenüberwa-
chungsnachweise der Applikateure ab, obwohl das vertraglich geschuldet 
war. Ebenso vernachlässigten sie die notwendigen Kontrollprüfungen. Sie 
wussten somit nicht, ob die vertraglich vereinbarten Leistungen erbracht 
wurden. Trotzdem bezahlten sie die meisten Rechnungen kommentarlos. 
Das alles ist umso unverständlicher, als Fachleuten bekannt ist, dass Mar-
kierungsfirmen es in der Vergangenheit oft nicht so genau nahmen mit der 
Vertragstreue. Der vorzeitige Verschleiß vieler Markierungen ist ursächlich 
darin begründet, dass ungeeignete oder nicht zugelassene Markierungen 
fehlerhaft appliziert wurden. An den wenigen vorhandenen Eigenüberwa-
chungsprotokollen konnte der LRH ablesen, dass die Firmen oft die beauf-
tragten Markierungssysteme gar nicht applizierten. Das hätte auch den 
Auftraggebern auffallen müssen. 
 
Es ist zwingend notwendig, das Instrumentarium der ZTV M 02 anzuwen-
den. Der LBV-SH hat dies erkannt und seine Niederlassungen bereits vor 
der Prüfung des LRH noch einmal entsprechend angewiesen. 
 

20.8 Mehr Sicherheit: Straßenmarkierungen strategisch verbessern 
 
Ein Qualitätsmanagement für das wichtige Verkehrszeichen Straßenmar-
kierung existiert bisher nicht. Die Baulastträger müssen die Qualität ihrer 
Markierungsmaßnahmen regelmäßig per Nachschau überprüfen, um sie 
kontinuierlich zu verbessern. 
 
Keiner der geprüften Baulastträger geht bisher strategisch vor, um die 
Straßenmarkierungen bei Tag und Nacht sicht- und haltbarer zu machen. 
Im Regelfall entscheiden die Leiter der Straßenmeistereien oder Bauhöfe 
durch bloße Inaugenscheinnahme darüber, welche Straßenmarkierungen 
erneuert werden sollen. Dabei können sie allenfalls schätzen, welche 
Restflächen noch vorhanden sind. Lichttechnische Eigenschaften können 
sie dagegen nicht bewerten. Die Leiter der Straßenmeistereien in Schles-
wig-Holstein entscheiden meistens auch, welches Markierungssystem 
ausgeschrieben werden soll. Dabei gehen sie von nicht objektivierbaren 
Erfahrungen aus. Es fehlt an einer fundierten Bestandsaufnahme mit der 
Folge, dass der Ist-Zustand nicht belastbar analysiert werden kann. 

Ganz anders in Bayern. Die Autobahndirektionen Nord- und Südbayern 
(beide je ca. 1.100 km Streckennetz) messen in der Regel alle 2 Jahre die 
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lichttechnischen Werte der Markierungen auf Autobahnen und Bundes-
straßen. Die Messungen werden von Prüfinstituten im fließenden Verkehr 
mit ca. 80 km/h durchgeführt. Die Zustandserfassung hat sich nach Aus-
kunft des Bayerischen Staatsministeriums des Innern bewährt. Die Bewer-
tung erfolgt nach Neu- und Gebrauchszustand. Sie dient der Verkehrs-
sicherheit, da die ermittelten „roten“ Bereiche im Regelfall noch im selben 
Jahr neu markiert werden. „Gelbe“ Bereiche werden für die nächste Aus-
schreibung vorgemerkt. Knapper werdende Haushaltsmittel können so ge-
zielter eingesetzt werden. Der Zustand der Straßenmarkierungen hat sich 
dadurch erheblich verbessert. 
 
Die Netzlänge der Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in Schleswig-
Holstein sowie der Gemeindestraßen der 4 kreisfreien Städte beträgt 
11.720 km. Den Baulastträgern ist nicht bekannt, wie viele Kilometer Mar-
kierungen es auf ihren Straßen gibt. Der LRH hat dies überschläglich er-
mittelt und schätzt die Längsmarkierungen auf 22.000 km. Eine Zustands-
erfassung dafür würde ca. 200 T€ kosten. Dies ist gemessen an den jährli-
chen Ausgaben für Markierungen ein geringer finanzieller Aufwand. Mit 
der Zustandserfassung wäre ein erster Schritt zu einem flächendeckenden 
Überblick über den Zustand der Fahrbahnmarkierungen gemacht. Erst-
mals wäre auch bekannt, wie viele Kilometer Markierungen überhaupt vor-
handen sind. Damit wären die Grundvoraussetzungen gegeben, um Stra-
tegien für flächendeckend hochwertige Markierungen zu erarbeiten. 
 
Der LRH hat mit Beispielrechnungen verschiedene Szenarien überprüft. 
Ziel war dabei, flächendeckend Typ II-Markierungen vorzuhalten. Damit 
kann die Verkehrssicherheit entscheidend verbessert werden. Gleichzeitig 
verlassen die Baulastträger damit den bisherigen Weg, viel Geld für min-
derwertige Markierungen auszugeben. Für Typ II-Markierungen ist ein hö-
herer Mitteleinsatz einzuplanen. Mit einem finanziellen Mehraufwand von 
knapp 1 Mio. € könnte die Qualität der Längsmarkierungen erheblich ver-
bessert werden. Der ausschließliche Einsatz von Typ II-Markierungen dürf-
te sich erfahrungsgemäß preisreduzierend auswirken. 
 
Zur Gegenfinanzierung hat der LRH vorgeschlagen, dort wo es vertretbar 
ist, den Abstand der Leitpfosten zu vergrößern und damit ihre Anzahl zu 
reduzieren. Leitpfosten sind im Gegensatz zu Straßenmarkierungen keine 
Verkehrszeichen. Sie verursachen jährlich Kosten in Millionenhöhe. Allein 
der LBV-SH hat in seinem Bereich auf Bundes-, Landes- und Kreisstraßen 
320.000 Leitpfosten. Für Instandhaltung, Reinigung und Ersatz entstehen 
jährlich Gesamtkosten von 1,5 Mio. €, davon auf Landesstraßen 770 T€. 
 
Es ist nicht zwingend vorgeschrieben, in welchem Abstand Leitpfosten 
aufgestellt werden müssen. In der Praxis stehen Leitpfosten auf Autobah-
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nen alle 50 m, auf sonstigen Straßen in Schleswig-Holstein grob geschätzt 
alle 40 m.1 International gibt es deutliche Unterschiede bei den Abständen 
und der Art der Leitpfosten. 
Schon lange wird in Fachkreisen diskutiert, ob zum Zwecke der Einspa-
rung die Anzahl der Leitpfosten verringert werden kann. Einige Verantwort-
liche berichteten, dass sie z. B. in Ortsdurchfahrten keine Leitpfosten mehr 
aufstellen. Denkbar wäre 
• die Leitpfosten auf geraden und übersichtlichen Strecken zu reduzie-

ren, 
• in Kurvenbereichen oder anderen unübersichtlichen Bereichen die Leit-

pfosten beizubehalten. 
  

20.9 Hoffnung auf mehr Sichtbarkeit? 
 
Erfreulich ist, dass alle Kreise und kreisfreien Städte in ihren Stellung-
nahmen Interesse an den vom LBV-SH angebotenen Fortbildungen und 
Musterausschreibungen zeigen. Jetzt sollten die Kreise und der LBV-SH 
aufeinander zugehen. 
 
Einige Kreise sowie der LBV-SH wollen die ZTV M noch konsequenter 
anwenden. Auch dies zeigt, dass die Prüfung des LRH Erfolg verspricht. 
Verkannt wird aber, dass es nicht ausreicht, nur die ZTV M vertraglich zu 
vereinbaren. Die Auftraggeber müssen selbst prüfen, ob die von ihnen be-
auftragten und bezahlten Leistungen auch erbracht wurden. 
 
Viele Straßenbaulastträger sehen sich weder finanziell noch personell in 
der Lage, die vom LRH vorgeschlagenen Qualitätsverbesserungen und 
Kontrollen im Sinne eines Qualitätsmanagements durchzuführen. 
Der LRH erkennt die angespannte Haushaltslage der Kommunen durch-
aus an. Er bleibt bei seiner Auffassung, dass die Aufwendungen für eine 
systematische Verbesserung der Straßenmarkierungen nicht nur zu mehr 
Verkehrssicherheit führen, sondern auch langfristig Kosten sparen. Nichts 
ist unwirtschaftlicher als Ausgaben für Straßenmarkierungen, die aufgrund 
fehlender Qualität wirkungslos bleiben. 
 
Wenn einige Straßenbaulastträger darauf hinweisen, sie hätten keine Un-
fälle wegen fehlender oder mangelhafter Markierungen festgestellt, so 
verwundert dies nicht. Die polizeiliche Unfallstatistik erfasst eine solche 
Unfallkategorie generell nicht. Dass aber sichtbare Straßenmarkierungen 
für mehr Verkehrssicherheit insbesondere bei Nässe und Dunkelheit sor-
gen, dürfte unbestritten sein. 
 

                                                      
1   Angabe des LBV-SH vom 22.07.2010. 
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21. Neuausrichtung der Tourismusförderung - weniger ist 
manchmal mehr 

 
Die von 2006 bis 2009 ausgegebenen 6 Mio. € Landesmittel für 
die neue Tourismusstrategie hätten vom Wirtschaftsministerium 
sparsamer und zielorientierter eingesetzt werden müssen. Es 
fehlte an einer kritischen Analyse, welche Aufgaben vom Staat 
und welche von privater Seite übernommen werden sollten. 
 
Das Wirtschaftsministerium hat zeitgleich zu viele Projekte an-
gestoßen und ohne Not in funktionierende Märkte interveniert. 
Dadurch wurde in einigen Fällen am Bedarf vorbei gefördert, 
Zuwendungen liefen ins Leere. 
 

21.1 Tourismus als Schlüsselbranche fördern - aber gezielt 
 
Der Tourismus ist eine der Schlüsselbranchen Schleswig-Holsteins. Sie 
trägt wesentlich zur Bruttowertschöpfung bei und beschäftigt rund 
130.000 Personen. Es ist daher verständlich und sinnvoll, dass das Land 
den Tourismusstandort stärken möchte. Dies gilt umso mehr, als die hiesi-
ge Tourismusbranche jahrelang mit zurückgehenden Übernachtungszah-
len konfrontiert war. 2006 reagierte die Landesregierung deshalb mit der 
Neuausrichtung ihrer Tourismuspolitik. 
 
Der LRH hat 2009/2010 die Maßnahmen der neuen Tourismusstrategie 
des Landes Schleswig-Holstein geprüft. Dabei hat er besonderes Augen-
merk darauf gelegt, ob die durchgeführten Projekte ökonomisch begründ-
bar sind. Das heißt: Staatliche Förderung sollte dort ansetzen, wo ansons-
ten aufgrund besonderer Marktgegebenheiten mit keinem oder einem un-
zureichenden privaten Angebot zu rechnen ist. Dies ist insbesondere im 
Bereich der touristischen Infrastruktur und der Vermarktung von Urlaubs-
regionen der Fall. Im Umkehrschluss sollten direkte Eingriffe des Landes 
in weitgehend funktionierende private Märkte wie etwa das Hotel- und 
Gaststättengewerbe unterbleiben. 
 

21.2 Das Tourismus-Gutachten - eine Blaupause mit Schwächen 
 
Die konzeptionelle Vorarbeit zur neuen Tourismusstrategie lieferte ein ex-
ternes Gutachten. Das Ausschreibungsverfahren für das Gutachten weist 
erhebliche Mängel auf. Das schließlich beauftragte Unternehmen wurde 
auf Intervention des Wirtschaftsministers zu einer Angebotspräsentation 
aufgefordert, obwohl es in einem vorgelagerten Auswahlverfahren zu-
nächst aussortiert worden war. Ein solches Vorgehen konterkariert Sinn 
und Zweck öffentlicher Vergabeverfahren. 
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Als Kernaussage des 150 T€ teuren Gutachtens wurde ein an Zielgruppen 
orientierter Marketingansatz empfohlen. Dieser wurde zwar nachvollzieh-
bar abgeleitet. Viele der Maßnahmenvorschläge sind aber kritisch zu se-
hen. Das Gutachten blendete die Frage aus, welche Aufgaben sinnvoll 
vom Staat übernommen werden können und sollen. Hier fehlte es offenbar 
auch an Vorgaben durch das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verkehr (Wirtschaftsministerium). 
 
Ferner war das Gutachten stark darauf ausgerichtet, umfangreiche An-
schlussaufträge für das Unternehmen zu generieren. Dem Vorschlag eines 
externen Umsetzungsmanagements im Volumen von 2,4 Mio. € folgte das 
Wirtschaftsministerium richtigerweise nicht. Gleichwohl vergab das Land 
Folgeaufträge über ca. 150 T€. Nach diversen Unstimmigkeiten über Um-
fang und Vergütung der Leistungen endete die Zusammenarbeit mit dem 
Unternehmen. Das Wirtschaftsministerium sollte angesichts dieser Erfah-
rungen eine kritischere Haltung gegenüber der Beratungsbranche ein-
nehmen. 
 

21.3 Leitprojekte der Tourismusstrategie - wie viel Nachhilfe braucht die 
Tourismusbranche? 
 
Das Wirtschaftsministerium hat den Großteil der im Gutachten vorge-
schlagenen Maßnahmen in Leitprojekten umgesetzt. Hierfür wurden von 
Ende 2006 bis Ende 2009 etwa 6 Mio. € Landesmittel ausgegeben. Die 
Prüfung der Leitprojekte durch den LRH ergab u. a. folgende Kritikpunkte: 
• Für Informations- und Kommunikationsmaßnahmen wurde zusätzlich 

zur Tourismus-Agentur Schleswig-Holstein GmbH (TASH) und zur 
Pressestelle des Wirtschaftsministeriums auf ein Medienbüro zurück-
gegriffen. Insgesamt flossen hierfür ca. 110 T€. Aufgabenumfang und 
Dauer der Beauftragung externer Journalisten waren atypisch und 
überdimensioniert. 
Das Wirtschaftsministerium entgegnet, die externe Unterstützung 
durch ein Medienbüro sei zwar möglicherweise atypisch, aber dennoch 
gerechtfertigt. Der LRH bleibt bei seiner Einschätzung. 
Das bei der Wirtschaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-
Holstein GmbH (WTSH) verankerte Ansiedlungsmanagement für  
Hotelprojekte erreichte seine Ziele nicht. Bis zum ursprünglichen Pro-
jektende 2009 wurde kein Projekt realisiert, anvisiert waren 3. Dennoch 
wird das Projekt mit ansteigender Fördersumme (ca. 500 T€ von 2010 
bis 2012) weiterverfolgt. 
Das Wirtschaftsministerium sieht aufgrund der Nachteile gegenüber 
der Hotelinfrastruktur in Mecklenburg-Vorpommern weiter Handlungs-
bedarf. Die bereits geleistete Vorarbeit wäre ohne Anschlussförderung 
ad absurdum geführt worden. Es würden absehbar 3 bis 4 größere Vor-
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haben umgesetzt. Aus Sicht des LRH sind die Unterschiede in der Ho-
telinfrastruktur im Wesentlichen auf die höheren Fördermöglichkeiten in 
Mecklenburg-Vorpommern zurückzuführen. Ein Ansiedlungsmanager 
kann hieran nichts ändern, ebenso wenig an den für Investitionsent-
scheidungen wichtigen sonstigen regionalen Standortbedingungen. 

• Insbesondere mit den Projekten „Gastronomiekonzept“ und „Design-
kontor“ beabsichtigte das Land, Entscheidungen privater Hoteliers, 
Gastronomen und Vermieter im Sinne der Zielgruppenstrategie zu be-
einflussen. Es wurden und werden u. a. Online-Restaurantführer und 
Rezeptseiten sowie Broschüren mit Einrichtungstipps für Vermieter 
finanziert. Daneben erstellte die TASH Zielgruppen-Leitfäden für Gas-
tronomen und Hotelbetreiber. Diese enthielten z. B. Hinweise der Art, 
dass eine freundliche Begrüßung, Hintergrundmusik (z. B. Jazz), sau-
bere Tischtücher, regionale Getränke (z. B. Bier) und Lesebrillen die 
Zielgruppe der „Best Ager“ ansprechen könnten. Aus Sicht des LRH 
stehen solche Aktivitäten im Widerspruch zu der oftmals vorgetragenen 
Zielvorgabe der Landesregierung, sich auf die staatlichen Kernaufga-
ben zu konzentrieren. 
Das Wirtschaftsministerium hält die Projekte für erfolgreich und wich-
tig, da hiermit auf ein Marktversagen reagiert werde. Die realen Ver-
hältnisse zeigten, dass Gastronomie- und Hotelgewerbe ohne entspre-
chende staatliche Anreize kein an den Zielgruppen ausgerichtetes An-
gebot bereitstellten. Der LRH bezweifelt, dass Wirtschaftsministerium 
oder TASH besser über die Nachfragewünsche informiert sind als die 
privaten Unternehmerinnen und Unternehmer vor Ort. Diese werden ihr 
Angebot im Eigeninteresse an den Bedürfnissen der Kunden ausrich-
ten. Es erscheint dem LRH weder notwendig noch sinnvoll, z. B. alle 
Unterkünfte auf ein einheitliches Niveau zu heben, da auch die Ur-
laubsgäste unterschiedliche Ansprüche und Finanzmittel haben. Derar-
tige Projekte sollte das Land künftig nicht mehr fördern. 

• Für die Projekte „Optimierung der touristischen Infrastruktur“ und „Op-
timierung der lokalen Strukturen“ hat der Tourismusverband Schleswig-
Holstein (TVSH) als Projektträger Gutachten ausgeschrieben Die Auf-
tragssumme betrug jeweils knapp 200 T€. Beauftragt wurde in beiden 
Fällen ein Unternehmen, an dem der TVSH beteiligt ist. In der Vergabe-
Auswahlkommission saßen zudem Mitglieder des Aufsichtsrats des be-
auftragten Unternehmens. Damit wurde gegen Vergaberecht versto-
ßen. Solche offensichtlichen Interessenkonflikte bei der mit Fördermit-
teln finanzierten Auftragsvergabe sind in Zukunft auszuschließen. 

• Das Wirtschaftsministerium hat mit Fördergeldern von etwa 100 T€ 
u. a. eine Balanced Scorecard (betriebswirtschaftliches Steuerungssys-
tem) für das Tourismusreferat und eine touristische Infrastruktur-
Datenbank entwickeln lassen. Es ist zweifelhaft, ob die Einführung der 
Balanced Scorecard in einem isolierten Geschäftsbereich des Wirt-
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schaftsministeriums Sinn ergibt. Die Infrastruktur-Datenbank wird vor-
aussichtlich nicht genutzt werden können, da viele Betreiber touristi-
scher Infrastruktureinrichtungen nicht bereit sind, entsprechende Daten 
bereitzustellen. Bereits eine im Projekt „Optimierung der touristischen 
Infrastruktur“ entwickelte Datenbank hatte sich letztlich als nutzlos her-
ausgestellt. 
Das Wirtschaftsministerium meint, es werde sich erst noch zeigen, 
ob eine Balanced Scorecard notwendig sei. Dies hänge davon ab, ob 
zukünftig ein Tourismusbericht erstellt werde und ob Mittel zum Erhe-
ben und Auswerten der notwendigen Daten vorhanden seien. Hierzu ist 
anzumerken, dass entsprechende Fragen im Vorfeld eines Projekts 
hätten geklärt werden müssen. Dass die Fördermittel ohne belastbare 
Bedarfsanalyse ausgegeben wurden, hält der LRH für ausgesprochen 
unwirtschaftlich. 

• Die vom Wirtschaftsministerium mit 900 T€ geförderte Initiative „Servi-
ceQualität Deutschland“ wurde bzw. wird sowohl vom Bundeswirt-
schaftsministerium als auch von anderen Bundesländern unterstützt. 
Ziel ist der Aufbau eines bundesweiten Qualitätssiegels für den touristi-
schen Dienstleistungssektor. Der LRH hat das Wirtschaftsministerium 
gebeten, ihm Auskünfte über Fördermodalitäten und Förderhöhe in den 
übrigen Bundesländern zu geben. 
Das Wirtschaftsministerium konnte keine entsprechenden Informa-
tionen vorlegen und hat mitgeteilt, dass sich der Aufwand hierfür nicht 
lohne. Schließlich sei man wie der LRH der Ansicht, die Förderung mit-
telfristig auslaufen zu lassen. Der LRH begrüßt zwar die Absicht, das 
Projekt nicht weiter zu fördern, da sich das Qualitätssiegel durch Zertifi-
zierungseinnahmen inzwischen selbst tragen sollte. Allerdings läuft das 
Projekt aufgrund einer Anschlussförderung aus dem Jahr 2010 noch 
bis Ende 2012. Spätestens bei der Anschlussförderung hätte sich das 
Wirtschaftsministerium mit den anderen Bundesländern abstimmen sol-
len, um ein unkoordiniertes Nebeneinander von Förderungen zu ver-
hindern. Dies gilt umso mehr, als die Umsetzung in Hamburg einer 
Pressemitteilung zufolge vollständig von der Tourismuswirtschaft finan-
ziert wird.1 

 
21.4 Fazit: Weniger wäre mehr gewesen 

 
Zum einen lässt sich festhalten, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Tourismusreferats in einem engen Zeitrahmen mit hohem Engage-
ment zahlreiche Projekte angestoßen haben. Zum anderen ergeben sich 
aber folgende Kritikpunkte: 

                                                      
1  Pressemitteilung der Initiative ServiceQualität Deutschland, Alle Bundesländer nun Teil 

der Qualitätsinitiative ServiceQualität Deutschland, http://www.q-deutschland.de/ 
fileadmin/user_upload/Aktuell/100419_sqd_hamburg.pdf 
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• Das Wirtschaftsministerium hat sich zu stark daran orientiert, die ihm 
befristet für die Tourismusstrategie zugewiesenen Mittel möglichst 
komplett auszugeben. Dabei ist es zu großzügig mit öffentlichen Mitteln 
umgegangen. Außerdem hat es nicht genügend berücksichtigt, ob und 
von wem die zahlreichen angestoßenen Projekte auch mittel- bis lang-
fristig finanziert werden können. 

• Die Verantwortlichkeiten für die einzelnen Themenbereiche waren nicht 
immer klar zugeteilt, die Anzahl der Beteiligten zu hoch. Es wirkten u. a. 
die TASH, diverse Beratungsunternehmen, Hochschulinstitute, private 
Medienbüros und touristische Lobbyverbände mit - mit teils konträren 
Interessenlagen und Handlungsempfehlungen. Das überforderte die 
Steuerungsmöglichkeiten des Tourismusreferats. 

• Insgesamt wäre eine kritische Analyse erforderlich gewesen, in wel-
chen Bereichen und mit welchen Instrumenten der Staat sinnvolle För-
derpolitik betreiben kann. Das Wirtschaftsministerium hat in einigen 
Fällen versucht, bis ins Detail Einfluss auf private touristische Dienst-
leistungsangebote zu nehmen. Ein solches Vorgehen ist ordnungspoli-
tisch fragwürdig, die hierfür aufgewendeten Ressourcen hätten einge-
spart werden können. 
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22. Wie geht es weiter mit der Tourismus-Agentur Schleswig-
Holstein? 

 
Die Tourismus-Agentur Schleswig-Holstein GmbH (TASH) ist seit 
ihrer Gründung vor 10 Jahren auf der Suche nach ihrer Strategie. 
Hierbei hat sie laufend externe Berater hinzugezogen - bisher 
ohne nachhaltigen Erfolg. 
 
Die Haushaltsstrukturkommission hat empfohlen, die Förderung 
der TASH aus Landesmitteln schrittweise einzustellen. Aktuell 
präferieren Wirtschaftsministerium und TASH allerdings das Mo-
dell einer „optimierten TASH". Dieses sieht nach wie vor eine Ba-
sisfinanzierung durch das Land vor. 
 
Das Land sollte die TASH nicht weiter fördern, ohne die heutigen 
Strukturen des landesweiten touristischen Marketings sowie das 
Aufgabenspektrum der TASH kritisch zu hinterfragen. 

 
22.1 Die TASH auf dauernder Strategiesuche bei widerstreitenden  

Interessen 
 
Die TASH ist die landesweite Tourismus-Marketingorganisation (TMO)  
für Schleswig-Holstein. Von 2005 bis 2010 erhielt sie insgesamt etwa 
14 Mio. € Fördermittel vom Land. Das Land ist damit mit Abstand wichtigs-
ter Finanzier der TASH. Gesellschafter sind die regionalen TMOs, die  
Industrie- und Handelskammern, der Hotel- und Gaststättenverband 
DEHOGA Schleswig-Holstein sowie einige private Vereine und Unterneh-
men. 
 
Ziel des Landes als Zuwendungsgeber ist es, mittels der TASH seine lan-
despolitischen Interessen durchzusetzen. Dieser Ansatz wurde aber lange 
Zeit von einem Teil der Gesellschafter, insbesondere den regionalen 
TMOs, nicht oder bestenfalls widerwillig mitgetragen. Da das Land nicht an 
der TASH beteiligt ist, stößt es mit seinem Steuerungsanspruch zwangs-
läufig an Grenzen. 
 
Dieser Interessenwiderstreit führte dazu, dass die TASH seit ihrer Grün-
dung vor 10 Jahren auf der Suche nach ihrer Strategie ist. Dabei lässt sie 
sich intensiv von externen Beratungsunternehmen unterstützen - letztlich 
finanziert aus öffentlichen Mitteln. Eine konsistente und über mehrere Jah-
re durchgehaltene Strategie konnte der LRH dennoch nicht erkennen. Der 
zu verfolgende Marketingansatz und die Aufgabenaufteilung zwischen der 
TASH und den regionalen TMOs wurden immer wieder kontrovers disku-
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tiert. Aufgrund solch institutionalisierter Reibungsverluste sind Zuwendun-
gen ins Leere gelaufen. 

Zusätzlich belastet wurde die Situation durch ein äußerst schwieriges Ver-
hältnis zwischen Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr 
(Wirtschaftsministerium) und TASH, das eine konstruktive Zusammenar-
beit bisweilen nahezu unmöglich machte. Deutlich wurde dies u. a. bei der 
neuen, an Zielgruppen orientierten Tourismusstrategie. Zu den Kernauf-
gaben der TASH gehörte es eigentlich, diese federführend zu vermarkten. 
Tatsächlich hat sich aber das Wirtschaftsministerium zeitweise stark ins 
operative Geschäft der TASH eingeschaltet. Insbesondere in der Marktfor-
schung und bei der Informationsoffensive wirkten auf Betreiben des Wirt-
schaftsministeriums zudem noch weitere Beteiligte (Medienbüros, For-
schungs- und Beratungsunternehmen) mit. Dadurch wurde aneinander 
vorbei bzw. sogar gegeneinander gearbeitet. 
 
Wirtschaftsministerium und TASH haben darauf hingewiesen, dass die 
Gesellschafter die TASH unterstützen und dass die regionalen TMOs die 
Arbeit der TASH als wichtig anerkennen. Zudem sei die Einschätzung des 
LRH zum Verhältnis zwischen TASH und Wirtschaftsministerium sachlich 
nicht begründet - weder was die Vergangenheit, noch was die Gegenwart 
angehe. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Darstellung. Dass die TASH und ihre Gesell-
schafter angesichts der drohenden Mittelkürzung (siehe Tz. 22.3) den 
Schulterschluss üben und ihr gemeinsames Interesse an Tourismusförde-
rung bekunden, überrascht nicht. Sollten mittlerweile keine inhaltlichen 
Diskrepanzen mehr vorliegen, begrüßt der LRH dies. Für die Vergangen-
heit sprechen die vom LRH eingesehenen Unterlagen für sich. 
 

22.2 Zuwendungsverfahren voller Probleme 
 
Probleme bei den Zuwendungen an die TASH führten immer wieder zu 
unnötigen Arbeitsbelastungen und Reibungsverlusten auf beiden Seiten. 
Auslöser der Probleme war u. a., dass die Zuwendungsbescheide oft miss-
verständlich formuliert und teilweise in sich widersprüchlich waren. Das 
Wirtschaftsministerium sollte daher zukünftig eindeutige und einfacher 
handhabbare Bescheide erstellen. Entsprechende Vorschläge hat der LRH 
vorgelegt. 
 
Zum Abschluss der Prüfung des LRH im Frühjahr 2010 waren zudem die 
Verwendungsnachweise der Jahre 2003 bis 2008 noch ungeprüft. Dieser 
Zustand ist nicht haltbar. In Zukunft ist eine zeitnahe Prüfung sicherzustel-
len. Sie würde erleichtert, wenn die TASH ihre Buchungsstellen reduzieren 
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und damit ihre Verwendungsnachweise übersichtlicher gestalten würde. 
Die Landeshaushaltsordnung bietet darüber hinaus Möglichkeiten zur 
Verwaltungsvereinfachung, die von Wirtschaftsministerium und TASH ge-
nutzt werden sollten. 
 
Die TASH hat sich ferner bei Auftragsvergaben mehrfach nicht an das  
Öffentliche Vergaberecht gehalten. Interne verbindliche Vorgaben gibt es 
nicht, Mitarbeiterschulungen wurden erst ab 2008 durchgeführt. Welche 
Konsequenzen das Wirtschaftsministerium aus den Vergabeverstößen 
ziehen wird, ist angesichts der noch ausstehenden Verwendungsnach-
weisprüfung offen. 
 
Die TASH hat mitgeteilt, dass sie sich der Vergabeproblematik angenom-
men habe und eine interne Beschaffungsverordnung erstellen werde. So 
sollen z. B. Dienstwagen künftig über die Gebäudemanagement Schles-
wig-Holstein (GMSH) beschafft werden. 
 

22.3 Angekündigte Einstellung der TASH-Förderung nur ein Missver-
ständnis? 
 
Nach dem Start der neuen Tourismusstrategie sind die personellen und 
finanziellen Ressourcen der TASH stark ausgebaut worden. Hierfür hat 
das Wirtschaftsministerium die institutionelle Förderung der TASH von 
jährlich gut 1,6 Mio. € ergänzt um eine von 2007 bis 2009 befristete Pro-
jektförderung über insgesamt 3,75 Mio. €. Die zusätzlichen Mittel wurden 
zum einen eingesetzt, um einmalige Sonderausgaben wie den neuen 
Internetauftritt zu finanzieren. Zum anderen dienten sie auch Investitionen 
in langfristig angelegte Projekte wie eine professionellere Marktforschung 
oder zusätzliches Personal zur Zielgruppenbetreuung. Wie diese Aufga-
ben nach Auslaufen der Projektförderung dauerhaft finanziert werden soll-
ten, war von Beginn an unklar. An entsprechenden Konzepten mangelte 
es sowohl aufseiten der TASH als auch des Wirtschaftsministeriums. 
 
Verschärft wird die Situation durch die Empfehlung der Haushaltsstruktur-
kommission, die institutionelle Förderung der TASH bis 2014 schrittweise 
einzustellen. Auch diesem Vorschlag lagen offenbar keine ausgearbeiteten 
Konzepte zugrunde. Es ist lediglich davon die Rede, dass die Gesellschaf-
ter der TASH und die Tourismuswirtschaft die Finanzierung Schritt für 
Schritt übernehmen sollen.1 
 

                                                      
1  Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein, Konsolidieren, investieren, Zukunft sichern 

- Die Vorschläge der Haushaltsstrukturkommission im Detail; http://www.schleswig-  
holstein.de/STK/DE/Schwerpunkte/Haushaltskonsolidierung/Wosparen/Data/Q_U/ 
tash.html. 
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Hierzu ist anzumerken, dass schon seit Jahren weitgehend erfolglos an-
gestrebt wird, die Eigenfinanzierung der TASH zu stärken. Von daher ist 
es wenig realistisch, dass die TASH ohne öffentliche Mittel dauerhaft über-
lebt. Der LRH hat deshalb eine Entscheidung der Landesregierung ange-
mahnt, inwieweit sie noch Einfluss auf das touristische Marketing nehmen 
will und innerhalb welcher Strukturen sich ihre Ziele am besten umsetzen 
lassen. Soll die Empfehlung der Haushaltsstrukturkommission umgesetzt 
werden, wären verschiedene Optionen denkbar, z. B. 
• der ersatzlose Verzicht auf Zuschüsse zum landesweiten Marketing, 
• die Übernahme einzelner Aufgaben durch die regionalen TMOs oder 
• ein abgespecktes Marketing in gänzlich neuen und schlankeren Struk-

turen, beispielsweise unter Federführung der Wirtschaftsförderung und 
Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH (WTSH). 

 
Dabei ist zu beachten: Zum Nulltarif ist ein landesweites Marketing nicht 
zu haben. Will das Land zu nennenswerten Einsparungen kommen, wird 
es daher auch seinen Gestaltungsanspruch im Tourismusmarketing zu-
rückschrauben müssen. 
 
Wirtschaftsministerium und TASH haben in ihrer Stellungnahme darauf 
verwiesen, dass derzeit das Modell einer „optimierten TASH“ präferiert 
werde. Dieses sieht vor, dass das Land weiterhin an der Basisfinanzierung 
der TASH beteiligt ist. Daneben sollen verstärkt Projekte aus Mitteln des 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) unterstützt werden. 
Gleichwohl soll das Land durch ein stärkeres Engagement der Tourismus-
wirtschaft und der Gesellschafter entlastet werden. In welcher Höhe, ist der-
zeit unklar. 
 
Damit hat sich das Wirtschaftsministerium von den Beschlüssen der Haus-
haltsstrukturkommission verabschiedet. Eine komplette Eigenfinanzierung 
der TASH lässt sich nicht darstellen, Alternativen zur TASH werden trotz 
der oben beschriebenen Probleme nicht verfolgt. 
 
Der LRH hält es für dringend erforderlich, die Chance zu nutzen und zu 
effizienten und nachhaltig finanzierbaren Strukturen zu kommen. Am Sta-
tus quo darf nicht weiter festgehalten werden. Eine optimierte TASH muss 
mit deutlich weniger Landesmitteln auskommen als bisher. Hierzu gehört 
auch, das Aufgabenspektrum kritisch zu hinterfragen. Das Land kann es 
sich nicht leisten, eine Landesmarketingorganisation in Millionenhöhe zu 
finanzieren, mit der es unentwegt in zuwendungsrechtliche Auseinander-
setzungen verstrickt ist und deren Gesellschafter die Ziele des Landes teil-
weise nur widerstrebend mittragen. 
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23. Hohe Vorstands- und Chefarztvergütungen tragen zur Ver-
schuldung des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein 
bei 

 
Die Überschreitung des Personalbudgets um 27,4 Mio. € 2009 im 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein ist auch auf zu hohe 
Vergütungsvereinbarungen zurückzuführen. Das gilt für Verträge 
der Vorstände, der Chef- und Oberärzte sowie der leitenden Ver-
waltungsmitarbeiter. 
 
Die Vorstandsvergütungen stiegen kräftig, in einem Fall um über 
50 %. Der Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Landtages, 
die Vergütungen im Vorstandsbereich deutlich zu reduzieren, 
wurde nicht berücksichtigt. 
 
Chefarztverträge wurden ohne Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
geschlossen. Das führte 2009 im „Ärztlichen Dienst“ zu ungedeck-
ten Personalkosten von 12,6 Mio. €. 
 
Bei unveränderter Vertragspraxis werden eingeleitete Sanie-
rungsmaßnahmen zunichtegemacht. Ein ausgeglichenes Jahres-
ergebnis ist so nicht zu erreichen. Aufsichtsrat und Vorstand wer-
den ihrer Kostenverantwortung nicht gerecht. 

 
23.1 Schreck am Jahresanfang 

 
Im Februar 2010 berichteten schleswig-holsteinische Zeitungen über die 
angespannte Finanzsituation im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 
(UK SH). Hauptthema war die Überschreitung der Personalkosten um 
20 Mio. € gegenüber den Vorgaben des Wirtschaftsplans 2009. Tatsäch-
lich betrug sie sogar 27,4 Mio. €. 
 
Das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr (Wissen-
schaftsministerium) begründete die Personalkostensteigerungen u. a. mit: 
• nicht planbaren Aufwendungen für die Altersteilzeit, 
• Mehrkosten für leistungsabhängige Vergütungen, 
• zusätzlichem Personal aufgrund der Leistungsausweitungen, 
• Rückstellungen für Sozialversicherungsbeiträge und 
• unsteten Bezügen.1 
 

                                                      
1  Landtagsdrucksache 17/372 vom 10.03.2010. 
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Die Personalkostenentwicklung im UK SH veranlasste den LRH zu prüfen, 
ob und in welcher Höhe die Vergütungsvereinbarungen mit Vorständen, 
Chefärzten und leitenden Mitarbeitern an diesem Defizit beteiligt waren. 
 

23.2 Prüfung der Vorstands- und Chefarztverträge im UK SH 2004 
 
Bereits 2004 hat der LRH die Vorstands- und Chefarztverträge im UK SH 
geprüft.1 Der LRH stellte damals fest, dass 
• das UK SH einen der teuersten Vorstände der Universitätsklinika in 

Deutschland beschäftigte, 
• die Vergütung des neuen Vorstands gegenüber dem Gesamtaufwand 

für die alten Vorstände bei gleichen Aufgaben ab 01.10.2003 um 73 % 
gestiegen war, 

• die Aufsicht über das Handeln des UK SH und seiner Organe nicht aus-
reichend war, 

• die seit 2003 geschlossenen Chefarztverträge für das UK SH unwirt-
schaftlich waren, 

• die bis Ende 2004 geschlossenen Chefarztverträge Mindererlöse und 
zusätzliche Kosten von 500 T€ jährlich verursachten, 

• die Chefärzte in den meisten Fällen über ein höheres Einkommen ver-
fügten als vor 2003 und 

• das UK SH es versäumte, vor Abschluss eines Chefarztvertrags be-
lastbare Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. 

 
Aufgrund dieser Feststellungen beschloss der Schleswig-Holsteinische 
Landtag Folgendes: 
• Das UK SH wird aufgefordert, vor Abschluss neuer Chefarztverträge 

durch belastbare Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen den finanziellen 
Verhandlungsrahmen zu ermitteln, damit weitere Verluste für das 
UK SH vermieden werden. 

• Die Vergütungen der Vorstandsmitglieder, insbesondere der ärztlichen 
Vorstandsmitglieder, werden reduziert. 

• Nebentätigkeitsgenehmigungen der Vorstandsmitglieder sind auf die 
Vereinbarkeit mit den dienstlichen Verpflichtungen zu überprüfen und 
ggf. zu widerrufen. 

• Landesregierung und Aufsichtsrat werden künftig vorab über vertragli-
che Vereinbarungen detailliert unterrichtet. 

• Die tatsächlich gezahlten Vergütungen sind Bestandteil des Jahresbe-
richts der Landesregierung gegenüber dem Landtag. 

 
Es zeigte sich bei der aktuellen Prüfung des LRH, dass Wissenschafts-
ministerium und UK SH die Landtagsbeschlüsse nicht beachteten. Wirt-

                                                      
1  Vgl. Bemerkungen 2005 des LRH, Nr. 26 - Chefarztverträge und Bemerkungen 2006 des 

LRH, Nr. 27 - Vorstandsverträge. 
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schaftlichkeitsberechnungen vor Abschluss eines Chefarztvertrags hat es 
lediglich in einem Fall gegeben. Die Vorstandsvergütungen sind weiter ge-
stiegen, das UK SH nimmt deutschlandweit nach wie vor einen Spitzen-
platz ein. 
 

23.3 Bei Vorstandsvergütungen kann gespart werden 
 

23.3.1 Vorstand für Krankenpflege entbehrlich 
 
Der Vorstand des UK SH besteht seit 2007 aus dem 
• Vorstand für Krankenversorgung (Vorsitzender), 
• Kaufmännischen Vorstand und 
• Vorstand für Krankenpflege und Patientenservice. 
 
Bereits in seiner „Beratenden Äußerung“1 2007 hat sich der LRH mit der 
Zusammensetzung des Vorstands befasst. Er sprach sich dafür aus, den 
Vorstandsbereich für Krankenpflege und Patientenservice einzusparen. 
Das gilt noch heute. Die Krankenpflege ist Teil der Krankenversorgung 
und kann dem Vorstand für Krankenversorgung zugeordnet werden. Pa-
tientenservice tangiert das Aufgabenspektrum des Kaufmännischen Vor-
stands. Für den Wegfall des Vorstandsbereichs spricht auch die Einrich-
tung der Campus-Leitungen in Kiel und Lübeck. Diesen Leitungsbereichen 
gehören Pflegedirektoren an, die für die Organisation und Entwicklung der 
Krankenpflege auf ihrem Campus verantwortlich sind. Damit ist der Pfle-
gebereich ausreichend vertreten. 
 
UK SH und Wissenschaftsministerium sind demgegenüber der Über-
zeugung, dass auf dieses Vorstandsmitglied mit Blick auf das Hochschul-
gesetz und wegen seiner Aufgabenvielfalt nicht verzichtet werden könne. 
Auch die Einrichtung der Campus-Leitungen spreche nicht für den Wegfall, 
da strategische und operative Entscheidungen im Pflegemanagement 
nicht aus der „zweiten Reihe“ von den pflegerischen Zentrumsleitungen zu 
steuern seien. Sie erforderten eine Durchsetzungskraft, über die nur ein 
Vorstandsmitglied verfüge. 
Eine Zuordnung dieser Aufgaben auf die beiden anderen Vorstandsmit-
glieder würde deren Leitungsspanne zu stark ausweiten. 
 
Der LRH bleibt bei seinem Vorschlag. 
 

                                                      
1  „Beratende Äußerung des Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein gemäß § 88 Abs. 3 

LHO aufgrund der Prüfung der Errichtung des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein“, 
32 - Pr 1505/2006 vom 03.04.2007. 
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23.3.2 Aufgaben des Kaufmännischen Vorstands stärken 
 
Der Vorstand für Krankenversorgung hat eine Fülle von kaufmännisch ge-
prägten Aufgaben übernommen, für die weniger medizinische als betriebs-
wirtschaftliche Kompetenzen gefragt sind. Die wirtschaftliche Entwicklung 
des UK SH zeigt, dass sich der Vorstand stärker als bisher mit betriebs-
wirtschaftlichen Fragen auseinandersetzen muss. Die kaufmännischen und 
betriebswirtschaftlich geprägten Aufgabenbereiche sollten beim Kaufmän-
nischen Vorstand angesiedelt sein. 
 
Das UK SH hält die Aufgabenzuordnung für sachgerecht und will daran fest-
halten. Die dem Vorstandvorsitzenden und Vorstand für Krankenversorgung 
zugeordneten Bereiche erfüllten Querschnittsaufgaben bzw. hätten einen 
direkten Bezug zur Krankenversorgung. 
 
Der LRH hält an seinem Vorschlag fest. 
 

23.3.3 Vorstandsvergütungen: Tendenz steigend 
 
Das UK SH muss heute für 3 Vorstandsmitglieder mehr aufwenden als 
2006 für 4. Der Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Landtages, die 
Vergütungen im Vorstandsbereich insbesondere für die ärztlichen Vor-
standsmitglieder künftig deutlich zu reduzieren, wurde nicht berücksichtigt. 
Die Vergütung stieg in einem Fall um über 50 %. Wissenschaftsministerium 
und Aufsichtsrat haben mit den Vergütungsvereinbarungen für die neuen 
Vorstandsmitglieder die klaren Vorgaben des Parlaments missachtet. 
 
Das Wissenschaftsministerium hat darauf hingewiesen, dass die Mah-
nungen des Finanzausschusses hinsichtlich eines angemessenen Gehalts 
nicht missachtet worden seien. Sie seien schlicht nicht realisierbar gewe-
sen.  
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen. 
 
Die Vorstandsvergütungen des UK SH liegen deutschlandweit an der Spit-
ze der Universitätsklinika. Das hat eine 2010 durchgeführte Umfrage des 
LRH ergeben. Trotz mehrerer Veränderungen in Zahl und Zusammenset-
zung des Vorstands leistet sich das UK SH damit weiterhin einen der teu-
ersten Vorstände Deutschlands. Ein Vorstandsbereich ist sogar der best-
bezahlteste Deutschlands. 

Vor dem Hintergrund der hohen Defizite des UK SH sind die Vorstands-
vergütungen weder in ihrer Höhe noch in ihrer Struktur zu verantworten.  
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Fest steht, dass jede Gehaltserhöhung für die Vorstände der Krankenver-
sorgung des UK SH Mittel entzieht. Der Vorstand erwirtschaftet keine eige-
nen Erträge, seine Vergütung muss über das Klinikbudget refinanziert 
werden. 
 
Die gestiegenen Vorstandsvergütungen sind auch im Hinblick auf die neue 
Struktur des UK SH und die damit verbundene Aufgabenreduzierung im 
Vorstand nicht gerechtfertigt. Es handelt sich beim UK SH um eine Anstalt 
des öffentlichen Rechts, der Vorstand trägt kein wirtschaftliches Risiko. 
Die Gewährträgerhaftung liegt beim Land Schleswig-Holstein. Wissen-
schaftsministerium und Aufsichtsrat müssen die Vergütungen für den Vor-
stand aufgabenbezogen verhandeln. 
 
Der Aufsichtsrat hat in Zukunft das Personalkostenbudget und die Re-
finanzierung der Vorstandsvergütungen über das Krankenhausbudget bes-
ser zu kontrollieren. Vergütungen sind im Rahmen des wirtschaftlich Mach-
baren zu vereinbaren. Die Höhe der derzeitigen Vergütungen passt weder 
zur Finanzsituation des UK SH noch zu der des Landes. Bei den künftigen 
Vergütungsverhandlungen sollte sich der Aufsichtsrat an den Durch-
schnittsvergütungen der Vorstände der Universitätsklinika orientieren. 
 

23.4 Chefarzthonorare müssen erwirtschaftet werden 
 

23.4.1 Versprechungen des UK SH gegenüber dem Landtag nicht einge-
halten 
 
Der Schleswig-Holsteinische Landtag hatte 2005 das UK SH aufgefordert, 
bis zum 01.07.2006 insbesondere über die Neugestaltung der Chefarztver-
träge einschließlich der Prüfungsgrundlagen der Wirtschaftlichkeit der Ver-
träge zu berichten.1 Das Wissenschaftsministerium erklärte in seinem Be-
richt vom Juli 20062, die Wirtschaftlichkeit eines Chefarztvertrags prüfe 
das UK SH 3-stufig. Auf der ersten Stufe werde eine Vergleichsberech-
nung durchgeführt, die einen Orientierungsrahmen bei der Bemessung der 
Vergütung bilde. In einer zweiten Stufe würde das UK SH die individuelle 
Bewertung aufgrund eines Kriterienkatalogs vornehmen. Die dritte Stufe 
der Prüfung der Wirtschaftlichkeit eines Chefarztvertrags beinhalte die Ge-
samtbewertung. Erst nach Auswertung des Kriterienkatalogs werde unter 
Berücksichtigung des Orientierungsrahmens ein konkretes Vergütungsan-
gebot unterbreitet. 

Der LRH prüfte alle vorhandenen 86 Verträge mit Chef- und Oberärzten 
sowie Sektionsleitern, die auf der Basis des Musterchefarztvertrags abge-

                                                      
1  Landtagsdrucksache 16/355, Tz. 26 Schleswig-Holsteinischer Landtag. 
2  Landtagsdrucksache 16/966. 
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schlossen wurden. Er stellte fest, dass das UK SH entgegen der Ankündi-
gung des Wissenschaftsministeriums nur bei einem von 72 Neuabschlüs-
sen die 3-stufige Prüfung durchgeführt hat. Die Kritik des Landtages und 
des LRH wurde ignoriert. 
 
Das UK SH nimmt für sich in Anspruch, entgegen der Darstellung des 
LRH die Wirtschaftlichkeit der Chefarztverträge in einem 3-stufigen Verfah-
ren geprüft zu haben. Die fehlende Dokumentation dieser Prüfungen durch 
die damaligen Vorstände lasse nicht den Schluss zu, es sei nicht entspre-
chend verfahren worden. 
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen. 
 
Da das UK SH keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchgeführt hatte, 
hat der LRH die Wirtschaftlichkeit der Chefarztvergütungen selbst geprüft. 
Dazu hat er die in den Erlösen enthaltenen Personalkostenanteile den 
Personalgesamtkosten des Ärztlichen Dienstes gegenübergestellt. Ergeb-
nis: 2009 konnten am Campus Lübeck 5,8 Mio. € der Personalkosten des 
Ärztlichen Dienstes nicht durch stationäre und ambulante Erlösanteile ge-
deckt werden. In Kiel lag die Unterdeckung bei 6,8 Mio. €. Insgesamt ist 
2009 im Klinikbudget des UK SH durch die Chefarztverträge ein Defizit 
von 12,6 Mio. € entstanden. 
 
Die in den stationären und ambulanten Erlösen enthaltenen Personalkos-
tenanteile bilden nur die tariflichen Vergütungen ab. Das im UK SH ent-
standene Defizit ist damit primär auf die privatrechtlichen Dienstverhältnis-
se mit Abteilungsdirektoren, Kommissarischen Leitern einer Abteilung, Lei-
tern einer Zentralen Einrichtung und Oberärzten zurückzuführen. Mit die-
sem Personenkreis wurden Vergütungen vereinbart, die den tarifrechtli-
chen Rahmen um ein Vielfaches überschreiten. Zurzeit zahlt das UK SH 
durchschnittlich jedem Arzt 25 % mehr als von den Erlösen vorgesehen. 
 
Das UK SH hat erklärt, die vom LRH durchgeführte Wirtschaftlichkeitsprü-
fung nicht anwenden zu wollen. Wären die Vorstände bei der Besetzung 
von Chefarztpositionen hinsichtlich der Vergütung entsprechend rigide ver-
fahren, hätten diese Positionen im UK SH nicht qualifiziert besetzt werden 
können. Dies hätte den Gesundheitsstandort Schleswig-Holstein erheblich 
beeinträchtigt. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Auch dem UK SH muss es möglich 
sein, die Personalkosten des Ärztlichen Dienstes in der Krankenversor-
gung über die entsprechenden stationären und ambulanten Erlösanteile zu 
decken, einschließlich der Chefarztvergütungen. Geschieht das nicht, 
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müssen die entstehenden Defizite entweder bei anderen Mitarbeitergrup-
pen oder an sonstiger Stelle der Krankenversorgung eingespart werden. 

Die Defizite aus Chefarztverträgen werden ohne Änderung der Vertrags-
praxis weiter steigen. Da das UK SH kaum eine Möglichkeit hat, die be-
stehenden Vergütungen vor Vertragsablauf zu reduzieren, bleibt dieses 
Defizit auf Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, bestehen. 
 

23.4.2 Vorgaben des Aufsichtsrats nicht eingehalten 
 
Im Juli 2007 stimmte der Aufsichtsrat des UK SH einem Musterchefarzt-
vertrag zu. Vereinbart wurde auch, dass der Aufsichtsrat bei wesentlichen 
Abweichungen zulasten des UK SH und bei außergewöhnlich hohen Ver-
gütungen zustimmen muss. Außerdem beschloss der Aufsichtsrat, dass 
ihm der Vorstand jährlich über die geschlossenen Chefarztverträge berich-
tet. 
 
Der Vorstand ist seiner jährlichen Berichtspflicht über die abgeschlosse-
nen privatrechtlichen Dienstverträge nicht nachgekommen. Wissenschafts-
ministerium und Aufsichtsrat mahnten nicht. Der LRH hält diesen Jahres-
bericht für notwendig. Er fordert den Aufsichtsrat auf, Berichtspflichten zu 
kontrollieren und ggf. anzumahnen. 
 
Das UK SH hat zugesagt, die jährlichen Berichtspflichten künftig zu beach-
ten. Darüber hinaus hat das UK SH angekündigt, das Verfahren zum Ab-
schluss von Chefarztverträgen optimieren zu wollen. Der Medizin-Aus-
schuss habe eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Universitäten und des 
UK SH gebildet, die den derzeit geltenden Muster-Chefarztvertrag auf sei-
ne Praktikabilität prüfen und ggf. eine neue Fassung erarbeiten soll.  
 
Der LRH begrüßt diese Vorgehensweise.  
 

23.4.3 3 Mio. € weniger beim UK SH durch neue Verträge 
 
Bei der Privatliquidation nach altem Nebentätigkeitsrecht hätte das UK SH 
2009 bei einer Abgabenquote der Chefarztverträge von 45 % 5,1 Mio. € 
erhalten. Durch die neuen Chefarztverträge verblieben dem UK SH 3 Mio. € 
weniger als bei einer Abrechnung nach altem Recht. Diesen geringeren 
Erträgen stehen höhere Aufwendungen des UK SH für die Verwaltung der 
Chefarztverträge gegenüber. Das hatte die Kultusministerkonferenz bei  
ihren Empfehlungen zur Neugestaltung des Dienstrechts für Hochschulleh-
rer in der Medizin sicher nicht im Blick. 
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Es ist unabdingbar, dass die Folgen getroffener Vereinbarungen jährlich 
überprüft werden. Stellt sich heraus, dass die erfolgsabhängigen Vergü-
tungsvoraussetzungen nicht erfüllt wurden, müssen die Regelungen ange-
passt werden. Das setzt voraus, dass das UK SH entsprechende Anpas-
sungsklauseln vereinbart. 
 
Das UK SH meint, dass mit der sukzessiven Ersetzung der privatärztlichen 
Nebentätigkeit durch den Abschluss von Chefarztverträgen die Wirtschaft-
lichkeit um 4 Mio. € gesteigert werden konnte. 
 
Der LRH weist demgegenüber darauf hin, dass die Erlössteigerung allein 
keine Rückschlüsse auf die Wirtschaftlichkeit zulässt. Das UK SH lässt bei 
seiner Betrachtung die damit verbundenen Aufwendungen unberücksich-
tigt. Tatsächlich sind diese Aufwendungen aber stärker gestiegen als die 
Erlöse. 
 

23.4.4 Vertragsverhandlungen dauern oft zu lang 
 
Über die Chefarztverträge wird oft sehr lange verhandelt, manchmal mehr 
als 2 Jahre. In einem Fall wurde einem Professor die Leitung einer Klinik 
am 01.01.2009 übertragen. Zum Abschluss eines Chefarztvertrags ist es 
bis heute nicht gekommen. Gleichwohl wurden aus diesem von beiden 
Seiten noch nicht unterschriebenen Vertrag Vergütungen von über 400 T€ 
jährlich gezahlt. So besteht für den Chefarzt keine Notwendigkeit, sich mit 
dem UK SH über den Vertrag zu einigen. Bis zum Abschluss eines Chef-
arztvertrags sollten künftig maximal 50 % der in Aussicht genommenen 
Vergütung an den Vertragspartner gezahlt werden. 
 

23.5 36 „übertarifliche“ Verträge mit leitenden Verwaltungsmitarbeitern 
sind zu viel 
 
Für 36 dem Vorstandsbereich zugeordnete Mitarbeiter der Verwaltung 
vereinbarte das UK SH außertarifliche Vergütungen von 3,8 Mio. €. Das 
entspricht einem durchschnittlichen Jahresgehalt von 105 T€. Die meisten 
dieser Mitarbeiter haben daneben einen für die Zeit der außertariflichen 
Vergütung ruhenden unbefristeten Arbeitsvertrag. 
 
Es konnte nicht ermittelt werden, nach welchen Kriterien die Höhe der 
Vergütungen festgelegt wurde und warum außertarifliche Verträge in die-
sem Umfang abgeschlossen wurden. Gründe oder Anlässe für Vergü-
tungserhöhungen, die teilweise in kurzen Abständen erfolgten, wurden 
ebenfalls nicht dokumentiert. 
 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



161 

Nur wenige der außertariflich bezahlten Mitarbeiter würden die Eingruppie-
rungsvoraussetzungen der höchsten Entgeltgruppe erfüllen. Tatsächlich 
werden sie aber oft noch höher bezahlt. Um es deutlich zu machen: Selbst 
wenn alle 36 Mitarbeiter nach der höchsten Vergütungsgruppe/Eingruppie-
rung des Öffentlichen Dienstes (vergleichbar: Ministerialrat) bezahlt wür-
den, könnte das UK SH jedes Jahr immer noch 1,3 Mio. € sparen. 
 
Das UK SH hält die von ihm gezahlten außertariflichen Vergütungen nicht 
für überzogen. Ganz im Gegenteil sei der Vorstand der Auffassung, dass 
die den leitenden Angestellten des UK SH gezahlte Vergütung ihren her-
ausragenden Leistungen entspreche. Überdies sei der vom LRH angestell-
te Vergleich deshalb unpassend, weil der Vergleichsmaßstab für das 
UK SH für die Höhe der Vergütung nicht die Verwaltungsbehörden seien, 
in denen Ministerialräte oder Leitende Regierungsdirektoren in der Regel 
hoheitliche Aufgaben verrichteten, sondern andere große Krankenhäuser 
mit öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Trägern, zu denen das 
UK SH teilweise in Konkurrenz stehe. 
Im Übrigen würden die Mehrkosten beim UK SH für die außertarifliche 
Vergütung nicht 1,3 Mio. €, sondern lediglich 540 bis 720 T€ im Jahr be-
tragen, weil bei den Beamten die Pensionsrückstellungen zu berücksichti-
gen seien. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass die außertariflichen Vergütun-
gen des UK SH überhöht sind. Das UK SH muss die Vergütung seiner 
Mitarbeiter wieder weitestgehend an den Tarifvertrag koppeln und die da-
mit verbundenen Einsparpotenziale nutzen. Es ist unangemessen, fast 
jede leitende Tätigkeit außertariflich zu vergüten. Ein Blick auf andere 
Krankenhäuser und Universitätsklinika zeigt, dass auch dort von leitenden 
Mitarbeitern ein besonderes Maß an Einsatz erwartet wird. Trotzdem wer-
den viele dieser Mitarbeiter tariflich vergütet. Das UK SH als öffentlich-
rechtlicher Arbeitgeber sollte sich dieser Praxis - auch vor dem Hinter-
grund seiner hohen Verschuldung - anschließen. 
Die vom LRH vergleichsweise bezifferte Einsparmöglichkeit von 1,3 Mio. € 
wird nicht geringer, wenn Pensionsrückstellungen - wie vom UK SH gefor-
dert - berücksichtigt würden. Dieser Position müssten nämlich die Arbeit-
geberanteile bei den außertariflich Beschäftigten gegengerechnet werden 
mit der Folge, dass das Ergebnis für das UK SH noch unwirtschaftlicher 
würde. 
 

23.6 Personalkosten im UK SH insgesamt steigend 
 
Der Personalaufwand stieg im UK SH von 2005 bis 2009 um 37,7 Mio. € 
(9,7 %). 365 Vollkräfte wurden in dieser Zeit abgebaut (-4,82 %). Die Per-
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sonalkosten je Vollkraft betrugen 2005 noch 51.463 €. 2009 waren es be-
reits 59.290 €. Sie sind um 15,2 % gestiegen. 
 
In den einzelnen Berufsgruppen entwickelten sich die Personalkosten sehr 
unterschiedlich. Bei fast gleichem Personalbestand stiegen die Personal-
kosten des Ärztlichen Dienstes seit 2005 um 23,6 %. Während das UK SH 
pro ärztlicher Vollkraft 2005 „lediglich“ 82.799 € aufwandte, waren es 2009 
bereits 103.119 €. Diese Entwicklung wird maßgeblich durch den Ab-
schluss der Chefarztverträge beeinflusst, die zunehmend auch mit Ober-
ärzten geschlossen werden. 
 
Im Verwaltungsdienst stiegen die Personalkosten je Vollkraft seit 2005 um 
8,9 %. Die Zahl der Vollkräfte erhöhte sich um 6,4 %. Im Verwaltungs-
dienst waren 2009 mehr und erheblich besser vergütete Vollkräfte tätig als 
im Vorjahr. Das ist auf die vielen außertariflichen Dienstverträge zurückzu-
führen, die der Vorstand im Verwaltungsbereich geschlossen hat. 
 
Die Gesamtpersonalkosten 2009 überstiegen die im Wirtschaftsplan vor-
gesehenen um 27,4 Mio. €. Das verdeutlicht die seit Jahren bestehenden 
Mängel im Berichtswesen und der Unternehmenssteuerung. Die derzeit 
getrennt arbeitenden Bereiche für Medizinisches-, Personal- und Finanz-
Controlling müssen dringend zusammengeführt werden. Nur Berichte mit 
validen Daten, die den gesamten Unternehmensbereich in komprimierter 
Form abbilden, ermöglichen dem Vorstand die notwendige Steuerung. Der 
Jahresabschluss 2009 enthält im Personalbereich keine unvorhersehbaren 
Entwicklungen, die diese Abweichung rechtfertigen. 
 
UK SH und Wissenschaftsministerium weisen daraufhin, dass u. a. der 
niedrige Basisfallwert in Schleswig-Holstein für die Deckungslücke zwi-
schen den Personalkosten und den Krankenhauserlösen verantwortlich 
sei. 
 
Der LRH widerspricht dieser Auffassung. Der Landesbasisfallwert in 
Schleswig-Holstein ist seit 2008 um 199 € pro Fall gestiegen. Allein da-
durch sind dem UK SH Mehrerlöse von 15 Mio. € zugeflossen. Die Ursa-
che für die wirtschaftliche Schieflage des UK SH liegt nicht im Erlös-, son-
dern im Aufwandsbereich. Dieser wird u. a. durch die große Anzahl der 
Ärzte und die hohen Personalkosten für bestimmte Mitarbeitergruppen be-
lastet. Auch bei Anwendung des zurzeit höchsten Landesbasisfallwerts, 
wie in Rheinland-Pfalz, hätte das UK SH bei den Personalkosten noch ein 
Defizit von 9,3 Mio. € erwirtschaftet. 
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23.7 Sanierungsbeauftragter 
 
Von 2007 bis 2010 beschäftigte der Aufsichtsrat im UK SH einen Sanie-
rungs- und Strategiemanager (Sanierungsbeauftragter). Sein Auftrag war, 
das vorhandene strukturelle Defizit des UK SH von jährlich 20 Mio. € ab-
zubauen und das UK SH bis 2010 aus der Verlustzone herauszuführen. 
 
Von dem Ziel, das strukturelle Defizit abzubauen, ist das UK SH nach wie 
vor weit entfernt. Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung des UK SH 
wiesen in den letzten Jahren zwar sinkende Jahresverluste aus. Aber das 
strukturelle Defizit von mindestens 20 Mio. € besteht nach wie vor. Der 
2009 ausgewiesene Jahresfehlbetrag von 12,3 Mio. € konnte im Wesentli-
chen durch die Auflösung von Rückstellungen, den Verkauf von GmbH-
Anteilen sowie geringeren VBL-Beiträgen erreicht werden. Ohne diese 
Einmaleffekte hätte der Jahresfehlbetrag 31 Mio. € betragen. Auch 2010 
beträgt das Defizit des UK SH nach dem vorläufigen Jahresergebnis 
11,58 Mio. €. 
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24. Baltic Sea International Campus GmbH 
 

Die Landesregierung hat 2003 entschieden, den Fachbereich Bau-
wesen der Fachhochschule Kiel von Eckernförde nach Lübeck zu 
verlagern. Ein Konzept für die weitere Nutzung der Hochschullie-
genschaft in Eckernförde fehlte.  
 
Das Land hat die Liegenschaft 2007 einem deutsch-chinesischen 
Unternehmen für wissenschaftliche Weiterbildung zur Verfügung 
gestellt. Grundlage dafür ist eine Kooperationsvereinbarung. Das 
Unternehmen hat die hochgesteckten Ziele dieser Vereinbarung 
nicht erreicht: Wissenschaftliche Weiterbildung in Zusammenar-
beit mit den schleswig-holsteinischen Hochschulen hat auf dem 
Hochschulcampus in Eckernförde nicht stattgefunden. 
 
Dem Geschäftsmodell liegt ein unrealistischer Businessplan zu-
grunde. Das Wissenschaftsministerium und die Hochschulen 
müssen bei Kooperationen mit Dritten darauf achten, dass sorg-
fältige Marktanalysen und realistische Businesspläne erstellt 
werden. 

 
24.1 Vorbemerkung 

 
Die wissenschaftliche Weiterbildung gehört neben Forschung und Lehre 
zu den im Hochschulgesetz (HSG) genannten Kernaufgaben der Hoch-
schulen.1 In besonderen Fällen können die Hochschulen bei der wissen-
schaftlichen Weiterbildung mit Einrichtungen außerhalb des Hochschulbe-
reichs kooperieren. Als Kooperationspartner kommen auch Institute infra-
ge, die einer Hochschule nach § 35 HSG angegliedert sind (An-Institut).  
 
Der LRH hat 2009/2010 die wissenschaftliche Weiterbildung der Hoch-
schulen durch An-Institute geprüft.2 Dazu gehört auch die „Baltic Sea In-
ternational Campus GmbH“ (BSIC GmbH), ein An-Institut der Universität 
Flensburg. Sie nutzt eine Landesliegenschaft in Eckernförde, in der bis 
2007 der Fachbereich Bauwesen der Fachhochschule (FH) Kiel unterge-
bracht war. 
 

                                                      
1  §§ 2, 58 und 59 des Gesetzes über die Hochschulen und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 28.02.2007, GVOBl. Schl.-H. S. 184, 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung des Hochschulgesetzes und anderer 
Rechtsvorschriften vom 04.02.2011, GVOBl. Schl.-H. S. 34, berichtigt S. 67. 

2  Bemerkungen 2010 des LRH, Nr. 24: Murmann School of Global Management and Eco-
nomics. 
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24.2 Aufgabe eines Hochschulstandorts - keine Nachfolgenutzung 
 
Die Landesregierung hat 2003 entschieden, die Fachbereiche Bauwesen 
der FH Kiel und der FH Lübeck in Lübeck zu konzentrieren. Grundlage da-
für war eine Empfehlung der Erichsen-Kommission.1 Die Kommission hat-
te den Auftrag, eine gutachterliche Stellungnahme zur inhaltlichen und 
strukturellen Entwicklung der Hochschulen des Landes vorzulegen. Mitte 
2007 war die Verlagerung des Fachbereichs nach Lübeck vollzogen. 
 
Die geräumte Liegenschaft in Eckernförde besteht aus einem Grundstück 
von 22.000 m² und Gebäuden mit 5.500 m² Hauptnutzfläche. Das Haupt-
gebäude steht seit 1995 unter Denkmalschutz. Der Flächennutzungsplan 
der Stadt Eckernförde weist die Liegenschaft als „Sondergebiet Schule“ 
aus. Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. 
 
Geeignete Folgenutzungen für die frei werdende Liegenschaft zeichneten 
sich nicht ab. Es gab keine Kaufinteressenten. Das Wissenschaftsministe-
rium suchte nach Möglichkeiten, die Liegenschaft in Eckernförde weiterhin 
für Hochschulzwecke zu nutzen. 
 

24.3 Chinesische Investoren - Retter in der Not? 
 
Im Frühsommer 2006 bekundeten chinesische Investoren Interesse, dort 
eine private, international agierende Weiterbildungseinrichtung mit insge-
samt 2 Mio. € zu unterstützen. Das Angebot fiel im Wissenschaftsministe-
rium auch aus regionalpolitischen Gründen auf fruchtbaren Boden.  
 
Einer der chinesischen Investoren hat sich mit weiteren Partnern zu einer 
deutsch-chinesischen Interessentengruppe zusammengeschlossen. Mit 
dieser Interessentengruppe und der Universität Flensburg hat das Land 
(Wissenschaftsministerium) im März 2007 eine Kooperationsvereinbarung 
geschlossen. Sie kann von einem der Vertragspartner mit einer Frist von 
6 Monaten erstmals zum 31.12.2011 gekündigt werden. 
 
Wesentliche Inhalte der Kooperationsvereinbarung sind: 
• Zur Planung und Durchführung wissenschaftlicher Weiterbildung soll 

die BSIC GmbH gegründet werden. Ziel ist es, eine international agie-
rende Einrichtung der wissenschaftlichen Weiterbildung in Eckernförde 
aufzubauen und nachhaltig zu betreiben. Gesellschafter sollen die 
deutsch-chinesische Interessentengruppe, die Universität Flensburg 
und weitere Personen sein. 

                                                      
1 Zur Entwicklung der Hochschulen in Schleswig-Holstein, Empfehlungen der von der Lan-

desrektorenkonferenz und der Ministerin für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
eingesetzten Expertenkommission (Erichsen-Kommission), Kiel 2003, S. 95. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



166 

• Das Land verpflichtet sich, insbesondere die notwendigen räumlichen 
Voraussetzungen für den geplanten Studienbetrieb zu schaffen. Zu 
diesem Zweck hat es der Universität Flensburg die Liegenschaft in 
Eckernförde zur Nutzung übertragen. Die Kosten für den Betrieb und 
die Unterhaltung der Liegenschaft1 obliegen der Universität.  

• Die Universität Flensburg stellt der BSIC GmbH die erforderlichen 
Räumlichkeiten für wissenschaftliche Weiterbildungsangebote zur Ver-
fügung. Die inhaltliche Verantwortung für die Maßnahmen und Pro-
gramme trägt die Hochschule, die die BSIC GmbH mit der Durchfüh-
rung beauftragt. 

• Das Studienangebot der BSIC GmbH soll überwiegend international 
ausgerichtete Maßnahmen und Programme der wissenschaftlichen 
Weiterbildung umfassen. Dazu sollen auch Masterstudiengänge der 
Universität Flensburg oder anderer schleswig-holsteinischer Hochschu-
len gehören. Das Studienangebot soll durch Zusammenarbeit mit 
Hochschulen außerhalb Schleswig-Holsteins, insbesondere chinesi-
schen Hochschulen, erweitert werden. 

 
Das Wissenschaftsministerium hat die Kooperationsvereinbarung im Früh-
jahr 2007 dem Landtag (Finanz- und Bildungsausschuss) zur Kenntnis ge-
geben.2 
 

24.4 BSIC GmbH - Gründung mit zu hoch gesteckten Zielen 
 
Im März 2007 ist die BSIC GmbH mit Sitz in Eckernförde gegründet wor-
den.3 Das Wissenschaftsministerium hat die Beteiligten frühzeitig aufge-
fordert, einen Businessplan aufzustellen. Der Anfang 2007 vorgelegte 
Businessplan für die Jahre 2007 bis 2011 stellt Chancen und Risiken der 
Geschäftsentwicklung dar. Er enthält verschiedene Berechnungen zu den 
Gewinnerwartungen und beruht auf Angaben der deutsch-chinesischen In-
teressentengruppe und allgemeinen Markteinschätzungen. Partner der 
Hochschulen sollten ausländische Auftraggeber sein, vornehmlich aus 
China. Eine belastbare Marktanalyse liegt nicht vor. 
 
Das Konzept der wissenschaftlichen Weiterbildung ist nicht innerhalb einer 
Hochschule entwickelt, sondern von außen an die Hochschule herange-
tragen worden. Dem Geschäftsmodell liegt ein Businessplan mit unrealisti-
schen Umsatz- und Gewinnerwartungen zugrunde.4  
 

                                                      
1 Kap. 1206 Titel 519 15: Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen der Uni-

versität Flensburg. 
2 Umdruck 16/1871 vom 20.03.2007. 
3 Amtsgericht Kiel HRB 9053 KI. 
4  Vgl. ähnlich Bemerkungen 2010 des LRH, Nr. 24: Murmann School of Global Manage-

ment and Economics. 

 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2011 
 



167 

Das Wissenschaftsministerium und die Universität Flensburg haben ver-
säumt, den Businessplan kritisch zu prüfen. Die Kooperationsvereinbarung 
hätte auf dieser Grundlage nicht unterzeichnet werden dürfen. Das Wis-
senschaftsministerium und die Hochschulen müssen bei geplanten Koope-
rationen mit Dritten darauf achten, dass sorgfältige Marktanalysen und 
realistische Businesspläne erstellt werden. 
 
Das Wissenschaftsministerium hält aus heutiger Sicht die im Business-
plan genannten Umsatz- und Gewinnerwartungen ebenfalls für unrealis-
tisch. In der damaligen Situation hätten aber begründete Erwartungen an 
eine erfolgreiche Entwicklung bestanden. Der Feststellung des LRH zur 
fehlenden Marktanalyse stimmt das Wissenschaftsministerium nicht zu.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Feststellung. Der Businessplan enthält in den 
Vorbemerkungen den ausdrücklichen Hinweis, dass die üblicherweise für 
einen Businessplan anzustellenden ausführlichen Untersuchungen im vor-
liegenden Fall nicht geleistet werden könnten. 
 

24.5 Mietfreie Überlassung an die BSIC GmbH - haushaltsrechtliche Grund-
lage fehlt 
 
Aufgrund der Kooperationsvereinbarung darf die BSIC GmbH die Liegen-
schaft für wissenschaftliche Weiterbildung in Zusammenarbeit mit schles-
wig-holsteinischen Hochschulen mietfrei nutzen. Das galt bis Ende 2009 
auch für Flächen, die für wissenschaftliche Weiterbildung in Kooperation 
mit Hochschulen außerhalb Schleswig-Holsteins genutzt werden. Darüber 
hinaus kann die BSIC GmbH bis zu 10 % bzw. 550 m² der Fläche für ihre 
„Business-Partner“ in Anspruch nehmen. Die Ausgaben für leer stehende 
Gebäudeteile werden nicht von der GmbH getragen, sondern gehen zulas-
ten des Haushalts der Universität Flensburg.  
 
Wenn eine Landesliegenschaft Dritten zur mietfreien Nutzung überlassen 
werden soll, ist eine haushaltsrechtliche Ermächtigung erforderlich.1 Das 
Wissenschaftsministerium hat versäumt, eine solche Ermächtigung einzu-
holen. Die Information des Finanzausschusses über die Kooperationsver-
einbarung ersetzt nicht die erforderlichen haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen. 
 
Das Wissenschaftsministerium macht geltend, dass die Kooperations-
vereinbarung auf eine Fortsetzung der Hochschulnutzung der Liegenschaft 
gezielt habe. Es handle sich nicht um eine Überlassung an Dritte im Sinne 
der LHO. 

                                                      
1  § 63 Abs. 5 LHO i. V. m. VV Nr. 5 zu § 64 LHO. 
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Der LRH stellt dazu fest, dass die BSIC GmbH eine Stelle außerhalb der 
Landesverwaltung ist. Sie war laut Kooperationsvereinbarung berechtigt, 
die Flächen für wissenschaftliche Weiterbildung in Zusammenarbeit mit 
schleswig-holsteinischen Hochschulen mietfrei zu nutzen. Diese Regelung 
galt bis Ende 31.12.2009 auch für die Zusammenarbeit mit Hochschulen 
außerhalb Schleswig-Holsteins. Die dafür genutzte Fläche war auf 40 % 
der Gebäudefläche begrenzt. Erst ab dem 01.01.2010 war für diese Flä-
chen ein angemessenes Entgelt an die Universität Flensburg zu entrich-
ten. Eine haushaltsrechtliche Ermächtigung hätte eingeholt werden müs-
sen. 
 

24.6 Kooperationsvereinbarung geändert - Finanzausschuss nicht unter-
richtet  
 
2008 haben die Universität Flensburg und die BSIC GmbH gesondert ver-
einbart, dass bis zu 2.000 m² Hauptnutzfläche von der BSIC GmbH ver-
mietet werden dürfen. Die Vermietungen müssen dazu dienen, die Aufga-
ben der BSIC GmbH zu erfüllen. Die BSIC GmbH ist verpflichtet, die Mie-
ten und Nebenkosten an die Universität Flensburg abzuführen. 
 
Das Wissenschaftsministerium hat im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium der Vereinbarung zugestimmt. Die Kooperationsvereinbarung von 
2007 hat sich damit substantiell geändert. Der Finanzausschuss ist über 
die veränderten Nutzungskonditionen nicht unterrichtet worden. 
 
Das Wissenschaftsministerium teilt mit, die Vereinbarung über die Ver-
mietung von Flächen sei zwischen der Universität Flensburg und der BSIC 
GmbH geschlossen worden. Ziel sei eine adäquate und zur Kosten-
deckung beitragende Nutzung gewesen. Die Kooperationsvereinbarung 
habe sich dadurch nicht geändert. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung. Die Erweiterung von ursprünglich bis 
zu 550 m² für „Business-Partner“ (10 % der Gebäudefläche) auf 2.000 m² 
verändert die Kooperationsvereinbarung substanziell. Das Wissen-
schaftsministerium hat die Vereinbarung gebilligt und hätte den Finanz-
ausschuss informieren müssen. 
 

24.7 Kooperationsvereinbarung - Ziele nicht erreicht 
 
Die BSIC GmbH hat die Ziele der Kooperationsvereinbarung in keiner 
Weise erreicht. Wissenschaftliche Weiterbildung in Zusammenarbeit mit 
der Universität Flensburg gibt es nicht. Auf dem Campus in Eckernförde 
hat auch keine wissenschaftliche Weiterbildung in Zusammenarbeit mit 
anderen schleswig-holsteinischen Hochschulen stattgefunden. Lediglich 
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für den Masterstudiengang „Windengineering“ der FH Flensburg hat die 
BSIC GmbH einzelne Studierende gewinnen können.  
 
Vorgesehen war ein enges Zusammenwirken der BSIC GmbH mit allen 
schleswig-holsteinischen Hochschulen, einschließlich deren Beteiligung 
am Stammkapital. Die privaten Gesellschafter waren daran interessiert, 
dass sich die Hochschulen als Mitgesellschafter am Stammkapital beteili-
gen. Der Gesamtumfang der Beteiligungen sollte aber nicht den bestim-
menden Einfluss der privaten deutsch-chinesischen Gesellschafter auf die 
Geschäftspolitik der BSIC GmbH gefährden.  
 
Von den Hochschulen ist allein die Universität Flensburg Gesellschafterin 
der BSIC GmbH geworden. Die Universität Flensburg hält mit 9.000 € 
einen Anteil von weniger als 10 % des Stammkapitals von 103.000 €. Sie 
hat damit nur einen geringen Einfluss auf den Geschäftsbetrieb. Andere 
schleswig-holsteinische Hochschulen haben sich nicht beteiligt. Auch die-
ses Ziel der Kooperationsvereinbarung ist nicht erreicht worden. 
 
Die Universität Flensburg hat mitgeteilt, dass sie die Zustimmung des 
Landes zur Veräußerung ihrer Anteile an der BSIC GmbH beantragt habe. 
Das Wissenschaftsministerium begrüßt die beabsichtigte Veräußerung 
und hat das Finanzministerium um Zustimmung gebeten. 
 
Die Liegenschaft ist nicht für Zwecke der wissenschaftlichen Weiterbildung 
genutzt worden. Die BSIC GmbH und ihre Geschäftspartner nutzen weni-
ger als die Hälfte der Fläche.1 Knapp 10 % der Fläche hat die Universität 
Flensburg seit September 2008 direkt an den Kreis Rendsburg-Eckern-
förde für Berufsschulzwecke vermietet. Weite Teile der Gebäude stehen 
leer. Zu welchen Bedingungen die BSIC GmbH Räume nutzen kann, in-
terpretieren Universität Flensburg und BSIC GmbH zudem unterschiedlich. 
Art und Umfang der von der BSIC GmbH zu leistenden Zahlungen sind 
strittig. Schlussrechnungen von Mieten und Nebenkosten stehen aus.2 
 
Die Universität Flensburg hat Ende Oktober 2010 die Konsequenzen ge-
zogen und die Kooperationsvereinbarung zum 31.12.2011 gekündigt. Sie 
will sich von ihren Gesellschaftsanteilen trennen. Ende November 2010 
hat sie eine außerordentliche Kündigung zum 15.02.2011 ausgesprochen. 
Als Hauptgründe macht sie die nicht vertragsgemäße Nutzung der Liegen-
schaft und Zahlungsverzug bei Nutzungsentgelten geltend. 
 
Auch das Wissenschaftsministerium hält die Nutzungssituation der Lie-
genschaft für problematisch. Deshalb hat es im November 2010 dem LRH 

                                                      
1  Stand September 2009. 
2  Stand 28.10.2010. 
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mitgeteilt, die Kooperationsvereinbarung zeitnah zu kündigen. Ziel sei die 
Übertragung der Liegenschaft auf das Finanzministerium sowie die Ver-
äußerung gemäß § 64 LHO.  
 
Die Universität Flensburg und die BSIC GmbH haben im Dezember 
2010 vereinbart, dass die Liegenschaft spätestens bis zum 01.06.2011 ge-
räumt wird. 
 

24.8 BSIC GmbH - Status als An-Institut gerechtfertigt? 
 
Das Wissenschaftsministerium hat der BSIC GmbH Mitte 2008 den Status 
eines An-Instituts der Universität Flensburg verliehen. Die BSIC GmbH er-
hält damit die Stellung einer wissenschaftlichen oder künstlerischen Ein-
richtung an der Universität. Das erforderliche Einvernehmen hierzu hat die 
Universität zuvor durch Mehrheitsbeschluss des Senats hergestellt.1  
 
Ein An-Institut muss der Lehre, Forschung oder Kunst dienen bzw. andere 
hochschulbezogene Aufgaben wahrnehmen.2 Das Wissenschaftsministe-
rium und die Universität Flensburg müssen prüfen, ob die BSIC GmbH an-
gesichts der aktuellen Entwicklung die hochschulrechtlichen Vorausset-
zungen für den Status eines An-Instituts erfüllt.  
 
Die Universität Flensburg wird ihre Gremien über die Auflösung des Sta-
tus der BSIC GmbH als An-Institut beraten lassen. 
 

24.9 Verkauf der Liegenschaft - Kaufangebote unter Wert nicht akzeptabel 
 
Bereits im August 2007 haben die Geschäftsführer der BSIC GmbH ange-
boten, die Liegenschaft zu erwerben. Sie planten neben der Weiterbildung 
auch andere Nutzungen. Weder das Kaufangebot 2007 noch weitere Kauf-
angebote aus dem Umfeld der BSIC GmbH haben zu einem Vertragsab-
schluss geführt. Die Gebote lagen deutlich unterhalb des Verkehrswerts. 
Ein Verkauf der Liegenschaft unterhalb des Verkehrswerts ist nicht zu ver-
treten. 
 
Das Wissenschaftsministerium hat festgestellt, dass die Liegenschaft in 
Eckernförde nicht mehr für Hochschulzwecke benötigt wird. Es hat das  
Finanzministerium gebeten, das Verfahren nach § 64 LHO einzuleiten. 
Dazu gehört die Feststellung, dass die Liegenschaft innerhalb der Landes-
verwaltung entbehrlich ist. Außerdem muss eine Wertermittlung durchge-
führt werden. 
 

                                                      
1  § 35 Abs. 1 HSG. 
2 § 35 Abs. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1 und 2 HSG. 
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Das Finanzministerium beabsichtigt, die Liegenschaft überregional anzu-
bieten und im Wege eines öffentlichen Ausbietungsverfahrens zu veräu-
ßern. Ein solches Verfahren ist sachgerecht und angemessen. Es schafft 
die erforderliche Transparenz. Vorher sollte das Finanzministerium mit dem 
Kultusministerium und der Stadt Eckernförde verhandeln, damit Denkmal-
schutz und baurechtliche Bestimmungen eine angemessene Vermarktung 
der Liegenschaft nicht behindern. 
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Ministerium für Arbeit, Soziales und  
Gesundheit 

 
25. Kürzung des Landesblindengeldes 

 
Der Nachteilsausgleich blinder Menschen muss einkommens- 
und vermögensabhängig sowie bedarfsgerecht sein. Dafür ist 
die Blindenhilfe nach SGB XII ausreichend. Das Landesblinden-
geld kann insgesamt entfallen. 
 

25.1 Landesblindengeld 
 
Mit dem Bundessozialhilfegesetz1 wurde 1962 die vom Einkommen und 
Vermögen abhängige Blindenhilfe eingeführt. Im Zuge des Gesetz-
gebungsverfahrens entstand in vielen Bundesländern der Wunsch nach 
zusätzlichen Hilfen für blinde Menschen. Trotz verfassungsrechtlicher Be-
denken2 beschloss der Schleswig-Holsteinische Landtag am 29.03.1971 
das „Gesetz über Landesblindengeld“ (LBIGG).3 Blinden und stark sehbe-
hinderten Menschen4 sollte unabhängig von den geltenden sozialhilfe-
rechtlichen Nachrang- und Bedürftigkeitsregeln ein Landesblindengeld 
gewährt werden. Sie erhalten seitdem ein einkommens- und vermögensu-
nabhängiges Landesblindengeld als Ausgleich für die durch Blindheit be-
dingten Mehraufwendungen. 
 
In Schleswig-Holstein sind die Ausgaben für Landesblindengeld von 
20,3 Mio. € in 2005 auf 16,4 Mio. € in 2009 gesunken. 2009 haben 
4.359 blinde Menschen Landesblindengeld erhalten. Die Zahl der Emp-
fänger ist seit 2001 um 14 % gesunken.  
 
Das Landesblindengeld betrug von 2006 bis 2010 monatlich 400 € für Er-
wachsene und 200 € für Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr. Das Land hat das Blindengeld für erwachsene blinde 
Menschen - ausgenommen taubblinde Erwachsene - ab 01.01.2011 auf 
monatlich 200 € gesenkt.5 Der zusätzliche, durch die Behinderung beding-
te Bedarf ist nicht ermittelt worden. Sowohl die Kürzung um 50 % als auch 

                                                      
1  Bundessozialhilfegesetz vom 30.06.1961, aufgehoben durch Art. 68 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-

setzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 27.12.2003, 
BGBl. I S. 3022. 

2  Prof. Dr. Ernst Forsthoff, Rechtsgutachten für den Deutschen Blindenverband e. V., 
(1959). 

3  Gesetz über Landesblindengeld i. d. F. d. Bekanntmachung vom 12.05.1997, 
GVOBl. Schl.-H. S. 313 - Landesblindengeldgesetz (LBlGG), geändert am 15.12.2005, 
GVOBl. Schl.-H. S. 568. 

4  Im Folgenden werden blinde und stark sehbehinderte Menschen als „blinde Menschen“ 
bezeichnet. 

5  Art. 19 Haushaltsbegleitgesetz 2010/2011 vom 17.12.2010, GVOBl. Schl.-H. S. 789 ff. 
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die ursprüngliche Festsetzung sind damit sachlich nicht begründet. Men-
schen mit anderen schweren Behinderungen erhalten keinen vom Einkom-
men und Vermögen unabhängigen Nachteilsausgleich. 
 
Das Sozialministerium erklärt, das Blindengeld nach dem jeweiligen Lan-
desrecht sei immer eine pauschale Leistung, die unabhängig vom Umfang 
des Unterstützungsbedarfs blinder Menschen gewährt werde, gewesen. 
Dies möge darin begründet sein, dass sogar die einkommens- und vermö-
gensabhängige Blindenhilfe, die als individuelle Fürsorgeleistung im Rah-
men des SGB XII geleistet werde, entgegen der Systematik aller anderen 
Leistungen nach dem SGB XII für Menschen mit Behinderung eine pau-
schale Leistung darstelle. 
 

25.2 Blindenhilfe ist kein Almosen 
 
Neben dem Landesblindengeld können bedürftige blinde Menschen einen 
Antrag auf Blindenhilfe nach § 72 SGB XII1 stellen. Sie beträgt ab 
01.07.2009 monatlich 608,96 €. Auf Blindenhilfe besteht ein gesetzlicher 
Anspruch, sie ist kein Almosen. Blindenhilfe soll den Leistungsberechtigten 
ermöglichen, ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen ent-
spricht.  
Die Einkommens- und Vermögensgrenzen nach § 85 SGB XII engen den 
Kreis der Leistungsempfänger für Blindenhilfe ein. Für blinde und für 
schwerstpflegebedürftige Menschen sind diese jedoch durch § 87 Abs. 1 
S. 3 SGB XII gemildert. Ihnen wird der Einsatz des Einkommens über der 
Einkommensgrenze von mindestens 60 % nicht zugemutet. Das heißt, bei 
Überschreitung der Einkommensgrenze werden lediglich 40 % des Über-
schreitungsbetrags von der Blindenhilfe abgezogen. 
Der Anspruch auf Blindenhilfe ist nachrangig gegenüber den Leistungen 
des LBIGG. Bei Kürzen oder Streichen des Landesblindengeldes wird sich 
die Zahl der Anspruchsberechtigten für Blindenhilfe erhöhen. 
 
2008 erhielten 8,4 % der blinden Menschen neben dem Landesblinden-
geld auch Blindenhilfe. Die Kreise und kreisfreien Städte haben für 
374 blinde Menschen 836 T€ Blindenhilfe gezahlt.2  
 

25.3 Blindengeld in den anderen Bundesländern 
 
Landesblindengeld wird in allen Bundesländern gezahlt. Die gesetzlichen 
Regelungen zur Berechnung und die Höhe weichen voneinander ab. 

                                                      
1  Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - vom 27.12.2003,  BGBl. I 

S. 3022, zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 09.12.2010, BGBl. I S. 1885. 
2  Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein, Die Sozialhilfe in Hamburg und 

Schleswig-Holstein 2008, K I 1 - j/08, Teil 1 vom 01.10.2009, S. 12. 
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Blindengeld in den Bundesländern 

Bundesland Blindengeld in € 
 ab 18 Jahre unter 18 Jahre

Dynami-
sierung 

Nordrhein-Westfalen 608,96 295,00 Ja 

Hessen 523,71 305,00 Ja 

Bayern 518,00 518,00 Ja 

Berlin 487,17 244,00 Ja 

Hamburg 463,92 463,92 Ja 

Saarland 438,00 293,00 Nein 

Mecklenburg-Vorpommern 430,00 273,05 Nein 

Rheinland-Pfalz 410,00 205,00 Nein 

Baden-Württemberg 409,03 204,52 Nein 
Durchschnitt 395,68 275,21  

Bremen 358,09 179,04 Ja 

Sachsen-Anhalt 350,00 250,00 Nein 

Sachsen 333,00 249,75 Nein 

Niedersachsen 265,00 320,00 Nein 

Thüringen 270,00 270,00 Nein 

Brandenburg 266,00 133,00 Nein 

Schleswig-Holstein 200,00 200,00 Nein 

Stand: 01.01.2011 

 
Erwachsene blinde Menschen erhalten im Bundesdurchschnitt monatlich 
395,68 € Landesblindengeld. In vielen Bundesländern ist die Höhe des 
Landesblindengeldes in den vergangenen Jahren reduziert worden. Die 
Länder Bremen, Niedersachsen und Thüringen haben darüber beraten, 
das Landesblindengeld abzuschaffen. Thüringen und Niedersachsen ha-
ben das Landesblindengeld für kurze Zeit gestrichen. Nach Protesten der 
Blindenverbände haben diese Länder das Landesblindengeld, wenn auch 
reduziert, wieder eingeführt. Es ist nicht nachvollziehbar, warum in den 
Bundesländern der durch Blindheit bedingte Mehraufwand unterschiedlich 
hoch sein sollte. 
 
Das Sozialministerium weist darauf hin, dass über die Höhe des Blin-
dengeldes der jeweilige Landesgesetzgeber entscheide. Die Höhe der 
Leistung orientiere sich nicht nur am Mehraufwand blinder Menschen, 
sondern werde auch weitgehend von anderen Faktoren, wie etwa den 
finanziellen Möglichkeiten des jeweiligen Landes, bestimmt. 
 

25.4 Landesblindengeld streichen? 
 
Ja, das Landesblindengeld kann entfallen. Hierdurch wird das Neben-
einander von Landesblindengeld und Blindenhilfe beseitigt. Der Anspruch 
blinder Menschen auf Nachteilsausgleich muss einkommens- und vermö-
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gensabhängig sein. Nicht bedürftigen blinden Menschen kann zugemutet 
werden, ihre Mehraufwendungen aus ihrem Einkommen und Vermögen 
und durch die ihnen zustehenden Vergünstigungen (Steuern, Verkehrs- 
und Hilfsmittel) zu tragen. Die Auffangregelung des § 72 SGB XII rechtfer-
tigt den Wegfall des Landesblindengeldes. 
 

25.5 Welche Einsparungen sind möglich? 
 
Für das Landesblindengeld sind 2010  17,2 Mio. € veranschlagt. Wegen 
der Kürzung auf 200 € monatlich sind 2011 und 2012 jeweils 7,9 Mio. € 
geplant. Im Gegenzug ist der Ansatz für Blindenhilfe um 4,7 Mio. € auf 
5,5 Mio. €1 erhöht worden. Es werden also voraussichtlich 4,6 Mio. € pro 
Jahr gespart. 
 
Die finanzwirtschaftlichen Auswirkungen des vom LRH empfohlenen voll-
ständigen Wegfalls des Landesblindengeldes können nur geschätzt wer-
den. Es ist schwer absehbar, wie viele der bisherigen Empfänger von Lan-
desblindengeld künftig einen Anspruch auf Blindenhilfe geltend machen 
werden. Wenn die Ausgaben für Blindenhilfe bei vollständigem Wegfall 
des Landesblindengeldes in gleicher Weise (um 4,7 Mio. €) steigen wie bei 
der beschlossenen Kürzung, könnten jährlich 7,8 Mio. € eingespart wer-
den. 
 

Einsparungen bei Kürzung und Wegfall des Landesblindengeldes 
 bis 

2010 
Mio. € 

Regelung 
2011/2012 

Mio. € 

Vorschlag 
LRH 

Mio. € 
Ansatz Landesblindengeld 17,2 7,9 - 

Ansatz Blindenhilfe 0,8 5,5 10,2 

Gesamtaufwand 18,0 13,4 10,2 

Einsparung gegenüber 2010  4,6 7,8 
 

                                                      
1 Die Aufwendungen für Blindenhilfe werden den örtlichen Trägern der Sozialhilfe erstattet. 

Sie sind enthalten im Titel 1005 - 633 65 TG 65 - Erstattungen an Kreise und Gemein-
den. 
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26. Prüfungsrecht bei der Eingliederungshilfe - Auftrag des 
Landtages seit 1993 nicht umgesetzt 

 
Seit 1993 fordert der Landtag, ein Prüfungsrecht des Landes-
rechnungshofs bei Einrichtungsträgern der Eingliederungshilfe 
zu vereinbaren. Das Sozialministerium ist dieser Verpflichtung 
nicht nachgekommen. 
Der Landesrechnungshof erwartet, dass bei Neuabschluss des 
Landesrahmenvertrags 2011 ein Prüfungsrecht für den Landes-
rechnungshof verankert wird. 

 
26.1 Bisherige Erfahrungen zeigen: Prüfungsrecht dringend geboten 

 
Die Ausgaben der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen haben 
sich von 1999 bis 2009 von 345 Mio. € auf 550 Mio. € erhöht. Die Einglie-
derungshilfe macht 58 % aller Ausgaben des Ministeriums für Arbeit, Sozi-
ales und Gesundheit (Sozialministerium) für Zuweisungen und Zuschüsse 
aus. Um die wesentlichen Ursachen des ungebremsten Ausgabenanstiegs 
in der Eingliederungshilfe herauszufinden, hat der LRH seit 2003 folgende 
Prüfungen durchgeführt: 
• Pflegesatzverfahren bei der Eingliederungshilfe für behinderte Men-

schen (Landesrahmenvertrag nach § 93 d Abs. 2 BSHG),1 
• Staatliche Schule für Hörgeschädigte und staatliche Schulen für Behin-

derte,2 
• Staatliche Schule für Hörgeschädigte und staatliche Schulen für Behin-

derte, Nachschau3 und 
• Kommunalisierung der Eingliederungshilfe ein Erfolg?4 
 
Die festgestellten Mängel sind gravierend. Der LRH empfahl umfangreiche 
Maßnahmen zur Kostenbegrenzung und zur Verbesserung der Verwal-
tungsabläufe im Sozialministerium. 
 
Ein Prüfungsrecht bei den Einrichtungen der Eingliederungshilfe hat der 
LRH nicht. Er kann seine Prüfungen nur anhand der von den Sozialhilfe-
trägern geführten Einrichtungs- und Entgeltakten durchführen. Daher wird 
ein wesentlicher Teil des Haushalts des Sozialministeriums nicht geprüft. 
Durch Prüfungen des LRH unmittelbar bei den Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe könnte erstmalig Transparenz geschaffen und der tatsächli-
che finanzielle Bedarf ermittelt werden.  
 

                                                      
1  Vgl. Bemerkungen 2003 des LRH, Nr. 30. 
2  Vgl. Bemerkungen 2005 des LRH, Nr. 27. 
3  Vgl. Bemerkungen 2008 des LRH, Nr. 22. 
4  Vgl. Bemerkungen 2009 des LRH, Nr. 26. 
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Wirtschaftlichkeit und Qualität der Einrichtungen dürfen zwar von den So-
zialhilfeträgern geprüft werden. Sie haben davon aber nur selten Gebrauch 
gemacht. Die Einrichtungen müssen bisher nur alle 240 Jahre mit einer 
Prüfung rechnen. 
 

26.2 Forderung nach Verankerung von Prüfungsrechten blieb wiederholt 
ungehört 
 
Der Landtag hat bereits 1993 auf das fehlende Prüfungsrecht des LRH 
hingewiesen. Er teilt die Auffassung des LRH, dass diesem ein Prüfungs-
recht bei den nach Pflegesätzen abrechnenden freien Trägern der Jugend-
hilfe und Wohlfahrtspflege eingeräumt werden müsse.1 
 
Nachdem der LRH 2002 das Pflegesatzverfahren der Eingliederungshilfe 
geprüft hatte2, verpflichtete der Landtag das Sozialministerium, im zu ver-
handelnden Landesrahmenvertrag II ein Prüfungsrecht des LRH bei Ein-
richtungsträgern zu vereinbaren. 
 
2004 teilte das Sozialministerium dem Finanzausschuss mit, dass im 
Dezember 2003 Verhandlungen für einen neuen Landesrahmenvertrag 
aufgenommen worden seien. In die Verhandlungen seien die Forderungen 
des LRH eingebracht worden. Die Einrichtungsträgerverbände hätten die 
in den Gremien erarbeiteten Vorschläge abgelehnt.3 Anfang 2005 berich-
tete das Sozialministerium dem LRH über den Abschluss des Landesrah-
menvertrags. Es habe die Forderung des LRH in die Verhandlungen ein-
gebracht, ein Prüfungsrecht für den LRH sei aber nicht vereinbart worden. 
Eine Begründung wurde nicht genannt. 
 
2007 hat das Sozialministerium in die Verhandlungen zum Abschluss des 
Landesrahmenvertrags III die Forderung nach einem einrichtungsbezoge-
nen Prüfrecht für den LRH erneut eingebracht. Die Forderung wurde dabei 
nicht als Vorgabe des Landtages, sondern als eine des LRH dargestellt.4 
Die Einrichtungsträger erklärten, „… die juristische Prüfung habe ergeben, 
dass ein Prüfrecht des LRH bei Einrichtungen nach §§ 75 ff. SGB XII nicht 
bestehe. Eine Verankerung im Landesrahmenvertrag sei aus diesem Grun-
de nicht möglich. Die Verbände würden deshalb die Forderung des Landes-
rechnungshofs ablehnen.“ 

                                                      
1  Umdruck 13/1246 - Bericht und Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zu den 

Bemerkungen 1992, Nr. 21. 
2  Vgl. Bemerkungen 2003 des LRH, Nr. 30. 
3  Umdruck 15/4645. 
4  Vgl. Ergebnisprotokoll über die Verhandlung des Landesrahmenvertrags nach § 79 

Abs. 1 SGB XII im Haus der kommunalen Selbstverwaltung, Kiel, am 31.10.2007 
- TOP 2. 
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Das Sozialministerium erklärte hierzu, dass es die Rechtsposition der Ver-
bände und deren ablehnende Haltung zur Kenntnis nehme. Das Land 
würde die Unterzeichnung eines neuen Landesrahmenvertrags nicht von 
der Verankerung eines Prüfrechts des LRH abhängig machen. 
Das Sozialministerium hat die Forderungen des Landtages somit zwar in 
die Verhandlungen eingebracht, aber nicht nachhaltig vertreten. Die juristi-
sche Prüfung bezog sich auf die Frage, ob dem LRH nach den gesetzli-
chen Vorgaben der LHO und des SGB XII ein Prüfrecht zustehe. Der Auf-
trag des Landtages bezieht sich jedoch auf eine vertragliche Vereinbarung 
des Prüfungsrechts. 
 
2008 hat der LRH die Kommunalisierung der Eingliederungshilfe geprüft. 
Im Bericht und der Beschlussempfehlung zu den Bemerkungen 20091 
weist der Finanzausschuss darauf hin, dass er 2003 das Sozialministerium 
verpflichtet habe, im Landesrahmenvertrag ein Prüfungsrecht des LRH zu 
vereinbaren. Das Sozialministerium habe dies in den Verhandlungen nicht 
erreichen können. Der Landesrahmenvertrag sei zum 31.12.2010 gekün-
digt. Der Finanzausschuss erwarte, dass das Ministerium bei den anste-
henden Verhandlungen ein Prüfungsrecht des LRH in den Folgevertrag 
hinein verhandelt. 
 
Der LRH fordert das Sozialministerium und die örtlichen Sozialhilfeträger 
auf, mit Abschluss des Landesrahmenvertrags IV die Forderung des  
Finanzausschusses umzusetzen. 
 
Das Sozialministerium als Partner des Landesrahmenvertrags hat zuge-
sagt, die Forderung des LRH und des Finanzausschusses nach einem 
Prüfungsrecht in Einrichtungen in die laufenden Verhandlungen über einen 
neuen Landesrahmenvertrag einzubringen. Dies werde auch - entspre-
chend den Forderungen des LRH - mit Nachdruck geschehen. Das Sozi-
alministerium gibt zu bedenken, dass ein Prüfrecht des LRH in Einrichtun-
gen über die in § 76 Abs. 3 SGB XII getroffenen Regelungen hinausgeht. 
 
Der LRH begrüßt die Zusage des Sozialministeriums, der Forderung des 
Landtages nunmehr nachzukommen. Gerade weil in § 75 ff. SGB XII ein 
gesetzliches Prüfungsrecht des LRH fehlt, muss dieses vertraglich be-
gründet werden. Es darf keine prüfungsfreien Räume geben. Wo öffentli-
che Mittel eingesetzt werden, sind Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlich-
keit dieses Einsatzes zu überprüfen. 

                                                      
1  Landtagsdrucksache 17//377 - Bericht und Beschlussempfehlung des Finanzausschus-

ses zu den Bemerkungen 2009, Nr. 26. 
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